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haben wir uns in langen Diskussionen zahlreichen politischen
Themenfeldern gewidmet und Leitlinien erarbeitet, die auf Parteitagen
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Praambel
Liebe Wahlerinnen und Wahler!

Unser Anliegen, soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit fiir alle hier in Sachsen lebenden
Menschen zu ermoglichen, steht im Mittelpunkt dieses Wahlprogramms zu den Landtagswahlen
2014. Mit zahlreichen Ideen und Vorschlagen fir alle politischen Themengebiete wollen wir Sie
davon Uberzeugen, der LINKEN lhre Stimme zu geben und damit einen politischen Wechsel,
langfristige soziale Sicherheit, Wohlstand und eine Perspektive fir alle, die hier leben, zu
bewirken.

DIE LINKE, seit 15 Jahren die zweitstarkste Partei und starkste Oppositionskraft in Sachsen, wird
von immer mehr Menschen als glaubwirdige Interessenvertreterin der Arbeitenden, der
Erwerbslosen, der Lernenden, der Studierenden sowie der Seniorinnen und Senioren
wahrgenommen. Ein Leben in Menschenwirde fir alle zu garantieren ist uns ebenso
Herzensangelegenheit wie Weltoffenheit und Solidaritat.

Die Entwicklung Sachsens im vergangenen Vierteljahrhundert ist in vielerlei Hinsicht
widersprichlich.

Einerseits: Innenstadte, Dorfer und Kulturdenkmale wurden saniert, StraBen gebaut und
ausgebessert, diverse Unternehmen siedelten sich an, und mit diesen kamen auch neue
Arbeitsplatze. Universitaten, Hochschulen und Fachhochschulen sowie Forschungseinrichtungen
wurden modernisiert bzw. neu etabliert.

Andererseits: Gleichzeitig aber ist Sachsen auf wichtigen Gebieten ganz hinten, zum Beispiel bei
der HoOhe der Lohne oder Negativrekordhalter, etwa bei den Schulabbrecher-Zahlen.
Kinderarmut ist erschreckend, weit verbreitet und Altersarmut nimmt zu. Wir LINKE halten diese
Ungerechtigkeit nicht fir gottgegeben, sondern menschengemacht und daher tberwindbar!

Soziales und Wirtschaft sind zwei Seiten derselben Medaille - deshalb haben wir auch eine
ganze Reihe von Vorschlagen fur die weitere wirtschaftliche Entwicklung Sachsens erarbeitet.
Vor allem die deutlich starkere Forderung der Zusammenarbeit von Forschungs- und
Entwicklungseinrichtungen mit in Sachsen ansdssigen Unternehmen bildet einen Schlussel fur
eine zukunftsfahige Industriepolitik. Ebenso unterstitzen wir in unseren Regionen angesiedelte
kleine und mittelstdndische Unternehmen.

Wichtig ist dabei flir DIE LINKE. Sachsen, dass Dumpinglohne und schlechte Arbeitsbedingungen
nicht akzeptabel sind. Unseren langjahrigen Einsatz fiir eine ordentliche tarifliche Bezahlung,
wenigstens jedoch fir einen gesetzlichen Mindestlohn, setzen wir selbstversténdlich weiter fort.
Fir die Vergabe offentlicher Auftréage soll dies ebenso wie die Einhaltung von Umweltstandards
verbindliche Bedingung werden.

Der Erhalt offentlichen Eigentums, insbesondere in den Bereichen der o6ffentlichen
Daseinsvorsorge, ist fiir uns LINKE ein hohes Gut. Die Versorgung mit Wasser und Energie, das
Gesundheitswesen, die Bildung und vieles mehr sollen nicht dem Profitstreben unterliegen,
sondern in wirtschaftlich sinnvoller Weise allen zu Gute kommen. In den letzten Jahren haben wir
daflr im Rahmen vieler Burgerbegehren erfolgreich gek@mpft. lhre Stimme fir DIE LINKE.
Sachsen wird dementsprechend auch in Zukunft eine Stimme gegen die Privatisierung
offentlichen Eigentums sein.
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Aber auch im Bildungsbereich ist in Sachsen viel zu tun.

Bei allen erfreulichen ,Pisa“-Erfolgen, die wir der engagierten Lehrerschaft und guten
Elternhdusern verdanken, dirfen wir nicht vergessen: Jeder zehnte Jugendliche beendet die
Schulzeit vorzeitig ohne Abschluss und viel zu vielen Kindern wird das Lernen an Regelschulen
verwehrt. Das wollen wir &ndern. Am Ziel langeren gemeinsamen Lernens halten wir weiter fest.

Unsere Vorschlage fiir eine gute Bildungspolitik, die niemanden ausschlieBt, bedirfen natirlich
grundlicher Vorbereitung.

Mehr Erzieherinnen und Erzieher in Kindertageseinrichtungen mussen ausgebildet und
selbstversténdlich auch ordentlich bezahlt werden. Das gleiche Prinzip gilt fir viele andere
Bereiche: Jahrelange Versdumnisse kdonnen nicht mit einem Federstrich ungeschehen gemacht
werden.

In diesem Programm zeigen wir die Widerspriiche auf, die sich in den letzten 25 Jahren in
Sachsen herausgebildet haben. Vielen positiven Entwicklungen, die auch wir LINKE weiterfiihren
werden, stehen groBe Probleme gegenuber. Diese wollen wir endlich 16sen.

Ganz sicher ist aber eines: Nur eine Stimme fiir DIE LINKE. Sachsen wird nicht in einer Koalition
mit der Union landen. Nur eine Stimme fir DIE LINKE. Sachsen ist eine Stimme fir den
notwendigen politischen Wechsel, fir langfristige soziale Sicherheit, Wohlstand und Perspektive
fir alle, die hier leben.
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1. Wirtschaft und Arbeit

Die wirtschaftliche Lage in Sachsen ist von scharfen regionalen und sozialen Widersprichen
gepragt. DIE LINKE will weiter eine selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung in Sachsen
erreichen. Insbesondere die Stdrkung von Forschung und Entwicklung sowie regionalen
Wirtschaftens sind dabei unser Ziel. Die Forderung von Unternehmen verbinden wir mit einer
klaren Orientierung auf tarifliche Bezahlung aller Beschéftigten, wenigstens jedoch mit
Mindestlohn. Der Privatisierung dffentlichen Eigentums treten wir konsequent entgegen.

1.1. Wirtschaft und Arbeit in Sachsen

Die aktuelle Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise sowie deren Auswirkungen sind Produkt der in
den letzten beiden Jahrzehnten global deregulierten sowie kapitaldominierten Wirtschaftsweise.
Die {berzogenen Renditeerwartungen halten langfristige Uberlegungen zugunsten von
okologischer Nachhaltigkeit und Humanitat schon lange in Geiselhaft, und zwar sowohl global
als auch regional in Sachsen. Damit haben sich die sozialen, 6kologischen und 6ékonomischen
Verwerfungen zugespitzt. Sie sind erst in Umrissen erkennbar und werden nachwachsende
Generationen mit schweren Hypotheken belasten.

Daher sind grundséatzliche Veranderungen notwendig und maoglich: Die Demokratisierung der
Wirtschaft sowie die ordnungsrechtliche Durchsetzung sozialer und 6kologischer Standards auf
nationalstaatlicher, europaischer, globaler und zugleich auf regionaler sachsischer Ebene sind
erste Schritte auf diesem Weg.

Das betrifft ebenso strukturpolitische Verdanderungen in Wirtschaft, Arbeitsmarkt und vielen
anderen Bereichen der Gesellschaft. Ein ,Weiter so“ wird weder den 6konomischen und schon
gar nicht den sozialen sowie 6kologischen Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft sowie
den Bediirfnissen der Menschen gerecht.

Diese grundsatzliche Einschatzung gilt umso mehr angesichts der Tatsache, dass schon einmal -
namlich vor mehr als 20 Jahren - eine Chance verpasst wurde: Der ,Aufbau Ost“ wurde
gesellschafts-, sozial-, wirtschafts- und arbeitsmarktpolitisch als ,Nachbau West* konzipiert,
obwohl spéatestens im Zuge des Epochenumbruches 1989/90 die weitreichenden negativen
Folgen von Deregulierung und unbeschranktem Welthandel absehbar waren.

Die Moglichkeit eines Transformationsprozesses hin zu einer sozial-6kologischen
Wirtschaftsweise mit demokratischer Legitimation und Regulierung wurde vergeben. Gerade in
der gegenwartigen Krise steht ein gesellschaftspolitisches Zeitfenster offen, da der als ,,Nachbau
West“ praktizierte ,Aufbau Ost“ erkennbar zu nicht einmal anndhernd gleichen
Lebensverhéaltnissen geflihrt hat und fiihren wird. Diese neuerliche Chance wollen wir nutzen,
um einen anderen Entwicklungspfad zum nachhaltigen Wirtschaften und Arbeiten einzuschlagen.

Sachsen ist flir einen solchen Neustart teilweise besser aufgestellt als die anderen
Bundeslénder: Die wirtschaftshistorischen Traditionen wie auch Stérken Sachsens liegen in
seinen (alt-)industriellen Traditionen - vor allem dem Bergbau mit Tagebauen und Bergwerken
beispielsweise in der Oberlausitz, im Mitteldeutschen Revier und im Erzgebirge, der Umwelt- und
Energietechnik um Freiberg, der Optik und der Elektrotechnik/Elektronik, Medizin- und
Bahntechnik in und um Dresden, dem Maschinenbau in Chemnitz, der Automobilindustrie in
Zwickau und Leipzig, in der Handelstradition Leipzigs mit seiner Messe sowie in der vielseitigen
Struktur lokal bzw. regional verankerter Betriebe ganz unterschiedlicher GroBe.
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Charakteristisch fir Sachsen war und ist dabei die enge Verbindung innovativer
Wirtschaftsbereiche mit dem Erfindungs- und Forschungsgeist an den Universitaten,
Hochschulen und Fachhochschulen im Land fiir die beispielhaft die altehrwirdige Technische
Universitat Bergakademie Freiberg sowie die Technischen Universitdten in Dresden und
Chemnitz stehen. Heute haben sich dazu leistungsfahige auBeruniversitare Forschungsinstitute
gesellt, etwa die Fraunhofer-, Max-Planck- und Helmholtz-Gesellschaften. Auf diesem
Zusammenwirken von Forschung, Entwicklung und Anwendung sowie auf der kulturellen Tatkraft
der Biirgerinnen und Burger Sachsens fuBen viele der seit 1989/1990 im Freistaat erreichten
Erfolge.

1.2. Zwischen Wachstum und Stagnation: Gespaltenes Sachsen

Dessen ungeachtet ist Sachsen nach wie vor weit von einer sich selbst tragenden Entwicklung
entfernt. Dazu haben nicht nur die Konstruktionsfehler der deutschen Einheit, die Auswirkungen
von Neoliberalismus und Deregulierung im Allgemeinen sowie der AGENDA 2010 und Hartz-
Gesetze im Besonderen beigetragen, sondern auch zahlreiche Fehlleistungen in der Wirtschafts-
und Arbeitsmarktpolitik der bisherigen Landesregierungen Sachsens. Dazu gehoéren z. B. die
starke Orientierung der sdchsischen Industrie auf die globalen Méarkte und damit auf den Export,
die Profilierung von Sachsen als Billiglohnland, die Vernachldssigung von Binnenkaufkraft und
Binnenmarkt sowie die Fehlentscheidungen, die zum Notverkauf der Landesbank Sachsen
(Sachsen LB) flhrten. Die sozial-6konomischen Folgen dieser und weiterer falscher
Weichenstellungen sind tagtéglich in Sachsen zu spuren:

Die Wirtschaftsentwicklung in Sachsen verlauft sehr unterschiedlich: Sektoren und Branchen mit
Wirtschaftswachstum stehen solche mit stagnierender oder gar sinkender Wirtschaftskraft
gegenuber. Eine dynamische Entwicklung wiesen bislang vor allem diejenigen Sektoren,
Branchen und Betriebe auf, die - wie weite Teile des Verarbeitenden Gewerbes - export- bzw.
fernabsatzorientiert sind. Die Fortsetzung dieser Dynamik ist aufgrund der Finanzmarkt- und
Wirtschaftskrise allerdings gefahrdet und Uberdies strategisch nicht immer sinnvoll. Andere
Bereiche, wie das Gros der Gesundheitswirtschaft, profitieren von der Alterung der Gesellschaft
und den damit verbundenen Nachfrageverschiebungen. Segmenten der Erndhrungswirtschaft
(z. B. dem okologischen Landbau) und des Tourismus (etwa dem Stadtetourismus) gelingt es,
Marktnischen zu besetzen. Demgegeniiber sehen sich viele Wirtschaftsbereiche, die von der
Binnennachfrage abhangig sind und damit bedeutende Teile der sdchsischen Wirtschaft stellen,
mit stagnierenden oder sogar negativen Wachstumsraten konfrontiert. Insgesamt ist die
Wirtschaftsdynamik in Sachsen mit einer durchschnittlichen Wachstumsrate von lediglich etwa
2% in den letzten zehn Jahren im bundesweiten wie auch im europdischen Vergleich nur
schwach, was sich in einer stagnierenden Arbeitskraftenachfrage (das Arbeitsvolumen verharrt
bei etwa 2.900 Mio. Arbeitsstunden jahrlich) und in nur sehr langsam wachsenden
Steuereinnahmen niederschlagt.

Der Arbeitsmarkt Sachsens st in mehrfacher Hinsicht gespalten: Die Zahl der
sozialversicherungspflichtigen und verbeamteten Beschéftigungsverhaltnisse steigt zwar seit
2005 kontinuierlich an, dabei nimmt jedoch der Anteil von Teilzeitbeschéaftigung und niedrig
entlohnter sozialversicherungspflichtiger Beschaftigung zu. Prekdre und nicht existenzsichernde
Beschaftigungsverhaltnisse (wie z. B. ,1-Euro-Jobs®, Mini- und Midi-Jobs, Leih- bzw. Zeitarbeit,
Scheinselbstandigkeit) greifen um sich und pragen groBer werdende Teile des Arbeitsmarktes.
Inzwischen mussen sich im Freistaat etwa ein Drittel der insgesamt 1,95 Mio. Erwerbstatigen in
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derartigen Beschaftigungsformen verdingen. Dem nicht vollstdndig und vor allem nicht
kurzfristig zu bedienenden Fachkréftebedarf in einzelnen Berufs- und Qualifikationsgruppen
stehen ein im Landesdurchschnitt immer noch hohes Niveau von Arbeitslosigkeit, vor allem
verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit, sowie Unterbeschéftigung gegeniiber. Auch raumlich zeigt
sich der Arbeitsmarkt gespalten; Landkreisen und Stadten mit fast einstelligen
Arbeitslosenquoten (z. B. der Vogtlandkreis, Dresden und Zwickau) stehen solchen gegenuber,
die Arbeitslosenquoten von uber 12 % aufweisen. Die problematische Situation der teilweise
hohen Arbeitslosenquoten verscharft sich fiir die Betroffenen zusatzlich durch die soziale
Segmentierung und Stigmatisierung von Arbeitslosen in verschiedene Gruppen, in Arbeitslose
aus dem Geltungsbereich des SGB Ill bzw. des SGB I, in so genannte marktnahe und marktferne
Arbeitslose usw.

Der Arbeitsmarkt in Sachsen ist weiterhin durch die Folgen der Niedriglohnstrategie gepragt. Die
durchschnittliche Entlohnung liegt in Sachsen mit 2240 Euro brutto unter dem Durchschnitt der
ostdeutschen Bundesléander (2350 Euro). Damit liegt Sachsen sogar noch hinter Mecklenburg-
Vorpommern, wo 30€ mehr verdient werden. Auf Vollzeit umgerechnet haben die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Sachsen lediglich 75 % des Westniveaus erreicht.

Festzustellen ist in Sachsen auBerdem eine zunehmende Differenzierung zwischen den Regionen
und Raumen: Wachstumspolen hinsichtlich Wirtschaftskraft, Beschaftigung und Bevolkerung
stehen Regionen und Raume gegeniber, in denen Schrumpfungsprozesse dominieren. Sind es
vor allem die Stadte Dresden und Leipzig sowie deren unmittelbare ,Speckgurtel®, die bisher zu
den Gewinnern dieser raumlichen Ausdifferenzierung zéhlen, so sind es die landlich-peripheren
und strukturschwachen Regionen im Freistaat (z. B. die Regionen mit Gberdurchschnittlich hoher
Arbeitslosigkeit), die gegenwartig als Verlierer bezeichnet werden missen. Aber auch in den
GroBstadten Sachsens selbst zeigt sich eine Spaltung. So ist Leipzig neben wachsenden
Bevolkerungs-, Beschaftigungs- und Wertschopfungskennziffern auch durch eine hohe
Dauerarbeitslosigkeit und einen anhaltend hohen Armutsstand gepragt. Auch in den
GroBstadten existieren neben stabilen Stadtquartieren Stadtviertel, welche sich zunehmend zu
sozialen Brennpunkten entwickeln.

Zum Ende dieses Jahrzehnts dndert sich der finanzpolitische Rahmen wesentlich. Mit den Mitteln
aus dem Solidarpakt Il war es Uber Jahre mdglich, vergleichsweise hohe Investitionsquoten zur
Finanzierung des sogenannten infrastrukturellen Nachholbedarfs darzustellen. Gleichzeitig
standen europdische Fordermittel in erheblichem Umfang zur Beschleunigung der
wirtschaftlichen Entwicklung bereit. Mit dem Auslaufen des Solidarpakts Il und der
Forderperiode der Europdischen Union verschlechtert sich die Investitionsfahigkeit des
Freistaates erheblich. In den letzten Jahren konnten die bereits schrittweise wegfallenden Mittel
zwar durch Steuereinnahmen kompensiert werden, allerdings ergab sich daraus kein zusatzlicher
Spielraum.

Parallel zu dieser durch Sachsen wenig zu beeinflussenden Entwicklung hat das selbst
verschuldete Desaster um die Sachsen LB eine zusatzliche Last von 2,75 Milliarden Euro
aufgebirdet. Mit jahrlich um rund 200 Millionen Euro sinkenden Zuflissen aus dem Solidarpakt
[l, 100 Millionen Euro Zusatzausgaben fiir die Landesbank-Pleite und einer voraussichtlichen
Mindereinnahme im dreistelligen Millionenbereich aus der Europdischen Union nimmt die
Investitionsfahigkeit des Freistaates weiter stetig ab, wahrend der Bindungsgrad der
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verbleibenden Mittel tendenziell steigt. Spielraume zur Haushaltsgestaltung sind dennoch
vorhanden.

Um vor diesem strukturpolitischen Hintergrund und angesichts der bestehenden
Problemdimensionen sowie Herausforderungen in Sachsen den Umbau zu einer nachhaltigen,
sozial-6kologischen Wirtschaftsweise einzuleiten, bedarf es eines handlungsféahigen und
demokratisch verfassten Staates.

1.3. Wohin wir mit unseren wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitischen Vorstellungen in
Sachsen wollen

e Ziel ist es, Sachsen gesellschafts-, wirtschafts- und arbeitsmarktpolitisch schrittweise zu
einer Region mit nachhaltiger, sozial-6kologischer Wirtschaftsweise umzubauen. Dies
bedeutet vor allem, sich von folgenden Pramissen leiten zu lassen:

e Wir wollen die Spaltung der Gesellschaft, der Bevdlkerung und der Regionen in immer
weniger ,Gewinnerinnen und Gewinner® und immer mehr ,Verliererinnen und Verlierer®,
immer weniger ,Reiche“ und immer mehr ,Arme“ Uberwinden und gleichwertige
Lebensverhaltnisse herstellen.

e ,Gute Arbeit“ bedeutet mehr, als guter Lohn. Eine hohe tarifliche Bezahlung, wenigstens
jedoch ein Mindestlohn gehoren zu den Voraussetzungen ,guter Arbeit®, fir die wir
LINKE uns bundesweit und in Sachsen einsetzen. DIE LINKE. Sachsen bekennt sich dazu,
dass Tarifvertrage der Standard der Bezahlung sind.

e Wir wollen besonders offentliche Arbeitsplatze fordern, um vielen Menschen eine
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermdglichen.

e Wir sind auch bereit, privatwirtschaftliche Arbeitsplétze durch revolvierenden Fonds zu
unterstitzen, wenn damit sozial gerechte sowie mitbestimmte Arbeits- und
Entlohnungsbedingungen unterstitzt werden.

e Es bedarf endlich eines Aufholprozesses gegeniber den Altbundeslandern.
Binnenwirtschaft sowie regionale und beschaftigungsintensive Wirtschaftskreislaufe
sollen gestarkt werden. Dadurch wird ein Entwicklungspfad eingeschlagen, der Sachsen
und seine Regionen an eine selbst tragende Wirtschaftsentwicklung heranfiihrt.

e Fir uns ist der kostenlose Zugang zu allgemeiner, kultureller und beruflicher Bildung
Voraussetzung flr einerseits individuelle Lebensperspektiven auch jenseits der
Erwerbsarbeit und sorgt andererseits fir qualifizierte Fachkrafte in der Wirtschaft sowie
fur Berufsperspektiven von Erwerbstatigen.

e Wir werden Markt wund Wettbewerb klaren sozialen und 6kologischen
Rahmenbedingungen sowie kartellrechtlicher Kontrolle unterwerfen. Partizipative
Wirtschaftsformen, wie oOffentliches Eigentum und Genossenschaften, werden wir
starken.

e Durch die Fokussierung auf gesellschaftlich sinnvolle und ressourceneffiziente, mithin
nachhaltige Produktion und Dienstleistungen soll der sozial-Okologisch Umbau der
Wirtschaftsweise beschleunigt werden. Die Herstellung ressourceneffizienter Produkte
soll besonders gefordert werden, das Wachstum des Energieverbrauches ist weiter
deutlich vom Wirtschaftswachstum zu entkoppeln sowie der Verbrauch vor allem nicht
regenerativer natirlicher Ressourcen damit zu verringern.
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e Der Ubergang von der fossilen, von Braunkohle dominierten séchsischen
Energiewirtschaft hin zu einer auf erneuerbaren Energien und dezentralen Kraft-Warme-
Kopplungsanlagen basierten Energiewirtschaft soll beschleunigt werden.

e Wir wollen das sdchsische Vergabegesetz so ausgestalten, dass offentliche Auftrage nur
an solche Anbieterinnen und Anbieter vergeben werden durfen, die definierte Sozial- und
Umweltstandards - insbesondere existenzsichernde Lohne und Gehélter, Tariftreue
sowie zukunftsfeste Ausbildungsquoten - einhalten.

e Mit einem Forderprogramm ,Fachkraftesicherung® werden wir einerseits sachsische
kleine und mittelstandische Unternehmen (KMU) und andererseits séachsische
Kommunen bei der Entwicklung von Arbeits-, Lern- und Lebensbedingungen
unterstitzen, die geeignet sind, Fachkréfte im Freistaat zu halten bzw. nach Sachsen zu
holen (z. B. lernférderliche Arbeitsbedingungen in den Unternehmen und
familienfreundliche Infrastrukturen in den Kommunen).

e Filr uns ist gute Arbeit gekennzeichnet durch sichere und gesundheitsforderliche
Arbeitsbedingungen. Dem betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz kommt deshalb
groBe Bedeutung zu. Um die Kontrolle der Sicherheitsstandards und die Einhaltung der
Arbeitsschutzbestimmungen in den Unternehmen zu gewaéhrleisten, sind die
Arbeitsschutzbehdrden personell zu starken.

1.4. Forschung und Entwicklung starken

Auf der Basis entsprechender Untersuchungen soll ein Zielnetz von Hochschul-, Branchen- und
Regionaltransferstellen aufgebaut werden, welches den besonderen Anforderungen von KMU
gerecht wird und deren Wettbewerbsfahigkeit starkt.

Technologiezentren und Industrieforschungseinrichtungen sollen als Standorte der
Konzentration von Know-how und als Transferstellen eine deutlich stérkere Rolle spielen als
bisher. Die kleinteilige Struktur der sachsischen Wirtschaft erweist sich als eine Barriere auf dem
Weg zu einer selbsttragenden Entwicklung. Die wenigen GroBunternehmen, die sich im Freistaat
angesiedelt haben, arbeiten innerhalb von Konzernverbinden, deren Zentralen auBerhalb
Sachsens liegen, als verlangerte Werkbéanke - zumeist ohne eigene Forschungsabteilungen - und
erfullen somit eine nachgelagerte Wertschopfungsfunktion.

Einigkeit besteht dariiber, dass die Zeit der GroBansiedlungen vorbei ist. Sachsen muss sich auf
seine Tradition als Ingenieurschmiede besinnen und auf Innovation setzen.

Aktivitaten der Unternehmen im Bereich Forschung und Entwicklung (FUuE) sind unter anderem
wesentlich beeinflusst durch deren GroBe und Kapitalausstattung. Die Forderung von
Zusammenschlissen kleiner Unternehmen ist ebenso anzustreben wie die geforderte
Kofinanzierung von FuE-Projekten zur Steigerung der eigenen Produktivitdt. Das bedeutet,
Forschung und Entwicklung voranzutreiben und den Wissenstransfer aus Hochschule und
Forschung in die Unternehmen zu intensivieren.

Im Unterschied zu groBen Unternehmen in 6konomisch starken Landern wie Baden-Wirttemberg
oder Bayern, die ihre eigene Forschung und Entwicklung unterhalten, sind die sachsischen KMU
kaum in der Lage, Kooperationen mit Partnerinnen und Partner aus Wissenschaft und Forschung
anbahnen und professionell betreiben zu kdnnen. Ihnen fehlen schlichtweg die finanziellen und
personellen Kapazitaten fiir solche Vorhaben. Folglich sind die KMU, um innovativ zu sein und
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wachsen zu konnen, auf die Zusammenarbeit mit Hochschulen und auBeruniversitdren
Forschungseinrichtungen angewiesen.

Wegen des geringen Anteils privater Forschungs- und Entwicklungsausgaben fallt der
Landespolitik die Aufgabe zu, Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu fordern.
Dafirr schafft und entwickelt sie die erforderlichen Strukturen weiter (z. B. Technologiezentren)
und stellt die Mittel fur Verbundprojekte von Unternehmen und Einrichtungen der Wissenschaft
und auBeruniversitaren Forschung bereit.

Die Dienstleistungen der Technologie- und Griinderzentren missen starker spezialisiert und
attraktiver gestaltet werden, wobei klarer zwischen Technologiegrindungszentren einerseits und
Gewerbegriindungszentren andererseits zu unterscheiden ist. Durch die Berticksichtigung der
spezifischen Rahmenbedingungen landlicher Raume sollen auch dort leistungsfahige Zentren
erhalten und weiterentwickelt werden, um die Standortqualitdt in diesen strukturell
benachteiligten Raumen zu stéarken.

Ziel ist es, den privaten Anteil der einzelbetrieblichen FuE-Leistungen bis 2020 zu verdoppeln.
Die Forderung soll technologieoffen erfolgen, um in allen Branchen und Regionen Produkt- und
Prozessinnovationen zu erméglichen. Zum einen wollen wir dies durch Innovationsgutscheine fir
KMU erreichen. Darlber hinaus schlagen wir vor, Forschung und Entwicklung bzw. deren
Transfer, die zwischen sachsischen Unternehmen und s&chsischen Forschungseinrichtungen
stattfinden, Uberproportional zu fordern. Dadurch sollen die Leistungs- und Zukunftsfahigkeit von
KMU und sachsischen Forschungsstandorten gleichermaBen gestarkt werden.

Die Technologiepolitik wird auf sozial-6kologische Innovationen sowie auf effiziente und
ressourcenschonende Produkte und Dienstleistungen ausgerichtet. Als technologische
Zukunftsfelder sollen vor allem die Fahrzeug- und Verkehrstechnologien, die Energie- und
Umwelttechnologien (einschlieBlich Solar-, Photovoltaik-, Geothermie- und Windtechnologien),
die Informations- und Kommunikationstechnologien (einschlieBlich Mikrosystemtechnologie und
Elektrotechnik /Elektronik), die Produktionstechnologien sowie Werkzeug- und
Textilmaschinenbautechnologien unterstutzt werden.

Die Grundungsférderung in Sachsen wird auf die Unterstitzung forschungs- und
wissensbasierter, zukunftsorientierter sowie moglichst beschéaftigungsintensiver Produkte und
Dienstleistungen konzentriert. Dazu wird Start-up-Unternehmen aus Praxis und Wissenschaft
offentliches Risikokapital zur Verfigung gestellt.

Breitbandinternetanschlisse sind immer mehr eine Voraussetzung fir die gesellschaftliche
Teilhabe der Menschen sowie Standortfaktor fur Unternehmen. Wir setzen uns daher fur eine
flachendeckende Internet-Verfligbarkeit als Bestandteil der offentlichen Daseinsvorsorge ein.
Dabei sieht sie vor allem die Unternehmen der Telekommunikationsbranche in der Pflicht, auch
im landlichen Raum leistungsfahige Anschlisse bereitzustellen.

1.5. Kleine /Mittelstandische Unternehmen unterstiitzen, Regionalentwicklung fordern

Kleine und mittelsténdische Unternehmen sowie das Handwerk und der Tourismus sorgen fir
die Wirtschaftskraft der Regionen und sie stellen die meisten Arbeits- und Ausbildungsplatze zur
Verfugung. Deshalb will DIE LINKE. Sachsen kleine und mittelstandische Unternehmen, die in
der Region investieren, statt auf Finanzmarkten zu spekulieren, starker unterstitzen.
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Dies gilt insbesondere in der Tourismuswirtschaft. Durch eine gezieltere Landesférderung zur
Starkung des Eigenkapitals der Unternehmen, der Qualifizierung der Beschaftigten sowie durch
ein in den Tourismusregionen besser abgestimmtes Marketing konnen in den nachsten Jahren
mehr  sozialversicherungspflichtige  Arbeitspldatze  entstehen.  Die  Starkung  der
Tourismuswirtschaft ist gerade in strukturschwachen sachsischen Regionen ein wichtiger
Beitrag zur regionalen Vernetzung von klein- und mittelstandischen Unternehmen und kann
damit zusatzlich Wachstumsimpulse setzen.

Eine gute Auftragslage und eine stabile Kreditversorgung sind nicht nur, aber gerade in
Krisenzeiten Voraussetzung fir die Stabilisierung von Handwerk und Mittelstand. Wir werden
durch eine deutlich hohere kommunale Investitionspauschale die Handlungsspielrdume vor Ort
verbreitern und damit die Regionalentwicklung sowie regionale Wirtschaftskreislaufe beférdern.

Des Weiteren wollen wir in Sachsen in der Wirtschafts- und Arbeitsférderung ,regionalen
Verantwortungsgemeinschaften®, also freiwilligen Verbinden aus Kommunen sowie den
Landkreisen und kreisfreien Stadten, so genannte Regionalbudgets zur eigenverantwortlichen
Bewirtschaftung Ubertragen. Auch dies tragt dazu bei, lokale Entscheidungsfreiheit zu starken,
den sachgerechten, weil problem- bzw. ressourcennahen, Mitteleinsatz zu férdern, regionales
und lokales Know-how zu mobilisieren sowie integrierte Politik flr Ballungsraume, Stadte wie
auch flir landlich-periphere Raume zu ermdglichen. Dabei gilt es die kooperativen
Entwicklungsbeziehungen von Kommunen zueinander tber den bisherigen Standortwettbewerb
hinaus zu nutzen und zu férdern.

Wo es erforderlich ist, missen vor allem finanzschwache Kommunen vom Eigenanteil bei
Kofinanzierungen flr Investitionen befreit werden. Gegebenenfalls mussen rechtliche
Voraussetzungen dafiir geschaffen werden.

1.6. Wirtschaftliche Situation von Kiinstlerinnen und Kiinstlern verbessern

Die soziale und wirtschaftliche Situation der Kinstlerinnen und Kinstler sowie
Kulturschaffenden ist gerade im Bereich der Kultur- und Kreativwirtschaft oftmals prekar und
muss dringend verbessert werden.

In diesem Bereich ist das kulturpolitische Versagen der Staatsregierung besonders
offensichtlich. Beispielsweise blieben die insgesamt 41 Handlungsempfehlungen aus dem
Kulturwirtschaftsbericht fir Sachsen 2008 bislang weitgehend Makulatur.

Eine aktualisierende Fortschreibung des Berichts sowie die Erarbeitung und Umsetzung einer
entsprechenden Handlungsstrategie zur Unterstitzung der Kultur- und Kreativwirtschaft ist
daher zwingend geboten. Dazu ist die Schaffung eines Kompetenzzentrums Kultur- und
Kreativwirtschaft analog zur Bundesinitiative ,Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativwirtschaft*
mit dem Regionalblro Mitteldeutschland auf Landesebene notwendig. Darlber hinaus muss eine
entsprechende Koordinierungsstelle beim Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
eingerichtet werden.

1.7. Mobilitat und Transport sozial und umweltvertraglich ausbauen

In allen Landesteilen Sachsens soll eine Grundausstattung mit Infrastrukturen der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge gesichert bzw. geschaffen und darliber hinaus die barrierefreie sowie
kostenglnstige Mobilitét aller Einwohnerinnen und Einwohner ermdglicht werden. Dies tragt zur
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Schaffung von Lebensperspektiven in Sachsen bei, wird die Abwanderung einddmmen und die
demografische Grundlage landlicher Raume starken.

Die Wirtschaftsregionen Sachsens wollen wir enger mit den Ballungsraumen und den
Verkehrsknoten in Sachsen verknipfen. Es ist noch mehr Giiterverkehr von der StraBe auf die
Schiene zu bringen bzw. Uber die Binnenschifffahrt zu transportieren. Dazu bedarf es des
weiteren Ausbaus des Eisenbahnnetzes in Sachsen sowie der stérkeren Verknupfung von lang
laufendem Schienengiterverkehr und Binnenschifffahrt mit kurz laufendem regionalem
StraBenguterverkehr. Dies ist Uber die Stéarkung und den Ausbau der Giterverkehrszentren zu
erreichen.

Durch  hohe Qualitatsanforderungen an die Mobilitaitsangebote des Offentlichen
Personennahverkehrs (OPNV) sollen die Entwicklungsnachteile landlich-peripherer Regionen in
Sachsen ausgeglichen werden. Hierzu soll die Erreichbarkeit von Grund-, Mittel- und Oberzentren
sowie von Standorten der Daseinsvorsorge in zumutbaren Zeiten gesichert werden.

Es soll eine deutlich Verbesserung des Angebots geschaffen werden, indem durch eine
integrierte Netzgestaltung die Verbindung von schnellem Schienenpersonenfernverkehr, in allen
Landesteilen Raum erschlieBendem Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und gut getaktetem
Regionalverkehr besser aufeinander abgestimmt wird und so ein integrierter Taktverkehr
geboten werden kann, also an Knotenbahnhofen immer Anschluss besteht.

Ziel ist es, in allen Regionen gute Anbindungen, schnelle Verbindungen und ein aufeinander
abgestimmtes Umsteigesystem zu erreichen. Damit kann ein tatsachlicher Wandel in den
Mobilitdtsgewohnheiten ermdglicht werden.

Unsere Vorstellung ist, dass an das Mitteldeutsche S-Bahn-Netz langfristig weitere Mittelzentren
und die GroBstadt Chemnitz angebunden werden. Darlber hinaus muss die Region
Stdwestsachsen auch an das Fernbahnnetz angeschlossen werden.

Das Ziel besteht darin, die Verkehrsmittelwahl zugunsten des SPNV/OPNV sowie des Rad- und
FuBverkehrs zu erreichen. Das bewirkt insgesamt einen Vorteil flir den Wirtschaftsstandort
Sachsen sowie einen erheblichen Zuwachs an Lebensqualitat.

Wir setzen uns weiterhin gegenuber dem Bund dafiir ein, dass die Elbe als WasserstraBe nach
wie vor nicht ausgebaut, sondern weiter nur unterhalten wird.

1.8. Wirtschaftsforderung umgestalten

Unser Ziel ist es, die unmittelbare finanzielle Forderung von GroBunternehmen auf Darlehen
umzustellen. Dies stéarkt einerseits das Eigeninteresse der Unternehmen und damit die
Nachhaltigkeit des unternehmerischen Engagements. Andererseits werden durch die finanziellen
Rickflisse aus diesen Darlehen kontinuierlich ausgestattete, revolvierende Forderfonds
moglich, was mittelfristig dem Haushalt Sachsens zugutekommt.

In der Forderung von kleinen und mittelsténdischen Unternehmen sollen, unter Beachtung von
deren finanziell begrenzter Leistungsfahigkeit, schrittweise ebenfalls revolvierende Fonds
eingefuhrt werden.

Sparkassen und Genossenschaftsbanken sollen noch stérker in die Kreditfinanzierung von KMU
einbezogen und dabei bei struktur- sowie regionalpolitisch besonders wichtigen Vorhaben tber
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Landesbirgschaften abgesichert werden. Zur besseren Absicherung der Bedarfe an Risikokapital
werden bestehende Instrumente gestarkt und neue Formen auf Landesebene entwickelt (z. B.
der Innovationsfonds Sachsen).

Die Forderung von Verbundinitiativen und von Clusterbildung, d.h. die Unterstitzung von
strategischen Netzwerken in der Industrie (Automobilzulieferindustrie, Maschinen- und
Anlagenbau, Bahntechnische Industrie, Technische Textilindustrie, Luft- und Raumfahrtindustrie,
Erneuerbare Energien im Industriesektor) wird zugunsten zukunftsfester Produkte sowie
Dienstleistungen modifiziert fortgesetzt. Sie soll zudem auf solche Zweige ausgedehnt werden,
die sozial-6kologisch wirtschaften, nachwachsende Rohstoffe stofflich nutzen oder regional
wirtschaften (z. B. die Agrar-, Erndhrungs- und Forstwirtschaft sowie die Gesundheitswirtschaft).

Darlber hinaus soll die Umstellung von Unternehmen auf nachhaltige Produkte und
Dienstleistungen verstarkt gefordert werden.

Die betriebliche Weiterbildung wird fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer garantiert und fir
Unternehmen als Forderkriterium definiert. Weiterbildungsprogramme konzentrieren sich auf die
vertikale Spezialisierung entlang der Wertschopfungskette.

Mit der bisherigen Billig-Ist-Besser-Devise der Staatsregierung wird gebrochen. Offentliche
Fordermittel werden grundsatzlich an Tarife und Qualifikation der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gebunden. Nur Unternehmen mit einem Anteil von weniger als 10 % Beschaftigten in
Leiharbeitsverhéltnissen an der Belegschaft konnen Investitionsforderungen im vollen Umfang
erhalten. Bei einer Quote von mehr als 30 % entféllt die Férderung komplett.

Ziel ist sowohl die Sicherung des Fachkraftebedarfs der lokalen Wirtschaft, als auch die
Sicherung der Erwerbs- und Lebensperspektiven der betroffenen Menschen.

Eine weitere wichtige und oft umgangene Quote ist die der anzustellenden Menschen mit
Schwerbehinderung. Die rechtliche Regelung besagt, dass Unternehmen, die Uber mindestens
20 Arbeitsplatze verfiigen, davon mindestens 5% an Menschen mit Schwerbehinderung
vergeben mussen. Wir werden die Ausgleichsabgaben bei Nichteinhaltung deutlich erhdhen.

Nicht okologische, vor allem energie- und ressourcenineffiziente Unternehmen, Produkte und
Dienstleistungen werden schrittweise von der Wirtschafts-, Technologie-, Griindungs- und
Regionalférderung ausgenommen.

Damit wird insgesamt eine Umkehr in der Forderpolitik Sachsens angestrebt: Die bisherige
Unterstitzung von exportorientierten industriellen ,Leuchttirmen® soll durch eine deutlich
starkere Orientierung auf binnenwirtschaftlich agierende sowie beschaftigungsintensive
Unternehmen und regionale Wirtschaftskreislaufe erganzt werden. Wir wollen eine Starkung der
hier in Sachsen hergestellten Gilter und Dienstleistungen und deren (Uberregionale
Vermarktungsmoglichkeiten im Auge behalten, sofern diese sozial sinnvoll und 6kologisch
nachhaltig sind.

1.9. Arbeitsmarkt- und Beschaftigungspolitik wieder gestalten

Aufgrund der demografischen Entwicklung schrumpft die erwerbsfahige Bevdlkerung bis 2025
um rund ein Flnftel. Zusatzlich macht das unterdurchschnittliche Lohnniveau den Freistaat fir
viele mobile hochqualifizierte Arbeitskrafte unattraktiv. Der sich abzeichnende Fachkraftemangel
ist in einigen Branchen bereits heute splrbar. Auf der anderen Seite herrscht in Sachsen nach
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wie vor hohe Unterbeschéftigung. Darlber hinaus haben sich etwa 15 % der Menschen im
erwerbsfahigen Alter aus verschiedenen Griinden ganz aus dem Erwerbsleben zurlickgezogen.
Ein GroBteil davon sind Frauen.

Mit einem léngst Uberfélligen Landesarbeitsmarktprogramm wollen wir einer aktiven
Arbeitsmarktpolitik in Sachsen eine neue Grundlage geben. Ziel ist es, die paradoxe Situation
aufzulésen, dass einer verfestigten Langzeitarbeitslosigkeit gleichzeitig ein wachsender
Fachkraftemangel gegeniber steht. Daflir sind unterschiedliche arbeitsmarktpolitische
Instrumente erforderlich.

Ein erster Schwerpunkt dieses Programms liegt in der beruflichen Weiterbildung. Neben
herkémmlichen MaBnahmen geht es darum, Zugangsbarrieren zur Erwerbstatigkeit abzubauen.
Dazu ist es notwendig, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf spirbar zu verbessern. Zusatzlich
bedarf es MaBnahmen zur Qualifikation und Integration der betroffenen Personen, um den Neu-,
Quer- und Wiedereinstieg ins Berufsleben zu ermdglichen. Darlber hinaus soll eine
Landesférderung aufgelegt werden, die sich vor allem an Personengruppen richtet, die bislang
nur unzureichend an beruflicher Qualifikation teilhaben, wie gering qualifizierte, altere und
nichtleistungsempfangende Erwerbspersonen. Im Mittelpunkt stehen hier Bildungsgange, die zu
einem Berufsabschluss fihren.

Fir die Umsetzung dieses Landesarbeitsmarktprogramms wird auf Landesebene ein paritatisch
besetzter Beirat gebildet, dem neben Vertreterinnen und Vertretern der 6ffentlichen Hand, der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber auch solche von
Erwerbsloseninitiativen angehoren. Diesem Beirat wird unter anderem die Aufgabe obliegen, die
bislang unzureichend abgestimmten arbeitsmarktpolitischen Aktivitaten von Européischer Union,
Bund, Land, Kommunen und Bundesagentur fir Arbeit zu koordinieren.

Durch die Bundelung der Fordermittel von EU, Bund, Landern, SGB Il und SGB I, ergénzt durch
kommunale Mittel und Eigenmittel der Trager, wird in Sachsen ein Offentlich gefdrderter
Beschéftigungssektor mit sozialversicherungspflichtigen und existenzsichernden Arbeitsplatzen
fur Menschen aufgebaut, die aufgrund von Nachfrage- und/oder Angebotsproblemen nicht in
Beschéftigung vermittelt werden konnen. In Sachsen sollten mindestens 20.000 Arbeitsplatze
mit mindestens dreijahriger Beschaftigungsdauer und existenzsicherndem Einkommensniveau
entstehen.

Durch regionale Beirdte ist sicherzustellen, dass die Einsatzfelder im offentlich geférderten
Beschaftigungssektor Sachsens im gesellschaftlichen Interesse liegen, tatsachlich zuséatzliche
Tatigkeiten umfassen und den sozial-6kologischen Umbau in Sachsen unterstitzen.

Gewerkschaften, die  urspringlichsten = Zusammenschlisse im  Kampf um die
Existenzbedingungen der Lohnabhangigen sind fir DIE LINKE. Sachsen von besonderer
Bedeutung. Sie sind ein wichtiger Raum zur Formierung kollektiver Gegenwehr von unten und fiir
die Entwicklung einer breiten gesellschaftlichen Gegenkraft. Innerhalb der Gewerkschaften
wirken wir aktiv fir eine kampferische, einzig und allein den Mitgliedern und Lohnabhéngigen
verpflichtete Politik.

Fir uns ist der Widerstand vor Ort und die Internationale Solidaritat der Schlissel zur
Einddmmung und Uberwindung von betrieblicher wie nationaler Standortkonkurrenz. Wir
unterstitzen deshalb alle Bemihungen grenziberschreitende, solidarische gewerkschaftliche
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Konzepte, Aktionen und Zusammenarbeit zu entwickeln. Wir kdmpfen fiir ein Streikrecht gegen
Betriebsverlagerungen sowie fir ein allgemeines politisches Streikrecht.

Lohnunterschiede zwischen Frauen und Ménnern, die in Sachsen zwar niedriger als in ganz
Deutschland bei ca. 9 Prozent liegen, sind durch nichts zu rechtfertigen. Gleicher Lohn fir
gleichwertige Arbeit und eine gerechtere Entlohnung fur frauenspezifische Berufe besonders im
Pflege-, Erziehungs- und Dienstleistungsbereich sind unser Ziel.

1.10. Offentliche Unternehmen stirken - Privatisierung zuriickdrangen

Offentliche Unternehmen miissen gestirkt werden. Wir wenden uns strikt gegen die weitere
Privatisierung der oOffentlichen Daseinsvorsorge. Moglichkeiten zur Re-Kommunalisierung von
Aufgaben der Daseinsvorsorge, wie z. B. der Energieversorgung, wollen wir durch den Freistaat
unterstitzen. Dabei mussen sich diese strikt am Gemeinwohlinteresse orientieren.

Die Starkung kommunaler Sparkassen steht fir uns im Mittelpunkt, denn sie haben mehrheitlich
den Versuchungen riskanter Spekulationen auf den internationalen Finanzmarkten widerstanden
und einen verantwortungsvollen Umgang mit den Ersparnissen ihrer Kundinnen und Kunden
bewiesen.

Besonders in offentliche Unternehmen, wollen wir die Wirtschaftsdemokratie beférdern, als
Beispiel fur die Privatwirtschaft. Die Offentlichen Beteiligungen in Sachsen miissen transparent
gemacht, demokratisch kontrolliert und gesteuert werden. Die Vorlage eines sachsischen
Subventionsberichtes, Transparenz bei der Fordermittelvergabe, aber auch die Offenlegung und
Begrenzung der Gehadlter von Beschaftigten in Management- und Geschéftsflihrungspositionen
der offentlichen Unternehmen gehdoren fiir uns zur Normalitat dazu.

Offentliche Unternehmen und der &ffentliche Dienst miissen besonders ihren Beitrag zur
Ausbildungsférderung leisten. Flexible Arbeitszeiten, familienfreundliche Freistellungsreglungen,
leistungsgerechte Bezahlung und Einstellungskorridore im offentlichen Dienst verjingen das
Personal und geben jungen Menschen eine berufliche Perspektive.

1.11. Moderner Offentlicher Dienst und eine transparente Verwaltung fiir Sachsen

Ungeachtet dessen, dass die Notwendigkeit der Anpassung der Strukturen der Verwaltung in
Sachsen an die sich permanent in Anderung befindliche Lebenswirklichkeit der Biirgerinnen und
Birger in den verschiedensten Bereichen mehr als offensichtlich ist, gibt es dafiir bei CDU und
FDP weder ein Konzept noch den erforderlichen Gestaltungswillen. Daher muss endgiiltig
Schluss sein mit dem von der derzeitigen CDU-/FDP-Koalition in den letzten finf Jahren
praktizierten Umbau der Verwaltung und von Verwaltungsstrukturen nach eigenen politischen
Befindlichkeiten, der keinerlei Riicksicht auf die objektiven Erfordernisse und die tatsachlichen
Anforderungen, die die Blrgerinnen und Blrger an eine unbirokratisch arbeitende, leicht
zugangliche, wohnortnahe und transparente Verwaltung stellen.

Dem von der Partei DIE LINKE. Sachsen als dringend notwendig angesehenen, wirklichen
Modernisierungsprozess in der offentlichen Verwaltung missen daher objektive Kriterien zu
Grunde gelegt werden, die sich zuerst immer an den vorgenannten Erwartungen der
Birgerinnen und Birger an eine moderne Verwaltung orientieren sollen. Daher sehen die von der
LINKEN. Sachsen dazu aufgestellten Leitlinien fiir einen modernen Offentlichen Dienst und eine
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transparente Verwaltung insbesondere folgende kurz- und mittelfristig umzusetzende
Schwerpunkte und Ziele vor:

Umbau der Landesverwaltung nach einem durchweg zweistufigen Verwaltungsaufbau
unter Wegfall der bisherigen Mittelbehorden in Gestalt der Landesdirektionen.

Die  Aufgaben der  jetzigen Landesdirektionen sind  zundchst  dem
Kommunalisierungsgebot in Art. 85 der Verfassung folgend den Gemeinden, Stadten
oder Landkreisen als kommunalen Tragern der Selbstverwaltung zu Ubertragen. Nur
wenn die jeweiligen Aufgaben von den Kommunen nicht zuverldassig und zweckmaBig
erfillt werden kann, kommt eine Aufgabenibertragung ,nach oben“, d.h. an die
zustandigen Ministerien oder auf schon jetzt bestimmte Tatigkeiten spezialisierte
Landesinstitutionen/-amter in Betracht.

Bei allen UmstrukturierungsmaBnahmen von Landesbehdrden stehen die Burgerinnen
und Birgermit ihren Bedirfnissen an Verwaltungsdienstleistungen sowie die dazu
erforderliche Transparenz der Verwaltung unter jederzeitiger Wahrung der Erfordernisse
des Datenschutzes im Vordergrund.

Die SchlieBung oder Verlagerung von Verwaltungs-/Behdrdenstandorten sind nur dann
vertretbar, wenn eine qualitdtsgerechte und zuverldssige Aufgabenerfillung
insbesondere infolge des demografischen Wandels an dem bisherigen Standort entweder
gar nicht mehr oder nur unter unvertretbar hohen Kostenaufwand gesichert werden
kann. Zugleich sind die Bediensteten sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
betroffenen Verwaltungen frihzeitig und unter unmittelbarer Beteiligung der jeweiligen
Personalvertretungen uber die beabsichtigte SchlieBung oder Verlegung zu informieren
und in die Entscheidungsprozesse einzubeziehen.

Das derzeit geltende Personalvertretungsrecht muss novelliert werden, um die
Mitbestimmung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Offentlichen Dienst auf allen
Ebenen deutlich zu starken.

Die Arbeitsbedingungen und die Beschaftigungsverhiltnisse im Offentlichen Dienst
mussen qualitativ so verbessert werden, dass von diesen eine Vorbildfunktion zur
Verbesserung der Situation der Beschéftigten in der privaten Wirtschaft ausgeht.

Die vor uns stehenden neuen Herausforderungen bei dem in den nachsten Jahren
anstehenden altersbedingten Personalumbau in allen Bereichen des Offentlichen
Dienstes sind nach Auffassung der LINKEN. Sachsen nur mit einer seriésen und
verlasslichen Personalplanung sowie mit einem dazu mit Gewerkschaften und
Interessenvertretungen der Beschéftigten rechtzeitig zu schlieBenden Demografie-
Tarifvertrag zu bewaltigen.

Die offentliche Verwaltung im Allgemeinen, deren Behérden und Verwaltungsstellen im
Besonderen missen kinftig so aufgestellt, strukturiert und organisiert sein, dass sie den
Blrgerinnen und Burger als unblrokratisch arbeitende, leicht zugangliche, wohnortnahe
und transparente Verwaltungsstellen landesweit zur Verfigung stehen.

Ein Viertel Jahrhundert nach Herstellung der politischen Einheit Deutschlands sind die im
Offentlichen Dienst- und Beamtenrecht in Sachsen nach wie vor geltenden gesetzlichen
Griinde fiir die Nichtzulassung zum Offentlichen Dienst wegen sog. Staatsnihe ersatzlos
zu streichen. Unter der Geltung bzw. bei Fortgeltung dieser Ausschluss- und
Hinderungsgrinde ist der derzeitige Ministerprasident allein schon aus
beamtenrechtlichen Griinden fiir den Offentlichen Dienst in Sachsen untragbar.
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Die pauschale Anhebung des Ruhestandsalters fir Beamtinnen und Beamte auf 67 Jahre
wollen wir wieder rickgangig machen. Das Regelruhestandsalter soll nach den
Zielsetzungen der LINKEN. Sachsen spatestens mit dem 65. Lebensjahr erreicht sein;
Beamte im Polizeivollzugsdienst und in besonderen langjahrigen Belastungssituationen
sollen dabei grundsatzlich mit dem 60. Lebensjahr abzugsfrei in den Ruhestand gehen
kdnnen.

Den dauerhaften Wegfall der Jahressonderzahlung, oft auch Weihnachtsgeld genannt, hat
die CDU-/FDP-Koalition in dieser Legislaturperiode den Beamtinnen und Beamten als ein
weiteres ungerechtfertigtes Sonderopfer auferlegt. Von Anfang an hat DIE LINKE.
Sachsen nachgewiesen, dass die zur Begriindung behaupteten Steuermindereinnahmen
zu keiner Zeit vorlagen und strebt seit jeher die Wiedereinfiihrung des sogenannten
Weihnachtsgeldes fir Beamtinnen und Beamte an.

Folgende MaBnahmen werden wir umsetzen:

Uberarbeitung des sdchsischen Vergabegesetzes: 6ffentliche Auftrdge werden nur noch
bei Einhaltung definierter Sozial- und Umweltstandards vergeben

Schaffung barrierefreier und kostenglinstiger Mobilitat fur Alle

Erstellung eines Forderprogramms ,,Fachkraftesicherung®

Personelle Starkung der Arbeitsschutzbehdrden

Forderung des Wissenstransfers zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, insbesondere fir
kleine und mittelstandische Unternehmen (KMU),

Ausbau  von Technologiezentren und Verbundprojekten sowie der Starkung der
Vernetzung KMU untereinander

gezielte Landesférderung fur Schaffung und Sicherung sozialversicherungspflichtiger
Arbeitsplatze vor allem in strukturschwachen Regionen (z. B. in der Tourismuswirtschaft)
Ausrichtung der Technologiepolitik auf sozial-6kologische Innovationen und
ressourcenschonende Produkte

flachendeckende Internetverfiigbarkeit  sicherstellen - Unternehmen  der
Telekommunikationsbranche in die Pflicht nehmen

Erhdhung der kommunalen Investitionspauschale

Ubertragung von Regionalbudgets an ,regionale Verantwortungsgemeinschaften*
Verbesserung des Angebots dffentlichen Personen Nah- und Fernverkehrs

Verbesserung der Integration von Menschen mit Beeintrachtigungen in den Arbeitsmarkt
Auflage eines Landesarbeitsmarktprogramms mit den Schwerpunkten: berufliche
Weiterbildung, Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Abbau von
Zugangsbarrieren zur Erwerbstatigkeit

Starkung offentlicher Unternehmen

Transparenz und demokratische Kontrolle o6ffentlicher Beteiligungen konsequent
sicherstellen

Schaffung eines Kompetenzzentrums Kultur- und Kreativwirtschaft zur Erarbeitung und
Umsetzung einer Handlungsstrategie zur Unterstitzung von Kinstlerinnen und Kinstlern
und anderen Kulturschaffenden

Schaffung eines modernen offentlichen Dienstes, als Vorbild fir die Privatwirtschaft

19



605
606

607
608
609
610
611
612

613

614
615
616
617
618
619
620
621
622
623
624
625
626
627

628
629
630
631
632
633
634
635
636
637
638

639
640
641
642
643
644
645
646
647

2. Sozial gerecht und sicher leben

Soziale Sicherheit ist in Sachsen fiir viele keine Realitdt. Besonders Alters- und Kinderarmut sind
bereits jetzt Tatsache und werden sich weiter ausbreiten, wenn nicht entschieden gegengesteuert
wird. Daher setzt sich DIE LINKE. Sachsen in allen Bereichen dafiir ein, dass Benachteiligungen
entgegengewirkt wird. Wir spielen die Generationen nicht gegeneinander aus, sondern kdmpfen fiir
ein Leben in Menschenwiirde in jedem Lebensalter. Eine gute Gesundheitsversorgung
insbesondere im ldndlichen Raum ist uns wichtig.

2.1. Sachsen - kein Musterland sozialer Sicherheit

Sachsen gehort in entscheidenden Bereichen zu den Bundesldndern mit den niedrigsten sozialen
Standards. Seit mindestens zehn Jahren stagniert der Annaherungsprozess an das Lebensniveau
der alten Bundeslander; bei den Arbeitseinkommen geht die Schere zu Ungunsten Sachsens
sogar wieder auseinander. Auch innerhalb des Freistaates sind die Einkommensunterschiede
deutlich gewachsen. In der Summe sozialer Standards der neuen Bundeslander ist Sachsen
inzwischen hinter Thiiringen und Brandenburg zurlickgefallen; der einst betrachtliche Vorsprung
zu Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern hat sich verringert. Ursachen daflr sind unter
anderem massive Haushaltskiirzungen im Sozialbereich trotz relativ glinstiger finanzieller
Gesamtlage sowie vorrangige Forderung des Niedriglohnsektors als angeblichen Standortvorteil.
So ist Sachsen heute das Bundesland mit der hochsten Quote von Hartz-IV-Aufstockenden, der
langsten Dauer von Erwerbsarbeitslosigkeit, mit dem hochsten Anteil an Schilerinnen und
Schilern in Forderschulen mit den niedrigsten Eingliederungssatzen fiir Menschen mit
Beeintrachtigung in ganz Deutschland und mit dem niedrigsten Betreuungsanteil der O bis 3-
Jahrigen in Kindertageseinrichtungen der neuen Bundeslénder.

Der Anteil von Armut betroffener Menschen hat in Sachsen zugenommen und wéachst weiter. Im
Freistaat liegt die Armutsquote bei einem Fiinftel der Gesamtbevdlkerung und damit betrachtlich
uber dem Bundesdurchschnitt. Hauptursache fiir wachsende Verarmung ist die verfehlte
Sozialpolitik in Bund und Land in den letzten Jahrzehnten. Mehr als ein Viertel der sachsischen
Kinder sind von Armut betroffen, was deren Perspektive von vornherein belastet und die Gefahr
der Reproduktion von Armut und sozialer Ausgrenzung verscharft. Das gilt vor allem fir
Alleinerziehende, deren Armutsquote in Sachsen bei Uber 40 % liegt. Auszubildende,
Praktikantinnen und Praktikanten, Studentinnen und Studenten sind durch die derzeitige
Finanzierungs- und Forderungspolitik in  hohem MaBe armutsgefdhrdet. Angesichts
unterbrochener Erwerbsbiografien, niedriger Lohne und Absenkung des Rentenniveaus wird
auch Altersarmut alsbald zur Massenerscheinung werden.

Der Freistaat walzt die Verantwortung fiir soziale Daseinsvorsorge auf die Kommunen ab und
verscharft so deren finanzielle Notlage. Immer mehr Landesaufgaben werden auf die Landkreise
und kreisfreien Stadte Ubertragen. Der Uberortliche Sozialhilfetrager, in den meisten
Bundesléndern eine Landesbehdrde, fungiert in Sachsen als kommunaler Sozialverband und wird
uberwiegend durch Zwangsumlage von den Landkreisen und kreisfreien Stadten finanziert. Dies
fuhrt letztlich zu erheblichen Einschrankungen der kommunalen Selbstverwaltung, denn die
zusatzlichen Aufgaben - bei denen es sich um gesetzliche Pflichtaufgaben handelt - sind meist
nicht mit den notwendigen finanziellen Ausgleichszahlungen an die Kommunen verbunden.
Wahrend der Landeshaushalt dadurch erheblich entlastet wird und sich Sachsen so als das
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Bundesland mit besonders niedrigen Schulden feiert, nimmt die finanzielle Schieflage der
kommunalen Haushalte ein immer bedrohlicheres AusmaR an. So hat Sachsen unter den neuen
Bundeslandern den mit Abstand niedrigsten Anteil von Sozialausgaben am Landeshaushalt.
Deshalb sind die Kommunen immer weniger in der Lage, selbstbestimmt sozialpolitisch zu
agieren. Sie haben immer weniger Mdglichkeiten, so genannte freiwillige soziale Leistungen zu
gewahren.

Sachsen hat sich zum Musterland der Privatisierung sozialer Daseinsvorsorge entwickelt. Soziale
Daseinsvorsorge, eigentlich eine Verantwortung der &ffentlichen Hand, wird gerade in Sachsen
immer mehr privatisiert und damit den Spielregeln des Marktes unterworfen. In nur zwei
Jahrzehnten hat Sachsen hinsichtlich des Anteils privater Tréger alle alten Bundeslander tGberholt
und nimmt diesbeziglich eine Spitzenstellung ein. Das betrifft Krankenhauser,
Rehabilitationseinrichtungen sowie den Bereich der stationdren und ambulanten Betreuung von
Alteren und Menschen mit Beeintrachtigungen. Beim Anteil von Privatschulen nimmt Sachsen
inzwischen mit weitem Abstand den Spitzenplatz in Deutschland ein. Selbst anerkannte
Wohlfahrtsverbdnde haben gegeniber Privaten an Einfluss verloren. Die sachsische
Staatsregierung hat diesen beschleunigten Privatisierungsprozess nicht nur dem Selbstlauf
uberlassen, sondern beschleunigt und finanziell gefordert.

2.2. Soziale Sicherheit im Mittelpunkt linker Politik

Wirkliche soziale Sicherheit und die fir wirkliche Demokratie notwendige gesellschaftliche
Teilhabe aller kann es nur geben, wenn unser Gemeinwesen die individuelle Freiheit und freie
Entfaltung einer jeden Personlichkeit mit Gleichberechtigung und Solidaritéat verbindet.

Uns geht es um solche Rahmenbedingungen, die allen in Sachsen wohnenden Menschen eine
selbstbestimmte Lebensgestaltung ermdoglichen. Wir verstehen das Soziale nicht als
LickenbiBer verfehlter Wirtschafts-, Arbeits-, Infrastruktur- und Bildungspolitik. Wir lehnen eine
einseitige Sicht auf Menschen als soziale Versorgungsfédlle ab. Eine am demokratischen
Sozialstaat orientierte Sozialpolitik versteht sich als eine die Gesellschaft gestaltenden und
verschiedene gesellschaftliche Bereiche lbergreifenden Politikansatz. Beim Einsatz mit und fir
Personengruppen in besonders schwierigen Lebenslagen, gilt in erster Linie das Prinzip Hilfe zur
Selbsthilfe. Gerade deshalb stehen wir an der Seite der vielen Verbande, Vereine und
Selbsthilfegruppen, weil sie eine unverzichtbare Basis fir burgerschaftliches Engagement bilden
und Ausdruck aktiver demokratischer Mitwirkung sind. Hier setzen wir uns fir eine Vielfalt in der
sachsischen Vereins- und Tragerlandschaft ein, was eine angemessene Offentliche finanzielle
Forderung einschlieBt.

Sachsen muss sich friher als alle anderen Bundesldnder auf den demografischen Wandel
einstellen, weil der Freistaat schon heute sowohl die Bevdlkerung mit dem hdchsten
Altersdurchschnitt als auch den héchsten Anteil von Menschen im Alter von Uber 65 Jahren hat.
Das bedeutet unter anderem, Berufseinsteigenden eine sichere berufliche Perspektive im
Freistaat zu geben, verlangt aber zugleich neue Uberlegungen bei der Gestaltung der sozialen
Infrastruktur, insbesondere zur Sicherstellung der Betreuung alterer Menschen in allen
sachsischen Regionen. Anstatt, wie bisher, Haushaltsmittel im Sozialbereich zu kiirzen, muss es
sogar eine Aufstockung durch Umverteilungen im Landeshaushalt geben.

Die Landesverantwortung fiir die soziale Daseinsvorsorge bleibt unverzichtbar. Schluss sein
muss mit dem Kurs der amtierenden Staatsregierung, sich immer weiter aus der Verantwortung
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fur soziale Daseinsvorsorge zu verabschieden und deshalb auch immer weniger Mittel dafir
bereit zu stellen. Stattdessen muss eine angemessene Zahl von Sozial, Kinder- und
Gesundheitseinrichtungen in offentlicher Tragerschaft Gberfihrt werden. Das schlieBt teilweise
eine Rekommunalisierung ein. Zugleich treten wir fir eine breite Vielfalt freier Trager ein und
wenden uns damit gegen eine fortschreitende Konzentration von sozialen Einrichtungen bei
groBen Verbanden.

Die Rechte der Verbraucherinnen und der Verbraucher mussen gestarkt werden; zum Beispiel in
den Bereichen der Daseinsvorsorge, die marktformig organisiert sind, um so ihre Position
gegenuber regional und global handelnden Unternehmen zu verbessern. In erster Linie handelt
es sich dabei um Informationsrechte der Verbraucherinnen und Verbraucher und
Informationspflichten der Unternehmen und die offentliche Aufgabe, die Einhaltung von
Grenzwerten und Transparenz zu kontrollieren.

2.3. Unsere Vorschlage fiir ein soziales Sachsen
2.3.1. Guter Wohnraum fiir alle

Wohnungen mussen fiir jede Birgerin und jeden Birger erschwinglich und bezahlbar sein. Den
Verkauf von Wohnungen in Bundes-, Landes- oder kommunalem Eigentum an
Finanzinvestorinnen und -investoren zugunsten ihrer Renditeinteressen lehnen wir ab. Der
kommunale und genossenschaftliche Wohnungsbestandes mit einem Anteil von heute gut 30 %
an allen Mietwohnungen in Sachsen muss gesichert werden, dartiber hinaus ist die Riuckfiihrung
vormals verduBerter Wohnungsbesténde in kommunale Wohnungsunternehmen und
Genossenschaften anzustreben.

Der demografische Wandel und die soziodkonomischen Rahmenbedingungen stellen die
stadtebauliche und soziale Entwicklung in Sachsens Kommunen vor neue Herausforderungen.
Das verlangt einerseits mehr barrierefreien Wohnraum. Altere Menschen und Menschen mit
Beeintrachtigungen sollen so lange wie moglich in ihrem vertrauten Wohnumfeld selbstbestimmt
leben kdnnen.

Andererseits entsteht in dem Spannungsfeld der gesellschaftlichen und gesamtstaatlichen
Anforderungen an energetischer Sanierung, Modernisierung des Wohnungsbestandes sowie an
die barrierefreie Umgestaltung des Wohnraums die neue Dimension des Wohnens in Sachsen.
Diese Herausforderungen missen als gesamtgesellschaftliche und -staatliche Aufgabe
verstanden und somit auch gesamtstaatlich finanziert und geférdert werden.

Dies ist auch erforderlich, um in Wohnquartieren der sachsischen GroBstadte Dresden und
Leipzig auftretende Phdnomene starkerer sozialer Differenzierung der Wohnbevdlkerung und des
Wohnungsmangels zu bezahlbaren Preisen zu verhindern. Flr die soziale Durchmischung der
Wohnquartiere in unseren Kommunen sind Rickbau/Teilriickbau, Neubau und Sanierung
erforderlich und kein Widerspruch.

Ziel ist eine ausgewogene und soziale Stadtentwicklungs- und Stddtebaupolitik, die sowohl die
notige Differenzierung zwischen landlichen Regionen und Stadten mit Bevolkerungsrickgang
und demografischer Alterung sowie zuzugsgepragten GroBstadten berlcksichtigt, wie auch die
Differenzierung innerhalb der Stadtgesellschaften der gréBeren Stadte Sachsens.
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Wir setzten uns dafiir ein, dass in allen sdchsischen Kommunen Mindeststandards fiir die
Bestimmung der Angemessenheit der Kosten der Unterkunft gelten, die Fristen fiir das
Kostensenkungsverfahren auf mindestens ein Jahr ausgedehnt werden und in bestimmten
Fallen, z. B. bei schwer Kranken oder Menschen mit Beeintrachtigungen, ganzlich von der
Durchfiihrung eines Kostensenkungsverfahrens abgesehen wird.

Das Problem der Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit, insbesondere wenn davon Kinder betroffen
sind, kommt noch hinzu. Mehr Hilfsangebote flir Wohnungslose miissen mit Landesmitteln
gefordert werden, ebenso muss umgehend zu einer statistischen Erhebung von
Wohnungslosigkeit zuriickgekehrt werden.

Alternative  Wohnformen von Menschen sind unterstiutzenswert, insbesondere diejenigen
Wohnprojekte, die zur sozialen Durchmischung von Stadtvierteln sowie zur Bereicherung der
Stadtteilkultur beitragen.

2.3.2. Gesundheitliche Versorgung als Menschenrecht

Allen Einwohnerinnen und Einwohnern, unabhéangig von Alter, Einkommen und sozialer Stellung
muss ein Gesundheitssystem zur Verfligung stehen, das ihnen die notwendigen Leistungen zur
Vermeidung, Linderung und Heilung von Krankheiten garantiert. Von den Verbesserungen bei
medizinischen Geraten, Arzneimitteln sowie der Ausstattung von Gesundheitseinrichtungen
konnten bisher leider nicht alle gleichermaBen profitieren, denn die sogenannten
Gesundheitsreformen der letzten Jahre haben den Prozess hin zur unsozialen
Mehrklassenmedizin beschleunigt. Dafiir stehen die Ausdinnung des Leistungskatalogs der
gesetzlichen Krankenkassen, die Einfiihrung von Zusatzbeitragen bei Bedarf der Krankenkassen
sowie die steigenden Zuzahlungen.

Hinzu kommt der zunehmende l\rztemangel, insbesondere in landlichen Regionen, dem die
sachsische Staatsregierung seit Jahren konzeptionslos begegnet. Um in Zukunft eine
flichendeckende medizinische Versorgung in guter Qualitat zu sichern, sind mehr Arztinnen und
Arzte sowie Pflegekrafte auszubilden.

Es sind durch gezielte staatliche Forderprogramme bessere materielle und ideelle
Voraussetzungen zu schaffen, damit es vor allem fir junge Menschen attraktiver wird, einen
Gesundheitsberuf zu ergreifen.

MaBnahmen zur Schaffung Medizinischer Versorgungszentren (Polikliniken) miissen starker
unterstltzt werden, die nach wie vor bestehende Trennung von ambulanter und stationéarer
Betreuung soll aufgehoben werden. Vor allem in unterversorgten landlichen Regionen sind
Arztinnen und Arzte durch Gemeindeschwestermodelle zu entlasten sowie mobile Arztpraxen zu
schaffen.

Durch verbindliche landesgesetzliche Regelungen sind die Angebote fiir gesundheitliche
Pravention, fir die Erweiterung des Impfschutzes und den umfassenden Ausbau des
gesundheitlichen Verbraucherschutzes zu treffen. Gleiches gilt fir den Rettungsdienst.

Den Verkauf von weiteren Krankenhdusern in Landes- und kommunalem Eigentum lehnen wir
ab. Die weitere duale Finanzierung der Krankenhduser ist durch eine hohere
Investitionspauschale des Landes zu sichern. Krankenhduser miussen sich, besonders im
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landlichen Raum, als Zentren der medizinischen Versorgung etablieren und nicht mehr
vorhandene ambulante Angebote ersetzen.

2.3.3. Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit

Nach wie vor bestehen in allen Lebensbereichen erhebliche Benachteiligungen von Frauen
gegenuber Mannern. Von wirklicher sozialer Gleichheit zwischen den Geschlechtern kann in
Sachsen Uberhaupt keine Rede sein. Besonders Frauen sind Uberdurchschnittlich von
Langzeiterwerbslosigkeit und prekarer Beschéaftigung wie Minijobs betroffen. Selbst in der
offentlichen Verwaltung des Freistaates sind Manner in Spitzenpositionen deutlich
uberreprasentiert. Dieser unbefriedigende Zustand, der letztlich Ausdruck uberkommener
patriarchaler Strukturen ist, fihrt nicht nur zur Benachteiligung von Frauen, sondern zu deren
Ausgrenzung von gesellschaftlichen Entscheidungen. Deshalb sind dringend Voraussetzungen zu
schaffen, dass bei allen politischen Entscheidungen dem Gleichstellungsanspruch Rechnung
getragen und die Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit in allen Bereichen konsequent
umgesetzt wird. Darliber hinaus muss gezielte Frauenférderung zur Pflicht in allen &ffentlichen
Einrichtungen und zumindest solchen Unternehmen werden, die Fordermittel oder offentliche
Auftrége erhalten.

Sachsen ist inzwischen das Bundesland mit der vergleichbar geringsten Forderquote fir
Gleichstellungsprojekte und Uberdies mit der niedrigsten ministeriellen Anbindung des
Gleichstellungsressorts. Das muss sich andern. Die Leitstelle fir Gleichstellung von Frau und
Mann muss direkt dem/der Sozialminister/-in unterstellt sein. Die Arbeit des Landesfrauenrates
ist durch institutionelle Forderung langfristig zu sichern. Zudem sind Frauenprojekte wesentlich
starker zu fordern, anstatt die Zuwendungen, wie bei den letzten Landeshaushalten geschehen,
zu kirzen oder gar ganz einzustellen.

Kirzere Erwerbsarbeitszeiten mit steuerfinanziertem Lohnausgleich als gesellschaftlicher
Standard fur Eltern, ein fldchendeckendes Netz von Kinderbetreuungseinrichtungen,
Elterngeldregelungen, gesicherte Wiedereinstiegsmoglichkeiten nach Kindererziehungsjahren
sowie der garantierte Ubergang zu voller Arbeitszeit nach familienbedingter Teilzeitarbeit sind
notwendige MaBnahmen.

Eine wichtige Aufgabe ist die gesellschaftliche Achtung von Gewalt, insbesondere h3uslicher
Gewalt. Bedarfsgerechte Angebote zur Gewaltpravention und Beratung fur von hauslicher Gewalt
Betroffenen sind landesweit umfassend zu fordern. Die Existenz der Frauen- und
Kinderschutzhduser sowie der regionalen Interventionsstellen ist durch eine Regelfinanzierung
zu sichern.

2.3.4. Neuausrichtung der Familienpolitik

Sachsen braucht endlich eine moderne Familienpolitik. Zu lange wurden konservative
Wertvorstellungen zum Leitbild erhoben, welche an der Lebensrealitdt der Menschen und an
ihren Problemen vorbei gingen. Eine zeitgemaBe Familienpolitik erdffnet jedem Kind die gleichen
Entfaltungsmaoglichkeiten. Sie orientiert sich am Leitbild berufstatiger Eltern und der geteilten
Erziehungsverantwortung. Wir wollen, dass Manner mehr Erziehungsverantwortung tbernehmen.
Wir erkennen die Gleichwertigkeit aller Lebensentwiirfe und Familienformen an und bewerten
keine/n davon als besser oder schlechter. Fir ein familienfreundliches Sachsen muss viel
verandert werden.
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Viele kinderreiche Familien, insbesondere Alleinerziehende leben in Armut. Sie miissen besser
unterstiitzt werden: Finanziell und durch Hilfe in ihrer Alltagsorganisation. Eine Initiative fir
familienfreundliche Arbeitszeiten, fir mehr Familienfreundlichkeit in den Betrieben bzw. langere
und flexible Offnungszeiten von Kitas, die auch Eltern mit ungewdhnlichen Arbeitszeiten eine
Betreuung ihrer Kinder ermdglichen, sind wichtige Schritte, um Eltern zu unterstutzen.

Die Infrastruktur fur Familien, Kinder und Jugendliche muss ausgebaut und Kirzungen
zurickgenommen werden. Das setzt auch eine bessere finanzielle Ausstattung von Kreisen und
Kommunen voraus, die fiir die Infrastruktur im Wesentlichen verantwortlich sind.

Alleinerziehende und besonders ihre Kinder haben ein erhohtes Armutsrisiko. Sie brauchen
Sicherheit und Unterstitzung, ihnen ist ein Leben auBerhalb von Transferleistungen zu
ermoglichen. Dazu bedarf es konkreter Unterstiitzungsangebote, Angebote zur Weiterbildung
aber auch zu sozialer Vernetzung, um ins Berufsleben zuriickzukehren oder gegebenenfalls eine
Ausbildung zu absolvieren sowie drohender Isolation entgegenzuwirken.

Familienmitgliedern mit Behinderung ist die volle und wirksame Teilhabe zu garantieren.
Wesentlicher Bestandteil der Leistungserbringung sollte eine bedarfsgerechte persoénliche
Assistenz in allen Lebenslagen und -phasen sein, die unabhéangig von Einkommen und Vermdgen
gewahrt wird.

2.3.5. Perspektiven fiir Kinder und Jugendliche

Die Lebens- und Entwicklungsbedingungen fir Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene
mussen verbessert werden, damit sie in Sachsen eine gute Perspektive haben. Die seit Jahren
anhaltenden Kurzungen in der Kinder- und Jugendhilfe missen rickgangig gemacht werden. Die
ortlichen Trager sind dadurch in die Lage zu versetzen, ihren gesetzlichen Aufgaben
nachkommen zu kénnen und einen wirklichen Schutz und eine Férderung der Kinder und
Jugendlichen im Rahmen des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) zu gewéhren.

In diesem Zusammenhang muss die Kinder- und Jugendhilfe durch einen offentlichen und
fachlichen Diskurs gestéarkt und weiterentwickelt werden. Standards fir die Ausstattung und
Qualitat der Angebote missen entwickelt und umgesetzt werden.

Kindern und Jugendlichen muss ein geblhrenfreier Zugang zu o&ffentlichen kulturellen
Einrichtungen wie Museen, Bibliotheken, Theatern, Musikschulen ermdglicht werden. Sie
bendtigen eigene gestaltbare Rdume in denen sie sich abseits von Kostenzwéngen treffen und
betatigen kdnnen sowie Unterstiitzung erfahren.

Die Ausbildung und Qualifikation von Erzieherinnen, Erziehern, Sozialpddagoginnen und
Sozialpadagogen sind sicherzustellen und dem gestiegenen Bedarf anzupassen. Ebenso miissen
die Arbeitsbedingungen verbessert und die Tatigkeiten angemessen entlohnt werden. Nur so
kann dem Erzieherinnen- und Erziehermangel im Freistaat Sachsen entgegengewirkt werden.

Es bedarf gerechter Teilhabemdoglichkeiten in allen Sozial- und Bildungsrdumen. Junge Menschen
bendtigen verlassliche Unterstitzungssysteme und vielféltige Gelegenheiten an auBerschulischer
Bildung, um die Herausforderungen einer modernen Gesellschaft bewaltigen zu kénnen. Ein
stabiles Netz an padagogisch betreuten Kinder- und Jugendhdusern, an mobiler Jugendarbeit,
Schulsozialarbeit und professioneller Begleitung ehrenamtlicher Jugendinitiativen ist eine
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wesentliche Voraussetzung fiir gesellschaftliche Teilhabe sowie ein soziales und demokratisches
Miteinander.

Die ohnehin viel zu niedrige Landesforderung flir Jugendverbande und Vereine darf nicht durch
eine Praxis der Bevormundung und ideologisch ausgerichteten konservativen Denkmustern
weiter beschnitten werden. Die Herausbildung demokratischen Bewusstseins in allen sozialen
Milieus setzt positive Erfahrungen gelungener Beteiligung voraus. Eine wesentliche Rolle kénnen
dabei Jugendverbdnde, selbstverwaltete Projekte, Sportvereine, Kultureinrichtungen und
zivilgesellschaftliche Gruppen spielen, in denen demokratisches Miteinander erlebt und geubt
werden kann. Zur Erreichung dieses Zieles sollen samtliche Formen von Jugendpartizipation
unterstitzt werden, bei denen Kinder und Jugendliche die Maoglichkeit gegeben wird,
demokratisch selbst Uber ihre Angelegenheiten zu entscheiden. Dies beinhaltet Jugendbeirate,
Jugendparlamente, Schiiler- und Schilerinnenkonferenzen und andere Formen.

2.3.6. Kinder- und Jugendpolitik deutlich starken

DIE LINKE. Sachsen versteht Politik fiir Kinder und Jugendliche als eigenstandiges Politikfeld und
nicht als Anhangsel des Sozial- oder Bildungsressorts. DIE LINKE. Sachsen verfolgt das Ziel, dass
alle Kinder ihr Recht auf Entwicklung als eigenstandige und gemeinschaftsfahige Personlichkeit
wahrnehmen konnen. Die Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen wollen wir in der
Verfassung des Freistaates und in der Sachsischen Gemeindeordnung verankern. Flr eine
gelingende Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen sind individuelle Projekte vor Ort nétig und
Erfahrungen aus erfolgreichen existierenden Beteiligungsprojekten sollen dabei beachtet
werden.

Angebote der Kinder- und Jugendhilfe sollen nicht auf Defizitbearbeitung beschrankt sein,
sondern sich an alle Kinder und Jugendliche richten und diesen zugénglich sein. Eine wesentliche
Voraussetzung dafiir ist eine angemessene Finanzausstattung der Kommunen durch die
Jugendpauschale sowie ressortiibergreifende Jugendhilfeplanung, die den zu bewaéltigenden
Aufgaben gerecht wird und nicht durch Haushaltszwange bedingt ist.

DIE LINKE. Sachsen mochte die Aufstockung der Jugendpauschale auf mindestens 15 Euro pro
Jahr sowie eine neue Berechnung, um den unterschiedlichen demographischen Entwicklungen in
Stadt und Land gerecht zu werden. Das Landesjugendamt muss in seiner Rolle als Fachbehorde
gestarkt werden und das fir die vielfachen Aufgaben bendétigte Fachpersonal bekommen. Von
der Finanzierung unzahliger und aufeinander folgender Modellprojekte bedarf es eines Wechsels
zugunsten einer nachhaltigen finanziellen Grundausstattung der Kinder- und Jugendhilfe. Die
Erfahrungen aus den Modellprojekten in Jugendeinrichtungen, Kitas und Schulen sollen dabei
einflieBen.

Die landesweiten Jugendverbande sollen durch Mehrjahresférderung eine langfristige
Planungssicherheit bekommen und in der Bewaltigung ihrer Aufgaben gestarkt werden.

Fir die Lebensqualitdt junger Menschen ist es wichtig, dass vielféaltige Moglichkeiten der
Freizeitgestaltung in Kindertreffs, in Jugendhadusern, in der Kultur, in Jugendverbanden, Vereinen
und im Sport vorhanden und raumlich erreichbar sind. Dies setzt eine Verzahnung von
Jugendhilfe- und Schulnetzplanung voraus sowie eine Finanzierung, die nicht nur die
Pflichtaufgaben erledigt, sondern auch vermeintlich freiwillige Leistungen fordert.
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DIE LINKE. Sachsen setzt sich dafiir ein, dass Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit,
der mobilen Arbeit, der Schulsozialarbeit und der Jugendverbandsarbeit sinnvoll aufeinander
abgestimmt sind, den Bedirfnissen vor Ort gerecht und nicht gegeneinander ausgespielt
werden. Auf sozialpadagogische Fachkrafte, die den jungen Menschen als Ansprechperson und
kritische Begleitung zur Seite stehen, kann dabei nicht verzichtet werden.

Zu einem sinnvollen und forderlichen Freizeitangebot, dass die Begegnung von Kindern und
Jugendlichen in nichtschulischen Zusammenhéngen ermdglicht, gehdren auch Ferienfahrten. Fur
Ferienfahrten gemeinnutziger freier Tréager der Jugendhilfe soll der Freistaat wieder eine
Forderung bereitstellen.

Den Austausch von Kindern und Jugendlichen aus Sachsen mit jungen Menschen anderer
europdischer Staaten will DIE LINKE. Sachsen durch eine gezielte Férderung der Internationalen
Jugendarbeit starken.

Beim Ubergang vom Jugendalter in das Erwachsenenleben kann ein Freiwilligendienst eine gute
Orientierung hinsichtlich des weiteren Lebenswegs sein. Wir wollen das Freiwillige Soziale Jahr
sowie das Freiwillige Okologische Jahr in Sachsen stirken und auch gezielt fiir junge Menschen
ohne Schulabschluss oder ohne Ausbildungsplatz 6ffnen.

Kinder und Jugendliche sowie ihre Familien haben ein Recht auf Unterstiitzung in schwierigen
Situationen und einen Rechtsanspruch auf Erziehungshilfe, zu dem sich DIE LINKE. Sachsen
bekennt. Jedoch ist mehr Préavention im Bereich der Familienbildung und der Jugendsozialarbeit
notig, um kostenintensive MaBnahmen z. B. der stationdren Erziehungshilfe verringern zu
kénnen. Die Vermittlung von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der Geschlossenen
Unterbringung in Sachsen oder in andere Bundeslander wird abgelehnt.

2.3.7. Wiirdevolles Leben fiir altere Menschen

Fir altere Menschen mussen vielféaltige Moglichkeiten der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
und einer selbstbestimmten Lebensfiihrung gesichert werden. Die éaltere Generation hat
angesichts ihres Anteils an der Gesamtbevolkerung in Sachsen nicht den Stellenwert, der ihr
eigentlich zuk@me. Bereits heute haben wir Altersarmut, die schon in absehbarer Zeit
betrachtlich ansteigen wird. Nicht zuletzt aufgrund der Verdienste der alteren Generation
verwahren wir uns gegen das neoliberale Klischee, wonach die Alteren zunehmend auf Kosten
der Jungen leben und daher Generationenkonflikte verursachen wirden. Damit wird bewusst
vernebelt, dass die Trennlinie auch in Sachsen nicht zwischen Jung und Alt, sondern zwischen
arm und reich verlauft.

Ein solidarischer Ausgleich zwischen den Generationen ist notwendig. Sie setzt sich bei der
Rente gleichermaBen fur Lebensstandardsicherung und Schutz vor Altersarmut ein. Neben
entsprechenden Wohnformen muss der gesamte Betreuungs- und Pflegesektor einen wesentlich
hoheren gesellschaftlichen Stellenwert erhalten. Das ist mit hoheren Kosten verbunden. So wird
die Zahl pflegebedirftiger Menschen betrachtlich anwachsen, weshalb mehr fachlich hoch
qualifiziertes und deutlich besser entlohntes Personal, bendétigt wird. Dieser Prozess darf nicht
dem Selbstlauf Uberlassen werden, sondern muss von der Landesebene durch eine fundierte
Bedarfsplanung begleitet und angemessen finanziell geférdert werden.

Generell brauchen wir in unserer Gesellschaft ein Umdenken hinsichtlich der Rolle alterer
Menschen, die heute viel langer als noch vor Jahrzehnten kreativ tatig sein kénnen und wollen.
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Daher mochten wir altere Menschen ermutigen, ihre Rechte offensiver einzufordern und an
Entscheidungsprozessen aktiv teil zu nehmen. Um dafiir bessere Rahmenbedingungen zu
schaffen, soll ein Seniorenmitwirkungsgesetz verabschiedet und auf allen Ebenen
Seniorenvertretungen gebildet werden.

2.3.8. Behindertenpolitik ist Menschenrechtspolitik

Menschen mit geistigen, korperlichen, seelischen und/oder Sinnesbeeintrachtigung haben
dieselben Rechte wie Menschen ohne Beeintrachtigungen. Deren weitgehend selbstbestimmte
Lebensflihrung zu ermdglichen ist unser Ziel. Um dies zu erreichen, missen Arbeits-, Wohn- und
Umweltbedingungen geschaffen werden, die den Bedirfnissen der Menschen mit
Beeintrachtigungen entsprechen.

Bildungseinrichtungen, Arbeitsstatten und deren Umfeld, Wohnungen und Wohnumgebung,
offentliche Einrichtungen, medizinische Einrichtungen, Freizeitmoglichkeiten, o6ffentliche
Verkehrsmittel und Verkehrsraume, Gebrauchsgegenstande, Kommunikationssysteme und
schlieBlich die Geschaftsstellen, Birgerinnen- und Biirgerbiros der Abgeordneten selbst miissen
barrierefrei erreichbar, zuganglich und nutzbar gemacht werden. Denn erst umfassende
Barrierefreiheit ermdglicht die Teilhabe von allen, die es wiinschen.

Es bedarf gesetzlicher Rahmenbedingungen auf Landesebene, mit denen das von den Vereinten
Nationen beschlossene und von Deutschland ratifizierte Ubereinkommen iiber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (BRK) schnellstmdglich umgesetzt wird und so die Voraussetzung
fur eine schrittweise Umgestaltung hin zu einer inklusiven Gesellschaft gesichert wird. Dafir
mussen in Sachsen Initiativen zur Bewusstseinsbildung, zu Bildung und lebenslangem Lernen,
zum Leben in der Gemeinschaft, zu Mobilitat und Verkehr, zu barrierefreier Kommunikation und
Information, zu Kultur, Freizeit und Sport sowie Arbeit und Beschéftigung ergriffen werden.
Besonders naheliegend ist es zunachst, dass in Sachsen die Eingliederungshilfen fiir Menschen
mit Beeintrachtigungen, nach medizinischer Notwendigkeit, der Beeintrachtigung entsprechend
und kostendeckend gewahrleistet werden.

2.3.9. Vielfalt statt Diskriminierungen

Minderheiten und marginalisierte Gruppen missen nicht nur vor Diskriminierung geschutzt,
sondern bei der Vertretung ihrer Rechte und in ihrer Beteiligung am gesellschaftlichen Leben
unterstitzt werden. Sachsen braucht endlich ein Antidiskriminierungsgesetz, in dem auch ein
Verbandsklagerecht fiir Betroffenenverbande festgeschrieben wird. Auch eine gute finanzielle
und organisatorische Unterstiitzung der Selbstorganisation insbesondere von Frauen,
Seniorinnen und Senioren, Lesben und Schwulen, Sorbinnen und Sorben, Migrantinnen und
Migranten und Menschen mit Beeintréachtigung starken ihre Rechte.

Eingetragene Lebenspartnerschaften missen endlich mit der Ehe gleichgestellt und konsequent
ins Landesrecht Ubernommen werden. Die Diskriminierung von Lesben und Schwulen, Trans-
und Intersexuellen Menschen muss bekampft werden, z. B. durch mehr Aufklarungsarbeit an
Schulen.

Das friedliche Zusammenleben von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund und die
gezielte Integration der Zugewanderten ist ein notwendiges Ziel fir ein lebenswertes und
zukunftsfahiges Sachsen. Sachsen ist historisch ein Einwanderungsland. Diese Tradition der
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Weltoffenheit und Toleranz wollen wir gegen faschistische, nazistische und rassistische
Tendenzen verteidigen.

Zudem sollte der Freistaat Sachsen eine Vorreiterrolle bei der Aufnahme von Flichtlingen
ubernehmen, die wegen ihres Geschlechtes oder ihrer sexuellen Orientierung verfolgt werden.

Folgende MaBnahmen werden wir umsetzen:

Rickfuhrung der tberortlichen Sozialhilfetrdger von kommunaler Ebene auf Landesebene
bei gleichzeitiger Aufstockung des Anteils an Sozialausgaben im Landeshaushalt durch
Umverteilung, Dies insbesondere zur Sicherstellung der Betreuung alterer Menschen
sofortiger Stopp der Privatisierung offentlicher Daseinsvorsorge - Schulen,
Krankenh&user, Rehabilitationseinrichtungen sowie stationdre und ambulante
Pflegeeinrichtungen mussen in staatlicher Hand bleiben

angemessene Offentliche finanzielle Forderung von Vereinen, Verbanden und
Selbsthilfegruppen zur Umsetzung des Prinzips Hilfe zur Selbsthilfe

Stérkung der Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern durch verstéarkte und
transparente Kontrollen der Einhaltung von Grenzwerten

Sicherung des 30 %-igen Anteils an kommunalen und genossenschaftlichen
Mietwohnungsbestandes bzw. VergroBerung des Anteils durch Rekommunalisierung von
Wohnungsbestéanden

finanzielle Forderung  energetischer  Sanierungen, Modernisierungen des
Wohnungsbestandes sowie der barrierefreien Umgestaltung

Einfihrung von Mindeststandards fiir die Bestimmung der Angemessenheit der Kosten
der Unterkunft in allen sdchsischen Kommunen sowie Ausdehnung der Fristen fiir das
Kostensenkungsverfahren auf mindestens ein Jahr

Bereitstellung von Landesmitteln flr Hilfsangebote fiir Wohnungslose sowie
Wiederaufnahme statistischer Erhebungen von Wohnungslosigkeit

Arztemangel begegnen durch mobile Arztpraxen und Unterstiitzung von MaBnahmen zur
Schaffung medizinischer Versorgungszentren sowie weitergehender Konzeptentwicklung
Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit und Erfillung des Gleichstellungsanspruchs
bei allen politischen Entscheidungen: Gezielte Frauenforderung verpflichtend fur
offentliche Unternehmen sowie als Voraussetzung fur Vergabe oOffentlicher Auftrage.
Darlber hinaus starkere Forderung von Frauen- und Gleichstellungsprojekten.
Sicherstellung von Frauen- und Kinderschutzhdusern durch Regelfinanzierung.

Ausbau des flachendeckenden Netzes von Kinderbetreuungseinrichtungen

Ricknahme der Kirzungen von Infrastruktur fir Familien, Kinder und Jugendlichen
Etablierung konkreter Unterstltzungsangebote speziell fiir Alleinerziehende
Gewahrleistung bedarfsgerechter personlicher Assistenz fir Menschen mit Behinderung
Schutz und Forderung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des SGB VIII durch
Ricknahme von Kirzungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie Weiterentwicklung der
Standards fir die Ausstattung und Qualitat der Angebote

Gebuhrenfreier Eintritt fur 6ffentliche kulturelle Einrichtungen fir Kinder und Jugendliche
Einrichtung eines stabilen Netzes an Kinder- und Jugendhdusern mit padagogischer
Betreuung, mobiler Jugendarbeit, Schulsozialarbeit sowie professionelle Begleitung
ehrenamtlicher Jugendinitiativen
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Erhéhung der Landesforderung fir Jugendverbande und Vereine

Verankerung von Beteiligungsrechten von Kindern und Jugendlichen in der Verfassung
des Freistaates sowie der Sdchsischen Gemeindeordnung

Aufstockung der Jugendpauschale auf mindestens 15 Euro pro Jahr

Planungssicherheit fir Jugendverbande durch Mehrjahresforderungen

Forderung von Ferienfahrten und Internationaler Jugendarbeit gemeinnitziger Trager der
Jugendbhilfe

Fundierte Bedarfsplanung samt angemessener finanzieller Forderung zur Sicherstellung
qualitativ hochwertiger Firsorge und Betreuung pflegebedirftiger Menschen
Verabschiedung eines Seniorenmitwirkungsgesetz sowie Bildung von
Seniorenvertretungen

Schaffung entsprechender gesetzlicher Rahmenbedingungen auf Landesebene zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention; zusatzliche Férderungen von Initiativen
zur Bewusstseinsbildung sowie Eingliederungshilfen fiir Menschen mit Beeintrachtigung
Verabschiedung eines Antidiskriminierungsgesetzes

Ubernahme des Instituts FEingetragener Lebenspartnerschaften in Landesrecht
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3. Bildung fiir alle

Bildung ist keine Ware sondern ein Grundrecht. Sie beeinflusst maBgeblich den Weg, den
Menschen im Leben gehen und darf nicht von finanziellen Zwédngen abhdngen. Sie muss allen
gleichermalBen zugénglich sein. Das Bildungssystem in Sachsen bedarf in jeder Hinsicht und auf
allen Ebenen konsequenter Reformen. Wir bendtigen mehr Personal in Kitas, Schulen und
Universitédten. Léngeres gemeinsames Lernen ist ein Gebot der Stunde. Allen Menschen muss
lebenslanges Lernen méglich sein. Sport verbindet und soll daher allen erméglicht werden.

3.1. Bildung ist keine Ware, sondern Persénlichkeitsentwicklung

Ein wirklich freier Zugang zu Bildung erfordert eine gebiihrenfreie Bildung von der friihkindlichen
Bildung und Betreuung, uber Schule, Studium, Berufs- und Weiterbildung. Im Vergleich zu jetzt
mussen die offentlichen Bildungsinstitutionen erheblich besser finanziert werden. Es gilt ebenso
bessere Arbeitsbedingungen und eine, der anspruchsvollen Tatigkeit angemessene, Bezahlung
sowie soziale Absicherung der im Bildungsbereich Beschaftigten zu schaffen. Private
Bildungsinstitutionen kdnnen zwar das Bildungsangebot in winschenswerter Weise
differenzieren und bereichern, die 6ffentliche Verantwortung fiir Bildung kann und darf jedoch
nicht auf sie abgewalzt werden.

3.2. Teilhabe an Bildung von Anfang an - Die Kita als Bildung, Erziehung und Betreuung

Fir eine gleichberechtigte Teilhabe aller Kinder an Bildung von Anfang an, missen die
Rahmenbedingungen von Land und Kommunen weiter verbessert werden. Ein gemeinsames
Aufwachsen, Spielen und Lernen in der Kita erfordert, dass ausreichende Kapazitaten an
Betreuungsplatzen in kleinen Gruppen, in wohnortnahen und barrierefreien Einrichtungen zur
Verfligung stehen.

Das System der Kindertagesbetreuung steht komplexen Anforderungen gegeniiber. Beim Ausbau
von Betreuungsplatzen im frihkindlichen Bereich gibt DIE LINKE. Sachsen den Krippen Vorrang
vor dem weiteren Ausbau der Kindertagespflege.

Zeitliche Zugangsbeschrankungen fir Kinder von Nichterwerbstatigen wollen wir durch eine
Anderung des Gesetzes iiber Kindertageseinrichtungen (SachsKitaG) unterbinden. Der
Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz soll auf Kinder mit Beeintréachtigungen ausgeweitet werden.
Angebote der Kindertagespflege sollen in ein geregeltes und transparentes Vertretungssystem
der Kommune eingebunden sein.

Familienfreundliche Kindertagesbetreuung heiBt neben inhaltlicher Vielfalt, fachlicher Beratung
und bedarfsgerechten Offnungszeiten auBerdem, Platze sowohl wohnortnah als auch in der Nihe
von Arbeitsplatzen vorzuhalten und so dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern gerecht zu
werden. DIE LINKE. Sachsen setzt sich in den Kommunen dafiir ein, dass alle Kitas die
Herausforderungen der Migration, Integration und Inklusion gut bewaltigen kénnen.

Wir bendtigen dringend eine Verbesserung der Fachkraft-Kind-Relation. DIE LINKE. Sachsen
fordert dabei mittelfristig eine Absenkung des Betreuungsschliissels auf 1:4 in der Krippe, 1:10
im  Kindergarten und 1:17 im Hort. Das Sé&chsische Kindertagesstattengesetz
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(SachsKindertagesstattenG) ist so zu andern, dass Zeiten flr Entwicklungs-Dokumentationen
und Elternberatung, flr padagogische Vor- und Nachbereitung sowie fir Krankheits-,
Fortbildungs- und Urlaubstage in die Berechnung des Betreuungsschliissels mit einbezogen
werden. Erzieherinnen und Erzieher, die sich in der berufsbegleitenden Ausbildung befinden,
sollten nicht vor dem 3. Ausbildungsjahr auf den Betreuungsschlissel angerechnet werden.

Wir werden kurzfristig die jahrliche Kita-Pauschale von 1.875 Euro pro Kind auf mindestens
2.400 Euro anheben. Langfristig ist die Kita-Pauschale zu dynamisieren, um die zu erwartenden
steigenden Personal- und Betriebskosten fiir die Kommunen finanzierbar zu machen.

Der Hort in seiner ambivalenten Stellung als Angebot der Kinder- und Jugendhilfe und
Betreuungseinrichtung an Schulen bedarf einer besseren Verzahnung mit den Grundschulen und
konzeptionellen Einbindung in eine rhythmisierte Ganztagsschule.

Neben den notwendigen Veranderungen des Sachsischen Kindertagesstattengesetzes und der
Verbesserung der finanziellen Ausstattung der Kommunen, ist auch dem drohenden Mangel an
padagogischen Fachkraften zu begegnen. Dies wollen wir mit einem Ausbau der Erzieherinnen-
und Erzieherausbildung an den staatlichen Berufsfachschulen und der Kindheitspadagogik an
den Fachhochschulen erreichen. Beide Ausbildungen sollen zudem stéarker miteinander verzahnt
werden.

Angesichts neuer und vielfaltiger Herausforderungen in der Kindertagesbetreuung bedarf die
Erzieherinnen- und  Erzieherausbildung einer Reform. Die in Sachsen geltende
Fachkrafteverordnung darf nicht zugunsten des Betreuungsschlissels aufgeweicht werden, soll
jedoch in Zukunft die Bildung multiprofessioneller Teams in den Kitas ermdglichen.

Die Ausbildung von Sozialassistentinnen und -assistenten als Zugangsvoraussetzung zur
Erzieherinnen- und Erzieherausbildung wollen wir ersetzen durch eine abgeschlossene
Berufsausbildung oder Hochschulreife in Verbindung mit einem Freiwilligen Sozialen Jahr.

3.3. Langeres gemeinsames Lernen

Langeres gemeinsames Lernen ist sowohl aus individueller als auch aus gesellschaftlicher
Perspektive sinnvoll und erstrebenswert. Je spater ein Wechsel im Bildungsgang im Schulsystem
angesetzt ist, desto leichter fallt es den Schilerinnen und Schilern, diesem mit
Selbstbewusstsein zu begegnen und dessen Anforderungen anzunehmen.

Das aktuelle, zergliederte Schulsystem ist so zu veréandern, dass zunachst ein gemeinsames
Lernen bis einschlieBlich Klasse 8 fiir alle Schilerinnen und Schiiler eingefiihrt wird. Ab Klasse 9
sehen wir den Beginn einer Binnendifferenzierung in Leistungskursen vor, die die Schilerinnen
und Schiuler selbst wahlen. Samtliche anderen Facher werden auch weiterhin bis zum Abschluss
der Klasse 10 im gesamten Klassenverband unterrichtet.

Zur Erreichung optimaler LerngruppengroBen wollen wir den Klassenteiler auf maximal 20
Schiilerinnen und Schiler senken und bis zur Klassenstufe 4 pro Klasse mindestens zwei
Padagoginnen oder Padagogen zur Verfligung stellen. Des Weiteren ist eine ausreichende Anzahl
an Schulpsychologinnen und -psychologen, Schulsozialarbeiterinnen und -arbeitern sowie
Personal zur Betreuung der Schilerinnen und Schiler mit Beeintrachtigungen notwendig.

Durch lédngeres gemeinsames Lernen bis einschlieBlich Klasse 8 besteht fir das Lehrpersonal
langer die Moglichkeit, ein tatsachlich ausgereiftes, differenziertes Bildungsprofil individuell fur
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jede Schulerin und jeden Schiler zu erstellen. Somit ist es mdoglich, zuverlassiger und dem
individuellen Leistungsvermdgen der Einzelnen und des Einzelnen angepasst, nach Abschluss
von Klasse 8 eine Empfehlung fiir den weiteren Bildungsweg auszusprechen. Nicht zuletzt wird
dieses Konzept einem Wesensmerkmal des gesellschaftlichen Zusammenlebens gerecht, in dem
anstehende Aufgaben durch Arbeiten von unterschiedlichen Menschen bewaltigt werden.

3.4. Schulische Bildung verbessern

Im aktuellen Schulsystem ist vor allem die soziale Herkunft eines Kindes ausschlaggebend fiir
dessen Zugang zu Bildung. Bildung ist jedoch eine wesentliche Voraussetzung fiir so ziemlich
alles im Leben, sie 6ffnet Turen und bietet Moglichkeiten, die Schranken der eigenen sozialen
Herkunft zu Gberwinden.

Wir brauchen also eine grundlegende Reform der Schulbildung in Sachsen. Deshalb tritt DIE
LINKE. Sachsen fiir ein moglichst langes gemeinsames Lernen aller Kinder und Jugendlichen ein
und sieht sich damit an der Seite der Mehrheit der Wahlerinnen und Wahler. Schwerpunkt linker
Bildungspolitik bleibt die Uberwindung des gegliederten Schulwesens. Deshalb wollen wir

e die ,Ganztagsschule®,
e Methodenvielfalt und schilerinnen- und schilerorientierte Unterrichtsgestaltung
e eine demokratische Schule.

DIE LINKE. Sachsen steht fur die Verwirklichung der Forderung nach ,inklusiver Bildung® fur alle.
Es findet keine Auslese statt. Dies bedeutet, dass alle Schilerinnen und Schiiler so lange wie
moglich und so weit wie moglich gemeinsam unterrichtet werden. Unsere Perspektive ist es, die
Forderschulen bis auf wenige Ausnahmen verzichtbar zu machen. Besondere Begabungen sollen
frihzeitig erkannt und nach Mdglichkeit bei Verbleib im Klassenverband gefordert werden.

Der Ausbau der Forderinfrastruktur muss forciert werden. Um fir alle Schilerinnen und Schiler
entsprechend ihrer individuellen Bedirfnisse bestmdogliche Forderbedingungen erzielen zu
konnen, missen die dazu erforderlichen Rahmenbedingungen an allen Schulen im Freistaat
geschaffen und zuséatzliches, nicht nur padagogisches Personal, eingestellt werden.

Der Ausbau der Férderangebote muss vorangetrieben werden. Hierzu soll fiir jede Schilerin und
fur jeden Schiler ein Forderprofil, ausgerichtet an ihrem/seinem individuellen Bildungsprofil
erstellt und umgesetzt werden. Dieses Forderprofil muss in regelméaBigen Abstéanden Uberprift
und angepasst werden.

Den Schulen selbst soll Autonomie bezlglich  Schulprofil, Unterrichtsmethoden,
Unterrichtsablauf und sonstiger Belange ihrer inneren Verfasstheit eingeraumt werden. Dariber
hinaus sind alle Akteurinnen und Akteure an den Schulen auf geeignete Weise an grundlegenden
Entscheidungen des Landes zum Schulkonzept zu beteiligen. Wir streben an, die weitere
Schulgesetzentwicklung unter Einbeziehung aller Beteiligten (Schulerinnen und Schiler, Eltern,
Lehrerinnen und Lehrer, sonstige Schulbeschaftigte, Schulbehorde, Staatsregierung,
Gewerkschaften und andere Interessenvertretungen) im Rahmen eines bildungspolitischen
Runden Tisches zu erarbeiten und umzusetzen.
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DIE LINKE. Sachsen kampft fur eine padagogische Vielfalt und die tatsachliche Wahlfreiheit der
Eltern und Schiilerinnen und Schiler, unabhéngig von deren finanziellen Méglichkeiten. Diese
Vielfalt bezieht sich aber auch auf ein breites Bildungsangebot, aus dem Schilerinnen und
Schiler frei nach ihren Neigungen und Starken und vor allem im kiinstlerischen und sportlichen
Bereich ohne Angst vor schlechten Bewertungen wahlen kdnnen. Daher wollen wir im Kunst-,
Sport- und Musikunterricht die Beurteilungen der Schilerinnen und Schiler abschaffen und
gleichzeitig das Angebot erweitern. Mindestens in den ersten 4 bis 6 Schuljahren wollen wir die
Ziffernoten durch individuelle Beurteilungen oder Entwicklungsberichte ersetzen.

Hinsichtlich einer konsequenten Trennung von Kirche und Staat setzt sich DIE LINKE. Sachsen
fur ein gemeinsames philosophisch-ethisches Lernangebot fiir alle Schilerinnen und Schiiler ein.

3.4.1. Wohnortnahe Gemeinschaftsschulen einrichten

Schulen sind fiir uns nicht nur Orte des Lernens, sondern auch soziale und kulturelle
Einrichtungen und Orte der Identifikation in einem Gemeinwesen. Deshalb setzt sich DIE LINKE.
Sachsen fiir wohnortnahe Schulen ein, vor allem auch im landlichen Raum. Die Einziigigkeit von
Schulen muss in Sachsen grundsatzlich madglich sein.

Die den Landkreisen und Kreisfreien Stadten per Schulgesetz Ubertragene Schulnetzplanung
muss zum Ziel haben, eine mdglichst dichte und sinnvolle Schulstruktur, besonders im
landlichen Raum, zu erhalten. Schulnetzplanung muss auf demokratische und transparente
Weise zustande kommen. Zur Mitwirkung sind u.a. Kreiselternrate, Kreisschulerrate,
Gewerkschaften (v.a. die GEW), Kommunalpolitikerinnen und -politiker von Tréagergemeinden und
weitere sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner einzubeziehen.

Langfristig werden wir auf die Einrichtung von Oberstufenzentren hinwirken, um angesichts der
negativen demografischen Entwicklung eine Vielfalt an Abschlissen auch im landlichen Raum zu
ermoglichen. Die Einrichtung von Gemeinschaftsschulen verbunden mit der Regionalisierung der
Schulnetzplanung durch die Landkreise und kreisfreien Stadte sehen wir als Voraussetzung fir
den Erhalt eines flachendeckenden Schulnetzes. SchulschlieBungen sind fir uns keine Losung.

3.4.2. Sorbische Schulen

Der Besonderheit des sorbischen Schulwesens ist Rechnung zu tragen, in dem vor allem die
weitere Auflosung des sorbischen Schulnetzes ein rechtlicher Riegel vorgeschoben wird. Per
gesetzlicher Regelung soll das bilinguale 2-plus-Konzept Planungssicherheit erhalten und zudem
demokratisch legitimierten Vertretungen der Sorbinnen und Sorben ein einklagbares
Mitspracherecht an ihren Schulangelegenheiten verbrieft werden.

3.4.3. Kostenfreiheit fiir Schiiler- und Schiilerinnenbeférderung und Lernmittel

Fir alle Schilerinnen und Schiler muss gleichermaBen Lehr- und Lernmittelfreiheit sowie
gesunde, regional erzeugte und bezahlbare Verpflegung eingefiihrt werden. In allen Schulen
sollen eigene Schulkiichen eingerichtet werden, in denen die Schulverpflegung vor Ort aus
moglichst unverarbeiteten, regionalen und saisonalen Lebensmitteln taglich frisch unter
Beteiligung der Kinder und Jugendlichen zubereitet wird.

Schilerinnen- und Schilerbeférderung im Iandlichen Raum ist so zu planen und gestalten, dass
Warte- und Fahrtzeiten der Schilerinnen und Schiler von der Schule zum Wohnort mdglichst
von 30 Minuten nicht Uberschritten werden. Fir alle, nach Schulgesetz unter die Schulpflicht
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fallenden Schuljahrgange, sollen keine Elternbeitrage erhoben werden. Das gilt in erster Linie fur
die Grundschuljahrgange. Fur die allgemeinbildenden Schulen aller Stufen ist zu gewahrleisten,
dass alle Schilerinnen und Schiler unabhangig vom Geldbeutel der Eltern die Schule ihrer Wahl
aufsuchen konnen. Mittelfristig muss die Schiilerinnen- und Schilerbeférderung fiir alle
Schularten kostenfrei sein. Das Land Sachsen ist fir die Ausfinanzierung der Schilerinnen- und
Schiulerbeforderung allein verantwortlich.

3.5. Berufliche Bildung fiir alle und vor Ort

Trotz der gegenwartig sinkenden Zahl von Schulabgéangerinnen und Schulabgéngern bleibt ein
Teil der Jugendlichen ohne Ausbildung, weil Schulabschliisse sowie unterstitzende familiare
Rahmenbedingungen fehlen.

DIE LINKE. Sachsen setzt sich daflir ein, dass das duale System der Regelfall in der
Berufsausbildung bleibt.

Um einen erfolgreichen Ubergang von der Schule in die Berufsausbildung zu erleichtern, sollen
als Orientierungshilfe bereits ab Klasse 5 unterschiedliche Berufsfelder dargestellt werden.
Zeitlich begrenzte Berufspraktika in den Abschlussklassen sollten Jugendliche auch fiir neue,
jenseits Uberlieferter Geschlechter- und Rollenbilder etablierter oder weniger bekannte
Berufsbilder gewinnen. Ubergangsphasen wie das Berufsvorbereitungsjahr und das
Berufsgrundbildungsjahr wollen wir weiterentwickeln. Wir streben zudem eine Erweiterung des
praktischen Unterrichts (u.a. Holz-, Metall, Farbe-, Pflege- und Hauswirtschaft sowie
Elektrotechnik) an.

Um allen den Abschluss einer Berufsausbildung zu ermdglichen, muss die Forderung der
beruflichen Erstausbildung durch die Bundesagentur fir Arbeit tUber das 25. Lebensjahr hinaus
ermoglicht werden. Wir schlagen zudem eine ,Landes(nach)ausbildungsinitiative® fir junge
Menschen ohne vollwertigen Berufsabschluss vor.

DIE LINKE. Sachsen setzt sich fiir eine Qualifizierung der Abiturausbildung jenseits des
Gymnasiums ein. Wir wollen die Moglichkeit, in einem Zeitraum von ca. drei Jahren einen
Vollberuf und gleichzeitig die allgemeine Hochschulreife zu erlangen, erleichtern. Gerade fiir den
Bereich von Technik und Naturwissenschaften kann dies eine qualitative Entwicklung bedeuten,
die den Ubergang in die Berufspraxis und den Ubergang zu einem spateren Hochschulstudium
vereinfachen.

Vor allem im landlichen Raum muss aufgrund der negativen demographischen Entwicklung der
Bestand an staatlichen Berufsschulzentren (BSZ) bedarfsgerecht erhalten werden, um
Jugendlichen kurze Schulwege zu ermoglichen und den Fachkraftebedarf in jeder Region
abzusichern. Voraussetzung dafiir ist eine Prognose fiir den kinftigen Fachkraftebedarf, die im
Zusammenwirken zwischen den Landkreisen als Schultrédger, der Bildungsagentur, der
Arbeitsagentur und den Wirtschafts- und Sozialverbdnden zu erstellen ist. Bei der Planung der
Berufsschulstrukturen sind insbesondere  Handwerkskammern, die Industrie- und
Handelskammer (IHK) und weitere Fachverbande hinzuzuziehen. Der Freistaat Sachsen darf sich
seiner Verantwortung fir ein flaichendeckendes Berufsschulnetz nicht entziehen und muss
gegebenenfalls regulierend eingreifen.
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Die staatlichen BSZ dirfen gegenuber berufsbildenden Schulen in freier bzw. privater
Tragerschaft nicht langer benachteiligt werden. Das gilt fur die Ausbildungsvertrage und fir die
Bereitstellung des notigen Lehrpersonals.

Flr geburtenschwache Jahrgédnge missen bei der Klassenbildung an den staatlichen BSZ
Ausnahmeregelungen getroffen werden.

3.6. Lebenslanges Lernen unterstitzen

Der nach wie vor vorhandene Erwachsenenanalphabetismus sowie Defizite im Umgang mit
neuen Medien mussen gelost werden.

DIE LINKE. Sachsen begreift die Erwachsenenbildung als offentliche Aufgabe, d.h. das Land, die
Kommunen und die nichtkommerziellen Anbieter stehen hier in der Verantwortung. Es muss
ermoglicht werden, dass jede Burgerin und jeder Birger, unabhangig von der individuellen
sozialen Lage, ein breites Spektrum von Bildungsangeboten nutzen kann. Dies hat im
Landeshaushalt angemessene Beriicksichtigung zu finden. Wir mochten die kommunale
Verantwortung bei der Erwachsenenbildung, bei gleichzeitiger Sicherung der langfristigen
Planungssicherheit durch finanzielle Foérderung, starken. Den Volkshochschulen kommt eine
entscheidende Rolle als mogliche Zentren der kommunalen Weiterbildung zu. DIE LINKE.
Sachsen lehnt die Angebotsreduzierungen und Geblihrenerh6hungen sowie die Tendenz,
attraktive Angebotsfelder auBerhalb der Grundversorgung privaten Anbietern zu tberlassen, ab.

Wir fordern ein Bildungsurlaubsgesetz fir Sachsen, u.a. mit der Mdglichkeit von funf bezahlten
Arbeitstagen pro Jahr.

Die Mdoglichkeit des so genannten ,Zweiten Bildungsweges® mittels Abendschulen und ahnlicher
Schul- und Weiterbildungsangebote fir Erwachsene soll erhalten, gefordert und moglichst
ausgebaut werden. Jedem Menschen sollte jederzeit die Mdglichkeit offen stehen, den nachst
héheren Bildungsabschluss per entsprechender Ausbildung zu erlangen. Um Menschen bei der
Suche nach Aus- und Weiterbildungsmdglichkeiten zu unterstitzen und passende
Bildungsmoglichkeiten zu finden, werden flachendeckende, tragerunabhdngige und
personenbezogene Beratungsstellen geschaffen. Prinzipiell hat zu gelten: Bildungseinrichtungen,
die durch die o6ffentliche Hand getragen bzw. geférdert werden, miissen auch &ffentlich sein.

Den séachsischen Hochschulen wird in Zukunft eine wachsende Bedeutung auch in der
Weiterbildung zukommen. Sie mussen hierzu adéaquate Angebote z. B. zum berufsbegleitenden
Studium entwickeln und ausbauen.

DIE LINKE. Sachsen setzt sich angesichts der Bedeutung der Erwachsenenbildung fir die
ortliche Beschaftigungs- und Strukturentwicklung fiir eine bessere Verzahnung und
Koordinierung insbesondere bei der beruflichen Weiterbildung im kommunalen Rahmen ein. Wir
schlagen die Bildung regionaler ,Bildungsinitiativen® vor, die unter breiter Beteiligung der
Birgerinnen und Birger, der Parlamente und Vertretungskorperschaften ein Gesamtkonzept
erarbeiten, das die regionale Bildungs-, Struktur- und Beschéftigungspolitik zusammenfuhrt.

DIE LINKE. Sachsen tritt fiir eine landesweite Qualitatssicherung der Erwachsenenbildung ein.
Dabei geht es nicht nur um die Durchsetzung der fir den europdischen ,Bildungsmarkt®
definierten QualitdtsmaBstdbe mit ihren &uBerlichen Standards und Zertifizierungsnormen,
sondern vielmehr darum, Grundregeln durchzusetzen, die dem Stellenwert des lebenslangen

36



1278
1279
1280

1281

1282
1283
1284
1285
1286
1287
1288
1289
1290
1291
1292
1293
1294
1295
1296
1297

1298
1299
1300
1301
1302
1303

1304
1305
1306
1307
1308

1309

1310
1311

1312
1313
1314
1315
1316

1317
1318
1319

Lernens in der ,Wissensgesellschaft gerecht werden. Neuen Formen der Vermittlung und des
Lernens (Stichwort: E-Learning) ist hier ebenso Aufmerksamkeit zu schenken, wie dem Lehr- und
Lernumfeld insgesamt.

3.7. Ausbildung von Padagoginnen und Padagogen modernisieren

Der durch die Bildungshoheit der Lander entstandene Flickenteppich wird bei der Ausbildung
von Lehrerinnen und Lehrern besonders deutlich. Die Mobilitdt von Studierenden sowie
Absolventinnen und Absolventen ist dadurch besonders eingeschrankt. Die Ausbildung ist noch
immer schulartbezogen und in zu geringem MaBe auf die heutigen und kiinftigen Anforderungen
des Arbeitsplatzes Schule ausgerichtet. Es gibt sachlich nicht begriindete Differenzierungen in
der Dauer der Ausbildung. Die Kapazitaten in der sachsischen Lehrerbildung entsprechen nicht
dem kdinftigen Bedarf an Lehrerinnen und Lehrern. Die Ausbildung aller Lehrerinnen und Lehrer
soll einheitlich lang und gleichermaBen hochwertig sein, unabhangig von Schulform und
Schulstufe. Die Bildungsziele fiir alle Padagoginnen und Padagogen wollen wir an den
Kompetenzen auszurichten, die an allen entsprechenden Arbeitsplatzen bendtigt werden. Hierzu
zahlt zum Beispiel die "gezielte und nach wissenschaftlichen Erkenntnissen gestaltete Planung,
Organisation und Reflexion von Lehr- und Lernprozessen sowie ihre individuelle Bewertung und
systemische Evaluation" (Bremer Erklarung der KMK und der Vorsitzenden der Bildungs- und
Lehrergewerkschaften von 2000 sowie Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
05.10.2000). Noch immer findet die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern Uberwiegend
auf Fachschulniveau statt, obwohl auch und gerade dieser Beruf hohe Anforderungen stellt.

Die Absolventinnen und Absolventen sollen in die Lage versetzt werden, die Individualitat der
Kinder und Jugendlichen bzw. Schilerinnen und Schilern nicht nur zuzulassen und mit ihr
konstruktiv umzugehen, sondern deren personliche Stdrken zu diversifizieren und sie in
schwacheren Bereichen individuell zu fordern. Nur so l&sst sich Bildung individuell auf jedes Kind
und jeden Jugendlichen zuschneiden, damit die bestmoglichen Lernerfolge erzielt werden
konnen.

Schulpraktische Anteile wollen wir besser ins Studium integrieren. SchlieBlich missen genlgend
Erzieherinnen und Erzieher sowie Lehrerinnen und Lehrer ausgebildet werden, um den Bedarf an
den Einrichtungen zu decken. Fir alle Schulstufen und Schulformen sehen wir ein einheitliches,
gleich langes Referendariat vor. Perspektivisch wollen wir das Referendariat zu einer
Berufseinmiindungsphase weiterentwickeln.

3.8. Hochschulpolitik

Far DIE LINKE. Sachsen genieBt der Hochschulbereich, wie auch der Bildungsbereich insgesamt,
hochste Prioritat.

Wir wollen Mittel in groBem Umfang zugunsten von Hochschulen und Studentenwerken
umverteilen - denn hier kann der Freistaat weitgehend frei gestalten. Starker als in der
Vergangenheit mussen Lehre und Forschung staatlich unterstitzt werden. Sachsen muss seine
Gesamtverantwortung fir den Hochschulbereich wahrnehmen und sich auf Bundesebene mit
eigenen Initiativen einbringen.

Vor Ort gilt es, Wissenschaftsinstitutionen von okonomischen und staatlichen Zwangen zu
befreien, die Mitbestimmung ihrer Mitglieder zu sichern und - nicht zuletzt - fir eine
auskommliche Grundfinanzierung zu sorgen. Fir die DIE LINKE. Sachsen bilden Lehre und
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Forschung eine Einheit; beide Bereiche kdnnen sich aber nur entfalten, wenn der Freistaat
endlich fur attraktive Arbeits- und Studienbedingungen sorgt.

3.8.1. Flur eine freie, vielfaltige und demokratische Wissenschaftslandschaft

Hochschulen sollen nach dem Willen der LINKEN. Sachsen o6ffentliche Kdérperschaften und zu
einem groBen Anteil steuerfinanziert bleiben. Die Selbstverwaltung ihrer Mitglieder sowie der
Studentenwerke wollen wir starken. Der Freistaat soll lediglich einen groben Rahmen setzen und
ansonsten vor allem koordinierend und vereinheitlichend wirken, etwa bei der Durchsetzung von
Qualitatsstandards. In dem MaBe, wie der Wissenschaftsbetrieb frei von staatlichen Eingriffen
bleiben soll, muss er sich okonomischer Zwénge entledigen: Dem neoliberalen Ideal einer
effizienzgesteuerten, marktformigen und auf die kommerzielle Verwertbarkeit von
Forschungsergebnissen konzentrierten Bildungsfabrik mit autoritdren Strukturen und
allumfassendem Optimierungsdruck setzt DIE LINKE. Sachsen das Bild der partizipativ, allseits
unabhangigen Hochschule entgegen, die als ,Labor fiir ein besseres Leben“ einen kritischen
Reflexions- und Resonanzraum der Gesellschaft bildet. Dort soll frei von Zwangen an Problemen
gearbeitet werden. Geistes- und Sozialwissenschaften haben ebenso wie Schone Kinste eine
Daseinsberechtigung, auch wenn sie nicht in gleichem MaBe externe Forschungsmittel
akquirieren kénnen wie etwa die Ingenieur- und Naturwissenschaften.

Eine Profilbildung von Hochschulen darf nicht dazu fiihren, dass einzelne Standorte einseitig
benachteiligt werden. Kompetenzschwerpunkte muissen gleichermaBen staatlich unterstutzt
werden, Volluniversitdten als solche erhalten bleiben. Uber Mittelkiirzungen l4sst sich hingegen
kein Profil gewinnen: Die sachsischen Hochschulen hatten zu keiner Zeit einen ausreichenden
Personalbestand, im Gegensatz zu denen in Westdeutschland. Stattdessen arbeiten sie seit
mehr als 20 Jahren an der Grenze des Moglichen. Kirzungen schneiden den Hochschulen somit
ins Fleisch. Fur DIE LINKE. Sachsen ist Stellenabbau der Schlechteste aller moglichen Wege, um
zu Schwerpunktsetzungen zu gelangen, da er in der Regel zum Verlust von Studienangeboten
fuhrt. Stattdessen wollen wir durch mehrjéghrige Hochschulrahmenvertrage langfristige
Planungssicherheit schaffen.

Das Sachsische Hochschulfreiheitsgesetz wollen wir novellieren und dabei insbesondere die
Austrittsmoglichkeit aus der Verfassten Studierendenschaft wieder abschaffen, um die
studentische Interessenvertretung zu starken und letztlich auch den Bestand der
Semestertickets zu gewahrleisten, deren Geltungsbereiche wir ausweiten mochten. Die
Verfasste Studierendenschaft mit Finanz- und Satzungsautonomie und dem uneingeschrankten
Recht auf freie politische MeinungsauBerung ist ein unverzichtbarer Bestandteil einer
demokratischen Hochschullandschaft. Daher fordern wir auch das allgemeinpolitische Mandat
der Studierendenschaften. Die Regelungen zu Zielvereinbarungen zwischen Hochschulen und
Wissenschaftsministerium, die die Hochschulen de facto erpressbar machen, wollen wir lockern.
Wir wollen die Rechte der Senate und Fakultdtsrate ausbauen, gleichzeitig die Hochschulrate
entmachten und letztlich auflésen; an ihre Stelle sollen beratende, mit Vertreterinnen und
Vertretern gesellschaftlicher Interessengruppen besetzte Hochschulkuratorien treten.
Hochschulgremien sollen soweit moglich, viertelparitatisch besetzt werden.

Die Moglichkeiten der Hochschulen zur  privatwirtschaftlichen Betatigung wollen wir
beschranken.
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Die Geltung von Tarifvertragen und des Sachsischen Personalvertretungsgesetzes wollen wir auf
alle Hochschulbeschéftigten ausweiten, also auch auf wissenschaftliche und studentische
Hilfskrafte sowie auf Lehrbeauftragte.

Grenzenlose Wissenschaft macht vieles moglich. Allerdings kann Forschung aus Sicht der
LINKEN. Sachsen nicht fir jeden Zweck als ethisch wiinschenswert betrachtet werden. Daher
beflrworten wir Selbstverpflichtungen der Hochschulen in Form von Zivilklauseln, mit denen sie
auf unmittelbar fur militarische Zwecke nutzbare Forschung verzichten. Um diese Kodizes an den
Hochschulen durchsetzen zu konnen, beflrworten wir die Bildung von hochschuleigenen
Ethikkommissionen, die ein Mitspracherecht bei der Annahme von Drittmitteln haben. Alle
Projekte, fur die Drittmittel an Hochschulen flieBen, sollen umfassend transparent gemacht
werden.

3.8.2. Bedarfsgerechte Hochschulfinanzierung

Die sachsischen Hochschulen leiden seit langem ein einer strukturellen Unterfinanzierung. Jahr
fur Jahr fehlen vor allem den Universitdaten gréBere Millionenbetrage; die Grundmittel, die der
Freistaat an die Hochschulen ausschuttet, liegen weit unter dem Bundesdurchschnitt. Um die
personelle und technische Ausstattung zu verbessern, die Hochschulbeschaftigten zu entlasten
und die Betreuungsverhaltnisse zu verbessern, wollen wir die staatlichen Zuschiisse an die
Hochschulen mindestens auf das Niveau des Bundesdurchschnitts erhéhen. Die dominante Rolle
von Drittmitteln wollen wir auf diese Weise zurlickdréangen, da sie kein Allheilmittel darstellen:
Der Lehre kommen sie in der Regel nicht zugute. AuBerdem verursachen sie erhebliche
administrative Aufwande, die aus der Grundfinanzierung zu decken sind und in groBem Umfang
Personal binden. Lehre darf nicht aus Drittmitteln finanziert werden.

Bei der Verteilung von Férdermitteln und staatlichen Unterstitzungsleistungen wollen wir darauf
achten, dass keine einseitige Schwerpunktsetzung bei der Forschung zum Nachteil der Lehre
erfolgt. Bei der Aushandlung von Zielvereinbarungen gilt es zu vermeiden, dass das Lehren unter
Uberlast festgeschrieben wird oder die Betreuungsverhiltnisse in einzelnen Fachbereichen
willentlich verschlechtert werden. Die Hochschulbibliotheken wollen wir besser ausstatten,
damit sie die Herausforderungen digitalisierter Wissensvermittlung meistern und die
Hochschulen dabei unterstutzen kdnnen.

Auf Bundesebene soll sich der Freistaat fir ein fir dauerhaftes Engagement des Bundes in der
Grundfinanzierung der Hochschulen und Studentenwerke und fir die Abschaffung des
Kooperationsverbots einsetzen. An die Stelle immer neuer ,Pakte“ soll ein verlasslicher
Finanzierungsbeitrag treten, mit dem neue Studienpléatze geschaffen und bestehende attraktiver
gestaltet werden kdnnen. Bundesmittel, die Uber den Hochschulpakt, den Pakt fir Forschung
und Innovation und die Exzellenzinitiative nach Sachsen flieBen, wollen wir géanzlich an die
Hochschulen durchreichen und ausreichend mit Landesmitteln untersetzen.

Attraktive Arbeitsbedingungen sind die Grundvoraussetzung daflr, qualifiziertes Personal fir die
sachsischen Hochschulen zu gewinnen. Wir wollen die Hochschulen auf einen Kodex zu guter
Arbeit in der Wissenschaft verpflichten und dessen Einhaltung Uber die dem Freistaat zur
Verfligung stehenden Finanzierungs- und Steuerungsinstrumente sicherstellen. Insbesondere die
meist prekdren Bedingungen bei Hochschulbeschéftigten, die selbst keinen Lehrstuhl innehaben,
will DIE LINKE. Sachsen lberwinden. Dies gelingt tber die Definition von Mindeststandards fiir
die Laufzeit befristeter Arbeitsverhaltnisse, flichendeckende verléssliche Aufstiegsperspektiven
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fur Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler (Tenure Track) sowie die
Etablierung des unbefristeten Vollzeitarbeitsverhéltnisses als Regelfall fiir Daueraufgaben in
Forschung, Lehre und Wissenschaftsmanagement. Lehrbeauftragte wollen wir angemessen
entlohnen. Leistungszuschldge in der Besoldung von Professuren wollen wir abschaffen, um
Hierarchisierung zu vermeiden. Stattdessen sollen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer
wieder eine angemessene und international attraktive Vergutung erhalten, die auch das
Bundesverfassungsgericht angemahnt hat. Wir treten fur den Verzicht auf den Beamtenstatus
bei Neueinstellungen ein.

Die staatlichen Zuschisse an die Studentenwerke wollen wir auf ein bedarfsdeckendes Niveau
erhdéhen, um sie insbesondere bei der Schaffung zusatzlicher Wohnheimplatze und dem Ausbau
der psychologischen und sozialen Beratung zu unterstitzen.

Wir setzen uns fir eine umfassende Gebihrenfreiheit des Studiums ein. Die Nutzung von
Hochschuleinrichtungen soll generell kostenfrei sein. Geblhren versperren insbesondere den
Kindern einkommensschwéacherer Elternhduser Bildungswege, die zu beschreiten sie ein Recht
haben. Die Finanzierungsprobleme der Hochschulen kénnen nur staatlich gelost werden. Die mit
dem Sachsischen Hochschulfreiheitsgesetz ermdglichten Langzeitstudiengebihren wollen wir
abschaffen.

Forschung, Lehre und Studium will DIE LINKE. Sachsen familienfreundlich organisieren, indem
Studierenden und Beschéftigten mit Kindern oder pflegebediirftigen Familienangehdrigen ein
bedarfsgerechtes und kostenfreies Bildungs- und Betreuungsangebot sowie flexible
Arbeitszeitmodelle angeboten werden und die Moglichkeit zum Teilzeitstudium flachendeckend
realisiert wird. Eine aktive Gleichstellungspolitik ist fir DIE LINKE. Sachsen auch im
Hochschulbereich  selbstverstandlich: ~ Wir  wollen die Rechte der Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten erweitern und die Frauenférderung zum Gegenstand von
Zielvereinbarungen machen. Hinzu kommt die Umsetzung umfassender Barrierefreiheit, um
Menschen mit Beeintrachtigungen den Hochschulzugang zu ermdglichen.

3.8.3. Innovative Forschung im Einklang mit attraktiven Lehr- und Studienbedingungen

Die Kleinteiligkeit der sachsischen Wirtschaftsstruktur fliihrt dazu, dass im Freistaat kaum groBe
Unternehmen anséassig sind, die im Dienste der Innovation Forschungsleistungen nachfragen
konnten. Die vielen kleinen und mittleren Unternehmen kénnen diese Licke nicht fillen. Daher
muss die Offentliche Hand versuchen, einen Ausgleich zu leisten - im Interesse der
wirtschaftlichen Entwicklung und des gesellschaftlichen Fortschritts. Dabei muss sie vor allem
auf die Hochschulen als Innovationstreiber setzen. Bei der Forschungsforderung sollte ein
besonderes Augenmerk auf der Grundlagenforschung liegen, die Voraussetzungen fiir spatere
Innovationen schafft. DIE LINKE. Sachsen lehnt es grundséatzlich ab, Forschungsschwerpunkte
von den Hochschulen weg- und hin zu den auBeruniversitaren Forschungseinrichtungen zu
verlagern. Gleichwohl ist die Verbindung von universitarer und auBeruniversitarer Forschung
winschenswert.

Das Auseinanderdriften von Lehre und Forschung beobachtet DIE LINKE. Sachsen mit Sorge.
Das  Sachsische  Hochschulfreiheitsgesetz  eroffnet  die  Moglichkeit, Lehr-  und
Forschungsprofessuren getrennt zu entwickeln. Das lehnen wir ab. Die universitére Lehre kann
nur aktuell und spannend sein, wenn sie eng mit aktuellen Forschungsbestrebungen verbunden
bleibt. Im Sinne einer verbesserten Lehre wollen wir deshalb auch eine verpflichtende
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Erwachsenenpadagogische und Hochschuldidaktische Weiterbildung fiir Dozenten und
Dozentinnen einfihren.

Die soziale Offnung der Hochschulen im Interesse der freien individuellen Entfaltung aller
Menschen bleibt fir DIE LINKE. Sachsen eine Kernaufgabe. Eine Ausweitung der
Bildungsbeteiligung wollen wir durch eine Erleichterung des Hochschulzugangs ohne Abitur
erreichen. Damit wollen wir langfristig dem Anspruch an eine breite Hochschulbildung gerecht
werden. Neben den Schulabgéngerinnen und Schulabgéngern sollen die Hochschulen
insbesondere auch Berufstatigen und Eltern im Rahmen beruflicher Weiterbildung offen stehen.

Bislang erhalten bei Weitem nicht alle Bachelorabsolventinnen und -absolventen die Chance, ein
Masterstudium anzuschlieBen. Das wollen wir andern, indem wir die Kapazitédten in den
Masterstudiengangen mittels einer besseren Grundfinanzierung erhdohen und den
Masterabschluss zum Regelabschluss entwickeln. Das Risiko von Studienabbrichen wollen wir
minimieren, indem wir allen Studierenden die Madglichkeit eines maximal zweisemestrigen
Orientierungsstudiums einraumen, das nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet wird, und
auBerdem Beratungs- und Betreuungsangebote, etwa in Form von Mentoring-Programmen,
ausbauen. Auf Bundesebene soll sich der Freistaat fur eine Reform des BAfoG als staatlich
garantierter, elternunabhéngiger und Uber individuelle Rechtsanspriche geregelter
Ausbildungsférderung einsetzen. Die Forderungssadtze sollen regelméaBig an den ermittelten
Bedarf angepasst und das BAfOG wieder zum Vollzuschuss-Modell umgebaut werden.

Besondere Herausforderungen ergeben sich schlieBlich bei der Ausbildung von Padagoginnen
und Padagogen. Der Bedarf an qualifizierten Lehrkraften im Freistaat ist enorm. DIE LINKE.
Sachsen will ausreichend viele Lehrerinnen und Lehrer einheitlich lang und gleichermaBen
hochwertig ausbilden. Wir sehen ein einheitliches, gleich langes Referendariat fir alle
Schulstufen und Schulformen vor. Schulpraktische Anteile sollen besser ins Studium integriert
werden. Erzieherinnen und Erzieher wollen wir ebenfalls an Hochschulen und nicht langer an
Fachschulen ausbilden.

3.9. Sport verbindet: Breiten- und Leistungssport unterstiitzen: Sportliche Betatigung
allen erméglichen

Fir DIE LINKE. Sachsen ist Sport ein wichtiger Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens. Sport
kann in vielen Bereichen Beitrdge zur Auseinandersetzung mit gesellschaftspolitischen
Herausforderungen leisten, etwa hinsichtlich des demografischen Wandels sowie auf den
Feldern von gesundheitlicher Pravention und Bildung. Er fordert soziale Kontakte und kann
Menschen unterschiedlicher Herkunft, unterschiedlichen Alters und unterschiedlichen Glaubens
zusammenfuihren. Dies verdeutlicht, dass Sport ein bedeutendes Politikfeld ist. Durch die
Sportpolitik sind Voraussetzungen zu schaffen, dass diese gesellschaftspolitischen Potenziale
des Sports noch starker wahrgenommen und genutzt werden.

Ausgehend vom gesellschaftspolitischen Stellenwert des Sports sieht DIE LINKE. Sachsen
insbesondere folgende Handlungsorientierungen fir Sportpolitik:

e Unser Ziel ist es, allen Burgerinnen und Birgern sportliche Betatigung zu ermoglichen,
unabhangig von ihrer Herkunft, ihrem sozialen Status, von Nationalitat, Geschlecht, Alter,
Behinderung oder Region, und die soziale Integrationskraft des Sports zu starken.
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Insbesondere fir Kinder und Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien muss der
Zugang zur Betatigung in Sportvereinen erleichtert werden.

Sportpolitik hat sich an den unterschiedlichen Sportbedirfnissen verschiedener
Bevolkerungsgruppen zu orientieren. Sie darf sich nicht fir die Partikularinteressen
einzelner Sportverbande instrumentalisieren lassen, sondern hat Angebotsvielfalt zu
gewahrleisten und Interessenkonflikte auszugleichen.

Freizeit- und Breitensport sowie (Nachwuchs-) Leistungssport verdienen gleichermaB3en
Unterstutzung. Aufgabe von Sportpolitik ist es, eine bessere Verzahnung von Breiten- und
Leistungssport zu erreichen, mit dem Ziel gegenseitigen Nutzens. In der kommunalen
Sportforderung aber haben der Breitensport und der Sport im gemeinnutzigen Verein im
Mittelpunkt zu stehen.

Wir wollen gemeinsam mit dem Sport dessen inklusiven Charakter starken und
insbesondere daflir Sorge tragen, dass auch Menschen mit Beeintrachtigung teilhaben
konnen.

Die Talentforderung in den sachsischen Stutzpunkten ist auch weiterhin auf hohem
Niveau zu ermdglichen. Die bestehenden Strukturen sind dabei aufrechtzuerhalten bzw.
auszubauen.

Sportvereine sind wichtige Partner fir die Entwicklung und Gestaltung starker
Kommunen, weil in ihnen auf Gberwiegend ehrenamtlicher Basis wesentliche Beitrége fur
das Gemeinwohl erbracht werden. Die Forderung des Vereinssports muss deshalb
weiterhin ein zentrales Anliegen der Sportpolitik sein.

Birgerschaftliches Engagement in Sportvereinen und Sportverbénden bedarf angesichts
der territorialen Entfernungen in den groBeren Landkreisen einer noch starkeren
Unterstitzung durch Landes- und Kommunalpolitik, so wie es im ,Ehrenamtsgesetz*
fixiert ist. Insbesondere ist die Aus- und Weiterbildung fiir den organisierten Sport fiir die
Sportvereine intensiver zu unterstitzen z.B. durch Freistellungen und finanzielle
Forderungen.

Wir sprechen wuns fiur demokratische und solidarische Vereinsstrukturen aus.
Entsprechend sollten in den Qualifizierungsangeboten sowie in der gesamten
Organisationskultur des organisierten Sports demokratische Werte des Sports und der
Kampf gegen Diskriminierung grundlegend sein.

Die Sportforderung von Land und Kommunen muss den finanziellen Rahmen
gewahrleisten, in dem Sport seine gesellschaftspolitische Bedeutung realisieren kann.
Die in den Landeshaushalt eingestellten Mittel sind langfristig sicherzustellen um
Planungssicherheit zu ermdglichen. Aufgrund der vielféltigen Gestaltungspotenziale hat
der Sport Querschnittscharakter, seine Forderung aus Landes- und kommunalen Mitteln
strahlt immer stérker auch auf andere Ressorts aus. Insofern ist der Sport kinftig starker
auch aus Mitteln etwa des Sozialministeriums, des Umweltministeriums, der
Stadtebauforderung etc. zu fordern.

Sportentwicklungsplanung ist ein Instrument, um den realen Entwicklungsstand des
Sports in der Kommune, insbesondere die Differenz zwischen Zustand und
Anforderungen an Sportstatten zu bestimmen. Durch den offentlichen Dialog mit
Bilrgerinnen und Burgern Uber langfristige Vorhaben und Investitionen und durch
Einbeziehung aller Akteurinnen und Akteure des Sportgeschehens sind Prioritaten, Ziele
und Leitbilder flr politische Entscheidungen ausarbeiten. Ziel muss es sein, ein
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integriertes Stltzpunkt-, Standorte- und Sportstattenkonzept zu entwickeln, welches den
Anforderungen an das Sportland Sachsen Genuige tragt.

Um Sport fiir alle Birgerinnen und Birger Sachsens ermdglichen zu kénnen, bedarf es
einer zeitgemdBen und nachhaltigen Sportinfrastruktur. Die Bereitstellung und
Unterhaltung von Sportstatten ist eine elementare Aufgabe kommunaler Sportpolitik.
Dabei haben Sportstatten fir den Breitensport Vorrang vor exklusiven
Individualsportarten. Sportstatten sind als eine wichtige Rahmenbedingung fir den
Schulsport sicherzustellen und zu bezahlbaren Bedingungen fiir den Vereinssport zur
Verfligung zu stellen. Der Freistaat muss die kommunale Ebene daher angemessen
finanziell ausstatten, damit die Kommunen dieser Aufgabe entsprechend nachkommen
konnen.

Ziel ist es, alle Sportarten Frauen wie Mannern in gleichem MaBe zugangig zu machen.
Auch ist darauf zu achten, dass Sportarten, die bevorzugt von Frauen und Madchen
betrieben werden ebenso zu férdern, wie die von Mannern und Jungen. Konsequent ist
gegen jegliche Formen von Homophobie in Sportverbéanden und -vereinen aufzutreten.
Wir setzen uns fir sportfreundliche politische und gesetzliche Rahmenbedingungen fir
den Natursport ein. Die Potenziale eines gesundheitssport-orientierten Natursports sind
starker zu bericksichtigen, da gerade eine alter werdende Bevdlkerung den Sportraum
Natur starker nachfragen wird. In Bauleitplanungen ist die zunehmende Nutzung
kommunaler Raume flir den Freizeit- und Erholungssport (z. B. Inline-Skate-Bahnen,
Radwege im landlichen Raum, Wanderwege, Freibader) zu berucksichtigen.

Der Schulsport und ein bewegungsforderliches Schulumfeld besitzen eine elementare
Funktion, um Schilerinnen und Schiiler zu dauerhafter Sportaktivitat zu motivieren, sie
tragen auBerdem zur Gesunderhaltung bei. Aus diesem Grunde sind die flachendeckende
Durchfihrung des Schulsports sowie die bedarfsgerechte Ausbildung der
Sportlehrerinnen und -lehrer zu gewahrleisten.

Modelle, wie ,Bewegte KITA® und ,Bewegte Schule® sind auszubauen sowie der
Universitatssport angemessen zu fordern.

Zur Starkung eines hochqualifizierten Ausbildungssystems fir Fachkrafte im Sport und
eine wissenschaftliche Begleitung von Sportentwicklung setzen wir uns fir den Erhalt der
sportwissenschaftlichen Einrichtungen und die Weiterentwicklung der Sportwissenschaft
in Sachsen ein.

Folgende MaBnahmen werden wir umsetzen:

Gebuhrenfreie Bildung von der frihkindlichen Bildung und Betreuung, tber Schule,
Studium, Berufs- und Weiterbildung, durch eine bessere finanzielle Ausstattung
offentlicher Bildungsinstitutionen einfiihren

Kita: ausreichend Betreuungsplatze schaffen, wohnortnah und barrierefrei

Ausbau der Erzieherinnen- und Erzieherausbildung an staatlichen Berufsfachschulen
sowie der Padagogik an Fachhochschulen

Reform  der Erzieherinnen- und  Erzieherausbildung, um den vielféltigen
Herausforderungen gerecht zu werden

Schule: gemeinsames Lernen aller Kinder bis einschlieBlich Klasse 8 einflihren

Senkung der KlassengréBen auf maximal 20 Schiilerinnen und Schiiler pro Klasse
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Bereitstellung von ausreichend Fachkréaften in der schulpsychologischen Betreuung,
Schulsozialarbeit sowie Betreuungspersonal fir Schilerinnen und Schiler mit
Beeintrachtigungen

Zugige Erweiterung der schulischen Betreuung hin zu Ganztagsschulen

Verwirklichung der Forderung nach ,inklusiver Bildung*“

Ausbau der Forderinfrastruktur, um Schilerinnen und Schilern entsprechend ihrer
individuellen Bedurfnisse bestmogliche Forderbedingungen bieten zu kénnen
Gewahrleistung von Autonomie von Schulen beziiglich Schulprofil, Unterrichtsmethoden
und Unterrichtsablauf

Schulgesetzentwicklung unter Einbezug aller Beteiligten im Rahmen eines
bildungspolitischen Runden Tisches

Abschaffung der Beurteilungen von Schiilerinnen und Schilern im Musik-, Kunst und
Sportunterricht

Gewahrleistung einer demokratisch und transparent erarbeiteten Schulnetzplanung unter
Einbezug beteiligter Akteurinnen und Akteure

Per gesetzlicher Regelung wird das bilinguale 2-plus-Konzept Planungssicherheit erhalten
und den demokratisch legitimierten sorbischen Vertretungen bei Schulangelegenheiten
Mitspracherecht garantieren

Erhalt des dualen Systems als Regelfall in der Berufsausbildung

Forderung der beruflichen Erstausbildung durch die Bundesagentur fiir Arbeit Uber das
25. Lebensjahr hinaus ermdglichen

Einfihrung einer ,Landes(nach)ausbildungsinitiative“ fir junge Menschen ohne
Berufsabschluss

Sicherung eines breiten Spektrums von Erwachsenenbildungsangeboten sowie
langfristiger Planungssicherheit durch Bereitstellung notwendiger Landesmittel
Verabschiedung eines Bildungsurlaubsgesetzes mit der Maoglichkeit 5 bezahlte
Arbeitstage pro Jahr fiir Fort- und Weiterbildungsangebote nutzen zu konnen

Erhalt und Ausbau von Schul- und Weiterbildungsangeboten fiir Erwachsene

Einrichtung  flachendeckender,  tragerunabhangiger  und personenbezogener
Beratungsstellen  fir ~ Unterstlitzung bei der Suche nach  Aus- und
Weiterbildungsmaoglichkeiten

Einheitlich lange und gleichermaBen hochwertige Lehrerinnen- und Lehrerausbildung
sowie einheitliches und gleich langes Referendariat, unabhéangig der Schulform und
Schulstufe

Starkere finanzielle Unterstltzung von Lehre und Forschung flr eine qualitativ
hochwertige Forschung und Lehre sowie attraktive Arbeits- und Studienbedingungen
Starkung der Selbstverwaltung 6ffentlicher Hochschulen und Studentenwerke

Staatlicher Unterstiitzung von universitdren Kompetenzschwerpunkten bei gleichzeitigem
Erhalt der Volluniversitaten
Planungssicherheit schaffen durch mehrjahrige Hochschulrahmenvertrage

Novellierung des Hochschulrahmengesetzes, dabei insbesondere die Abschaffung der
Austrittsmoglichkeit aus der verfassten Studierendenschaft

Demokratisierung der Hochschulen durch Ausbau der Rechte von Senaten und
Fakultatsraten bei gleichzeitiger Entmachtung von Hochschulraten

Einschrankung privatwirtschaftlicher Tatigkeiten von Hochschulen
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Bildung von Ethikkommissionen mit Mitspracherechten bei der Annahme von Drittmitteln
staatliche Zuschisse an Hochschulen mindestens auf Niveau des Bundesdurchschnitts
erhdhen

der Freistaat Sachsen setzt sich auf Bundesebene fiir die Abschaffung des
Kooperationsverbots sowie fir ein dauerhaftes Engagement des Bundes in der
Grundfinanzierung der Hochschulen und Studentenwerke ein

Ausweitung  der  Geltung  von Tarifvertragen und des Sachsischen
Personalvertretungsgesetzes auf alle Hochschulbeschaftigen

Definition von Mindeststandards fir die Laufzeit befristeter Arbeitsvertrage fir
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler

Abschaffung von Leistungszuschlagen in der Professurbesoldung

Erweiterung der Rechte der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten sowie Aufnahme
der Frauenforderung in die Zielvereinbarungen

Umsetzung umfassender Barrierefreiheit an Hochschulen

Gleichwertige  Anerkennung von beruflicher und schulischer Bildung beim
Hochschulzugang

Moglichkeit eines zweisemestrigen Orientierungsstudiums einrdumen, welcher nicht auf
die Regelstudienzeit angerechnet wird

Bessere Verzahnung von Breiten- und Leistungssport fordern

bestehende Strukturen der Talentférderung in den sachsischen Stutzpunkten
aufrechterhalten und weiter ausbauen

Forderung des Vereinssports samt intensiver Unterstitzung der Sportvereine bei der
Qualifizierung von Ubungsleiterinnen und Ubungsleitern

Erhalt und Ausbau von Sportstatten fir den Schul- und Vereinssport
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4. Kultur

Die reichhaltige Kulturlandschaft in Sachsen wollen wir erhalten und weiter férdern. Dabei sehen
wir Trégervielfalt als eine unverzichtbare Voraussetzung fir den kulturellen Reichtum der
Gesellschaft. In der kulturellen Férderpolitik wollen wir insbesondere die Vernetzung zwischen den
Einrichtungen unterstiitzen. Wir treten fir eine Erh6hung des Anteils der Kulturausgaben am
Landeshaushalt und fiir eine Dynamisierung des Finanzrahmens der Kulturrdume ein, um steigende
Personal- und Sachkosten nicht zu Lasten der Qualitit auf die Einrichtungen und
Kulturschaffenden abzuwiélzen. Wir wollen eine vielféltige Kulturlandschaft allen Menschen
zugéanglich machen, unabhéngig von Wohnort und Einkommen.

4.1. Kultur in Sachsen

Das Land Sachsen zahlt zu den bedeutenden Kulturregionen in der Bundesrepublik und in
Europa. Der Freistaat verfligt Uber ein reichhaltiges kulturelles Erbe und eine auBerordentlich
dichte Kulturlandschaft. Mit dem Kultursenat, der Kulturstiftung, den Landeskulturverbdnden
u.a. Strukturen gibt es einen hohen Vernetzungs- und Beratungsgrad in der sachsischen
Kulturlandschaft. Diese enorme Vielfalt kultureller Angebote, Einrichtungen und Sichtweisen ist
ein Wert an sich und zugleich ein wichtiger Bestandteil der 6ffentlichen Daseinsvorsorge, den es
auch kiinftig zu fordern gilt.

Weil sie nur bedingt den Regeln des Marktes gehorchen, brauchen Kunst und Kultur den
besonderen Schutz der Politik. In der zunehmenden Ubertragung &konomischer
GesetzméBigkeiten auf das Feld der Kultur sehen wir eine substanzgeféhrdende Entwicklung, die
es politisch einzugrenzen gilt. Wir lehnen es ab, kulturelle Entscheidungen allein unter
okonomischem Legitimationsdruck zu treffen und streben eine ausreichende offentliche
Forderung und langfristige Sicherung fir die Gesamtheit der kulturellen und kiinstlerischen
Bereiche an, die in ihrem Zusammenwirken fiir das Gemeinwesen unverzichtbar sind.

Gerade die Kulturpolitik gerdt wunter einen immer starkeren finanzpolitischen
Rechtfertigungsdruck. Die bisherige Staatsregierung antwortet auf diesen Druck mit einer
degressiven Kulturfinanzierung (siehe Zwangskommunalisierung Landesbihnen Sachsen) oder
der Privatisierung von Kultureinrichtungen (siehe Rechtsformanderung Staatliche Schlésser,
Burgen und Garten). Kultur als langfristig angelegte kulturelle Grundversorgung gestaltet sich
immer schwieriger - Vorrang vor der institutionellen Férderung gewinnt die Projektforderung.
Strukturen erodieren, kiinstlerische Arbeit wird zum befristeten Projekt und kann oftmals nur
noch punktuell Wirkung entfalten.

4.2. Kulturférderung

DIE LINKE. Sachsen vertritt das verfassungspolitische Konzept, das Land Sachsen als Kulturstaat
weiter auszugestalten. Nach den strukturellen Verédnderungen in den vergangenen Jahren ist in
der Kultur jedoch nichts mehr zu sparen, wenn der Freistaat seiner Verantwortung fiir das
kulturelle Leben im Land noch gerecht werden will. Ohnehin ist der Anteil der Kultur am
Gesamthaushalt in den letzten Jahren stetig gesunken und betrégt kaum mehr als zwei Prozent.
Wir treten fur eine Erhdhung des Anteils der Kulturausgaben am Landeshaushalt und fur eine
Dynamisierung des Finanzrahmens der Kulturrgume ein, um steigende Personal- und Sachkosten
nicht zu Lasten der Qualitat auf die Einrichtungen und Kulturschaffenden abzuwalzen. Wir
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streben dariber hinaus eine Mehrjahresforderung kultureller Einrichtungen an, um langfristige
Planungssicherheit zu gewahrleisten.

Das Sachsische Kulturraumgesetz regelt als maBgebliches Instrument solidarischer
Kulturfinanzierung in den drei urbanen und finf landlichen Kulturrdumen die Forderung von
Einrichtungen und Projekten mit regionaler Bedeutung. Seiner urspringlichen Aufgabe, einen
~flexiblen Rahmen fir eine innovative Entwicklung der Kultur in Sachsen® zu bilden, wird das
Kulturraumgesetz allerdings nicht gerecht. Aufgrund der unzureichenden Finanzausstattung sind
aus den beabsichtigten Gestaltungsraumen der Kultur eher Kulturverwaltungsrdume geworden.
Es ist gegenwartig vor diesem Hintergrund nahezu unmaglich, innovative Impulse zu setzen und
Entwicklungen aktiv anzustoBen. Darum muss das Kulturraumgesetz finanziell besser
ausgestattet werden. Die Organe der Kulturrdume sind auf der Grundlage des
Zweckverbandsrechts weiter zu demokratisieren.

Anstelle einer vorauseilenden Schrumpfung des Kulturbedarfs vertreten wir die These, dass es
gerade in Krisenregionen und -zeiten einer Intensivierung kultureller Angebote und Investitionen
bedarf. Dabei geht es vor allem um die kulturelle Grundversorgung in bevolkerungsarmeren
Regionen sowie um neue Formen der Verfligbarkeit von Informationen, Dokumenten, Texten und
Bildern, um die kulturelle Abkopplung des landlichen Raums zu verhindern.

Mit der Kulturstiftung hat sich Sachsen ein Instrument gegeben, innovative kiinstlerische
Projekte und Initiativen zu fordern. Die Kulturstiftung des Freistaates muss jedoch finanziell
angemessen ausgestattet sein, um gezielt und nachhaltig Kunst- und Kulturprojekte fordern und
kiinstlerische Entwicklungen begleiten zu kénnen. Wir setzen uns deshalb fir eine Erhéhung und
Dynamisierung der Projektfordermittel aus dem Landeshaushalt sowie fiir eine Erhdhung des
Stiftungskapitals ein.

Aus der Pflichtaufgabe der Kulturpflege durch Landkreise und Gemeinden ergibt sich fir uns
zugleich die sozialpolitische Verpflichtung einer angemessenen Preisgestaltung in den
offentlichen Kultureinrichtungen auch fir Menschen mit geringem Einkommen wie Kinder und
Jugendliche, Studierende, Langzeitarbeitslose sowie Seniorinnen und Senioren.

Die Kulturpolitik auf kommunaler Ebene steht in Sachsen vor der Herausforderung, das
vorhandene Kulturangebot trotz anhaltenden Haushaltskonsolidierungsdrucks aufrecht zu
erhalten. Haufig bedeuten konstante Forderungen dennoch Strukturabbau, da auch im Bereich
Kultur die Forderbedarfe durch Steigerung der Sach- und Betriebskosten einschlieBlich
Personalkosten anwachsen. Vielfach werden die Kulturausgaben einseitig und kostenfixiert
diskutiert. Es muss also in den nachsten Jahren gelingen, Kultur als kommunale Pflichtaufgabe
zu begreifen und durchzusetzen. Es ist zudem von maBgeblicher Bedeutung in der kommunalen
Kulturpolitik, den Erhalt der Struktur der Ausrichtung von einmaligen GroBereignissen tendenziell
vorzuziehen. Die Foérderung durch die kommunalen Foérdermittelgeber muss eine angemessene
Entlohnung der Angestellten der Freien Trager im Bereich Kultur ermdglichen. Hier sind
bestandssichernde Standards zu setzen.

Die kulturelle Forderpolitik wird in Zukunft starker der Ausbildung von Netzwerken zwischen den
Einrichtungen widmen missen. Die Vielzahl von Angeboten bedarf einer Strukturierung innerhalb
eines politisch gesetzten Rahmens. Die Bindelung kiinstlerischer Ressourcen kann
insbesondere im Bereich der Freien Szene mittels Vernetzung zur Herausbildung von
Schwerpunkten flihren, deren Strahlkraft Gberregional wirken kann. Dabei ist zu berticksichtigen,
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dass sich in der Freien Szene langst professionelle Strukturen entwickelt haben, die denen der
auf Ensemblearbeit ausgerichteten Theater gleichwertig gegeniiber stehen. Im kinstlerischen
Selbstverstandnis ebenbiirtig, unterscheiden die Hauser der Freien Szene sich aktuell vor allem
in ihrer asthetischen Formensprache und hinsichtlich ihrer Produktionsform, die temporare
Kollektive festen Ensembles vorzieht. Beides, die Asthetik und die Produktionsform bedingen
hier einander. Dieser Besonderheit muss kulturpolitische Forderung adaquat begegnen.

Angesichts der prekaren Lage insbesondere von bildenden Kdinstlerinnen und Kinstlern
aufgrund ihrer strukturellen Benachteiligung im Urheberrecht besteht hier dringender
Handlungsbedarf. Wir streben daher die Schaffung der rechtlichen und finanziellen
Voraussetzungen fir die Zahlung einer Ausstellungsvergitung fur bildende Kiinstlerinnen und
Klnstler an.

Generell gilt es, das Gefalle zwischen den am Tariflohn orientierten und bisweilen dariiber
hinausgehenden Gagen der groBen Theater- und Konzerthduser, den heute zumeist mit
Haustarifvertragen arbeitenden kleineren und mittleren Einrichtungen und den haufig
unterbezahlten Arbeitsverhéltnissen im Bereich der Freien Tréger zu verringern. Tariflohn sollte
die Regel und nicht die Ausnahme bei der Bemessung von Kinstlerlnnengagen sein.

4.3. Kulturelle Vielfalt und Kulturentwicklungsplanung

Wir sehen in der Tragervielfalt eine unverzichtbare Voraussetzung fir den kulturellen Reichtum
der Gesellschaft wie fiir die Entfaltung konkurrierender kultureller Stromungen und Subkulturen.
Indem Kulturpolitik eine Infrastruktur aus sozialen Raumen fur kulturelle Lernprozesse und
selbstbestimmte Praktiken schafft, ermdglicht sie ein vitales und vielféltiges kulturelles und
kiinstlerisches Leben, das die intellektuelle und politische Selbstermachtigung der Subjekte
unterstitzt.

Kulturentwicklungsplanung ist ein wichtiges Instrument fir die Gestaltung eines vielfaltigen
kulturellen Lebens. Eine demokratische Kulturentwicklungsplanung verlangt offentliche
Information und Diskussion und die Einbeziehung aller Akteurinnen und Akteure der Kultur.

Dabei hat Kulturpolitik unterschiedliche Interessen auszutarieren und darauf zu achten, dass
Partikularinteressen nicht die Oberhand gewinnen. Die manchmal artikulierten Frontstellungen
zwischen so genannter Hochkultur, Soziokultur und Freier Szene schaden der Kultur insgesamt.
Zwischen diesen Bereichen gibt es Wechselbeziehungen und férderliche Wirkungen.

Eine professionelle kiinstlerische Ausbildung ist in Sachsen an mehreren Hochschulen zum
Beispiel in den Sparten Musik, Theater, Tanz und Buchkunst mdglich, weshalb diese in ihrer
Vielfaltigkeit und Individualitdit erhalten werden missen, um auch in Zukunft zur
Weiterentwicklung der sachsischen Kulturlandschaft beitragen zu koénnen. Weiterhin
unverzichtbar sind Studiengénge an sachsischen Hochschulen, die der kulturellen Vermittlung
dienen, zum Beispiel Museologie und Bibliothekswissenschaften und Kulturmanagement.

Daruber hinaus ist auf Bundesebene eine Reform der Kiinstlersozialkasse (KSK) langst Gberfallig.

Die politische Steuerung hin zu einem stark ausdifferenzierten Markt der Kultur- und
Kreativwirtschaft flihrt zu immer vielféltigeren Berufs- und Betatigungsfeldern und unsteten
Erwerbsbiografien. Die Instrumente der sozialen Absicherung, namentlich der KSK, missen
dieser Entwicklung Rechnung tragen.
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4.4, Kultur & Medien - Medienpolitik

Der offentlich-rechtliche Rundfunk ist eine der wichtigsten Institutionen der o&ffentlichen
Daseinsvorsorge auf kulturellem Gebiet. Ebenso wie 6ffentliche Theater, Orchester, Museen und
andere Kultur- bzw. Soziokultureinrichtungen dient er nicht nur einer minimalistischen
»Grundversorgung®, sondern hat einen umfassenden Informations-, Bildungs- und
Unterhaltungsauftrag. Dazu gehdren vollstandige und wahrheitsgemaBe Informationen, ein
investigativer politischer Journalismus, aber auch aufwéndigere Spielfilmproduktionen,
Unterhaltungssendungen und LiveUbertragungen von Sportereignissen. Die Verdrangung
wichtiger Teile davon in die privaten Medien ist flr uns keine Alternative.

DIE LINKE im Sé&chsischen Landtag wird gemeinsam mit ihren Schwesterfraktionen in Sachsen-
Anhalt und Thiringen dafiir eintreten, den Mitteldeutschen Rundfunk in diesem Sinne zu
entwickeln. Wir treten insbesondere ein fir:

e die Demokratisierung der moglichst staatsfern zu gestaltenden Gremien des MDR bei
starkerer Beriicksichtigung differenzierter gesellschaftlicher Interessen

e die Einrichtung eines trimedialen (eine Verzahnung von Fernsehen, Radio und Internet)
offentlich-rechtlichen Jugendkanals

e eine umfassendere Nutzung der Méglichkeiten des Internets durch den MDR

DIE LINKE. Sachsen tritt fiir eine solidarische Finanzierung des o6ffentlich-rechtlichen Rundfunks
ein. An die Stelle der Haushaltsabgabe sollte eine nach Einkommen differenzierte
personengebundene Abgabe treten. In einem ersten Schritt sollen im Rahmen der Evaluierung
des 15. Rundfunkdnderungsstaatsvertrages die mit der Rundfunkfinanzierungsreform
entstandenen Ungerechtigkeiten (Streichung der Beitragsbefreiung als Nachteilsausgleich fir
Menschen mit Behinderung, zusatzliche Belastungen fir kommunale und gemeinnitzige
Einrichtungen, zuséatzliche Abgabe flr Zweitwohnsitze, ungemessene Belastungen fur bestimmte
klein- und mittelstandische Betriebe) revidiert werden.

Fir uns sind nichtkommerzielle Freie Radios und lokale Fernsehprogramme wichtige
Bestandteile der Medienlandschaft. Wir wollen sie erhalten und insbesondere nichtkommerzielle
Angebote kunftig aus Mitteln der Sachsischen Landesmedienanstalt und aus Landesmitteln
fordern.

DIE LINKE. Sachsen tritt fiir eine Offensive auf dem Gebiet der Medienbildung ein. Diese soll sich
nicht nur an Kinder und Jugendliche, sondern auch an Eltern und Padagoginnen und Padagogen
richten. An die Stelle des ,Abschirmens vor schadlichen Einflissen" muss mehr und mehr das
Erlernen des selbstbewussten kompetenten Umgangs mit allen Medieninhalten treten.
Medienkompetenz umfasst dabei Fahigkeiten des Konsums von Medien, der Interaktion Gber
Medien sowie die Produktion von Medieninhalten. Wir wollen:

e eine ausreichende Finanzierung aller medienpadagogischen Projekte

e Medienbildung als Querschnittsaufgabe in Schule und Kita

e cine Offensive bei der entsprechenden Aus- und Weiterbildung von Padagoginnen und
Padagogen
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4.5. Industriekultur und Denkmalpflege

Neben der vielfaltigen Blihnenlandschaft besitzt Sachsen - trotz umfangreichem Rickbau nach
1990 - einen beachtlichen Bestand von nahezu 7.000 Zeugnissen der Technik- und
Industriegeschichte, einschlieBlich Verkehrsanlagen. Wir verstehen ,Industriekultur® als gesamte
Kulturgeschichte des bis heute andauernden Industriezeitalters. Die sachsische Industriekultur
ist nicht nur aus historischer Perspektive zu betrachten, sondern in die lokalen und
uberregionalen Transformationsprozesse der Gegenwart und naheren Zukunft einzubeziehen. In
diesem Sinne verstehen wir Industriekultur als zukunftsfahiges Landesthema und treten deshalb
nachdricklich fir die Grindung einer Stiftung ,Sachsische Industriekultur® ein.

Im Kontext des Themas Industriekultur treten wir auch dafiir ein, die Denkmalpflege und den
Denkmalschutz wieder an das Staatsministerium fir Wissenschaft und Kunst anzugliedern und
das hierfir zustandige Landesamt mit dem Landesamt flr Arch&ologie zu einer gemeinsamen
Behdrde zusammenzufassen.

4.6. Sorbische Kultur

Die Bewahrung und Forderung der sorbischen Kultur ist fir uns gleichbedeutend mit anderen
kulturpolitischen Aufgaben. Deshalb treten wir fir eine bedarfsgerechte Finanzierung der
~otiftung des sorbischen Volkes* und anderer sorbischer Organisationen ein. DIE LINKE.
Sachsen sieht den Freistaat in der Pflicht, die Institutionen und Projekte zum Erhalt, zur Pflege
und Entwicklung der sorbischen Sprache und Kultur mit den Mitteln auszustatten, die zur
Wahrnehmung der Aufgaben nétig sind. Eine SchlieBung von sorbischen Einrichtungen ist nicht
hinnehmbar. Die sachsische LINKE wird sich dafiir einsetzen, dass das Finanzierungsabkommen
mit dem Bund und dem Land Brandenburg unbefristet gilt und mit dem notwendigen
Inflationsausgleich abgeschlossen wird. Langfristig streben wir die Umstrukturierung von einer
Zuwendungs- zu einer Kapitalstiftung an. Im Sé&chsischen Landtag werden wir auf eine
Novellierung des Sorbengesetzes hinwirken.

Folgende MaBnahmen werden wir umsetzen:

e Ablehnung weiterer Rechtsformanderungen bei sachsischen Kultureinrichtungen

e Erhalt der Landesstelle flir Museumswesen als selbstéandige Landeseinrichtung

e Einrichtung bzw. Ausbau der Erinnerungsstatten an das verbrecherische NS-System
entsprechend der beschlossenen Novellierung des Sachsischen Gedenkstattengesetzes

e Fortsetzung des Projekts zur Schicksalsklarung der sowjetischen Kriegsgefangenen nach
2014 und wurdige Vorbereitung und Durchflihrung des 70. Jahrtages der Befreiung 2015
an den authentischen Orten in Sachsen

e Durchfihrung der Landesausstellung 2018 zum industriekulturellen Erbe Sachsens auf
der Grundlage eines dezentralen Konzepts mit Chemnitz als Hauptausstellungsort

e Einflihrung einer Richtlinie zur Ausstellungsvergutung fir bildende Kinstler in Sachsen

e Erhohung der Kulturraummittel auf 100 Millionen Euro

e Erstellung eines Zweiten Berichts zur Kultur- und Kreativwirtschaft in Sachsen

e Wiedereinfihrung eines Landesleseplanes

e Starkung der Perspektiven der institutionell geférderten Kultureinrichtungen und
Landeskulturverbande

50



1852
1853
1854
1855
1856
1857
1858
1859
1860
1861
1862
1863
1864
1865
1866
1867
1868
1869
1870
1871
1872
1873

1874

Erarbeitung eines Landeskulturkonzeptes, um verstarkt die Kulturentwicklungsplanung
als wichtiges Instrument fiir die Gestaltung eines vielfaltigen kulturellen Lebens in
Sachsen zu nutzen

demokratische Mitwirkung durch Kulturkonvent/ Kulturbeirate

Erarbeitung eines Landesbibliothekengesetzes

Neuausrichtung der Foérderrichtlinien in der Kultur auf mehr Nachhaltigkeit

Verbesserung der Rahmenbedingungen flr das judische Leben, u.a. durch Aufstockung
der Mittel aus dem Staatsvertrag mit dem Landesverband Sachsen der Judischen
Gemeinden

den Stopp der Neuausrichtung der Staatlichen Porzellan-Manufaktur Meissen GmbH
(SPM) zu einer weltweit agierenden ,,Luxus- und Lifestylegruppe®

Erhéhung des Stiftungskapitals der Kulturstiftung des Freistaates

Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen fir die Zahlung einer Ausstellungsvergiitung
fur bildende Kinstlerinnen und Kiinstler

Solidarische Finanzierung der 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks

Einrichtung eines trimedialen 6ffentlich-rechtlichen Jugendkanals beim MDR

Evaluierung des 15. Rundfunk@nderungsstaatsvertrages

Forderung nichtkommerzieller, freier Radios und lokaler Fernsehprogramme aus Mitteln
der Séchsischen Landesmedienanstalt

Ausreichende Finanzierung medienpadagogischer Projekte zum stérkeren Ausbau von
Medienbildung

Erhaltung durch bedarfsgerechte Férderung der ,,Stiftung des sorbischen Volkes*
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5. Den demokratischen Rechtsstaat starken - Rechte der Biirgerinnen und Biirger
schiitzen

Sachsen ist kein Musterland der demokratischen Mitbestimmung. Wir haben keine Angst vor den
Menschen und trauen ihnen auch die Mitgestaltung des Freistaates zu. Daher suchen wir
Partnerinnen fiir eine umfassende Verfassungsénderung, die die Rechte der Birgerinnen und
Biirger stérkt. Kommunale Selbstverwaltung muss gestdrkt und Kommunalabgeben begrenzt
werden. Der 6ffentlichen Sicherheit und dem Schutz der Biirgerinnen und Biirger rdumen wir einen
deutlich groBeren Spielraum ein. Polizei und Justiz wollen wir so umgestalten, dass die Menschen
ihnen vertrauen kénnen.

5.1. Rechtsstaat starken

Wirkliche und aktive Teilhabe der Blrgerinnen und Birger an Gesellschaft und sie betreffende
Entscheidungsprozesse setzt nicht zuletzt einen ebenso durch und durch demokratisch
verfassten Rechtsstaat voraus. Die in den letzten Jahren weiter fortschreitende Ausweitung des
Eingriffs des Staates, aber auch privater und halbstaatlicher Unternehmen, in die Kernbereiche
der personlichen Grund- und Freiheitsrechte und die damit einhergehende Aushohlung des
Schutzes der Privatsphére, der Unverletzlichkeit der Wohnung, des Post- und Fernmelde- bzw.
Kommunikationsgeheimnisses sowie des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung legen
jedoch Hand an das Fundament des Rechtsstaates, mit unabsehbaren Folgen fir die
Demokratie. Gerade die von der CDU-/FDP-Koalitionsmehrheit gegen die Stimmen der LINKEN
in der laufenden Wahlperiode verabschiedeten Gesetze zur Anderung des Polizeigesetzes und
des Versammlungsgesetzes sind deutliche Zeugnisse dafir, dass auch in Sachsen ein solcher
Kurs der fortgesetzten Schwachung des demokratischen Rechtstaates gefahren werden soll.

DIE LINKE. tritt dem gegenuber fir die Verwirklichung des Staats-/Verfassungsgrundsatz nach
Art. 1 SachsVerf ein, wonach der Freistaat Sachsen ein demokratischer Rechtsstaat ist, der die
uneingeschrankte Geltung der in der Verfassung verankerten Grund- und Freiheitsrechte der
Birgerinnen und Blirger zu garantieren und zu verteidigen hat.

Mehr noch: Ausgehend von dem fundamentalsten Grundrecht, dem auf Menschenwirde in Art.
14 der Verfassung steht der Freistaat Sachsen zusatzlich in der Pflicht, eine rechtlich gesicherte
soziale Gleichheit und gleiche Teilhabemoglichkeit zu garantieren, was den demokratischen
Rechtsstaat um seine sozialstaatliche Komponente ergénzt.

Die Wahrnehmung von Birgerinnen- und Burgerrechten und deren Forderung in jedweder -
insbesondere auch sozialer Hinsicht - muss daher endlich als Wesensgehalt von Demokratie,
als das, was Demokratie ausmacht, verstanden und darf nicht lédnger als Gefahr fur die
Sicherheit von Gesellschaft und Staat diffamiert und gemaRregelt werden.

Nicht zuletzt deshalb hat DIE LINKE. die Sachsische Verfassung immer wieder gegen derartige
,Ubergriffe“ vor dem Verfassungsgerichtshof mit Erfolg verteidigt.

Auch gerade unter dem Eindruck der permanenten Angriffe auf die Fundamente des sachsischen
Rechtsstaates von CDU und FDP haben wir als LINKE. seit Jahren einen im Interesse der
Burgerinnen und Birger und damit des Gemeinwesens liegenden, weitergehenden
Modernisierungs- und Demokratisierungsbedarf der Sachsischen Verfassung erkannt. Hierzu
gehoren insbesondere folgende, nicht zuletzt auch die demokratische Verfasstheit des
Rechtsstaats in Sachsen starkende Verfassungsanderungen:
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e Konkretisierung des Sozialstaatsgebotes der Verfassung als Auspragung des
Rechtsstaatsgebotes, bis hin zu Sozialleistungsgarantien fir die Blrgerinnen und Blrgert

e Absenkung des Wahlalters auf das vollendete 16. Lebensjahr zur deutlichen Erweiterung
der demokratischen Teilhabe von jungen Menschen bei Wahlen und Abstimmungen

e Einfihrung eines Grundrechts auf Informationsfreiheit als Grundvoraussetzung fur
demokratische Teilhabe

e EinfUhrung eines Staatszieles, das Land und Gesellschaft verpflichtet, die Demokratie im
Kern bedrohenden rassistischen, fremdenfeindlichen und antisemitische Aktivitaten
engagiert und offen entgegen zu treten (sog. antifaschistische Klausel)

e Einfihrung des Benachteiligungsverbotes fiir Menschen mit Behinderung in die
Verfassung in Anpassung an den dazu bereits seit Jahren geltenden Art. 3 GG

e Aufnahme von origindren und unmittelbar beanspruchbaren Kinder- und Jugendrechten in
die Verfassung im MaBstab der UN-Kinderrechtskonvention

e Einflihrung einer ,Privatisierungsbremse® in die Verfassung, nach der Eigentum des
Freistaates Sachsen sowie kommunales Eigentum nur mit Zustimmung der Birgerinnen
und Bdrger privatisiert werden darf

e Ermoglichung der Verstaatlichung von Grund und Boden, Naturschatzen und
Produktionsmittel sowie von klassischen Daseinsvorsorgeeinrichtungen zur Sicherung
der Erflllung der Daseinsvorsorgeaufgaben des Staates

e Einflihrung eines Anspruches auf sozial gerechten Zugang zu anwaltlicher Beratung zur
Gewahrleistung eines bezahlbaren effektiven Rechtsschutzes fiir Jede und Jeden

e Starkung der rechtlichen und institutionellen Garantie der unabhéangigen Auslbung der
Datenschutzkontrolle durch den Sachsischen Datenschutzbeauftragten

e Einrichtung einer Unabhéngigen Polizeiombudsstelle beim Landtag zur Gewahrleistung
einer effektiven Untersuchung von Beschwerden der Birgerinnen und Blrger aber auch
von Angehdrigen der Polizei gegen polizeiliche MaBnahmen

e Starkung der Instrumente und Modglichkeiten der Volksgesetzgebung und
Volksabstimmungen sowie deutlich Absenkung der derzeit durch Uberhdhte
Abstimmungsquoten gesetzten Hirden

e Einrichtung eines Unabhdngigen Landesbiro fir Blrgeranliegen mit dem S&chsischen
Biurgerbeauftragte an der Spitze zur Wahrung der Rechte der Birgerinnen und Birger
gegenuber der Verwaltung und die Unterstutzung in sozialen Angelegenheiten

e Verfassungsgarantie fur eine unentgeltliche Hochschulbildung (Studium) fir alle.

Die LINKE wird in der 6. Legislaturperiode die damit aufgezeigten Verfassungsanderungen unter
breiter Beteiligung der Offentlichkeit in die Verfassungsdiskussion des Landtages in geeigneter
Weise einbringen und fir eine verfassungséandernde Mehrheit im Landtag bzw. fir ein
Verfassungsreferendum, in dem Birgerinnen und Birger selbst Uber die notwendige
Verfassungsmodernisierung/-demokratisierung entscheiden sollen, mit aller Kraft streiten.

5.2. Demokratisierung der Demokratie - mehr direktdemokratische Teilhabe der
Burgerinnen und Burger

Nach wie vor werden in Sachsen die maBgeblichen Grundlagen der Landespolitik und die
Entscheidungen Uber wesentliche gesellschaftspolitischen Fragen und Weichenstellungen,
gleichwohl alle in Sachsen lebenden Menschen davon betroffen sind, auf der Ebene der
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reprasentativen Demokratie bzw. der jeweiligen demokratisch legitimierten Reprasentativorgane
- zudem dann noch allein entsprechend der jeweils vorherrschenden CDU-Mehrheiten oder
bestehenden insbesondere Einflussmdéglichkeiten der CDU-geflihrten Exekutive einseitig
parteipolitisch orientiert - entschieden.

Eine derartige, seit Jahren anhaltende, die betroffenen Birgerinnen und Birger und ihre
tatsachlichen Interessen und Bedurfnisse weitgehend auBen vor lassende Entscheidungsfindung
haben zu einer erheblichen Politikverdrossenheit und ein zunehmendes Desinteresse an Politik
bei einer Vielzahl der in Sachsen lebenden Menschen.

Unter den fortgesetzten Wirkungen des Fernhaltens vieler Biirgerinnen und Birger in Sachsen
von der unmittelbaren Teilhabe und Beteiligung an Politik und Gesellschaft nimmt die
Demokratie, auf dessen Boden der Rechtsstaat aufbaut, erheblichen Schaden. Diesem kann
nach Auffassung der LINKEN. in der derzeitigen Situation dadurch wirksam begegnet werden,
dass sich Staat und Gesellschaft auf allen Ebenen fir die Elemente, Instrumente und Wege der
direkten Demokratie offnet.

Der direkten Demokratie muss hierbei die gesamtgesellschaftliche Funktion der Erganzung, der
Alternative und des wirksamen Korrektivs zu den Entscheidungen der reprasentativen
Demokratie. Sie braucht daher solche rechtlichen und auch gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen, die eine anregende oder korrigierende Entscheidung unmittelbar durch die
Burgerinnen und Biirger ohne besondere Hirden ermoglichen. Referendum, Volksantrag,
Volksbegehren und Volksentscheid sind unverzichtbar und die gesetzlichen Hirden missen
verringert werden!

Diese Rahmenbedingungen fiir ein deutliches Mehr an direkter Demokratie auf allen
Entscheidungsebenen, in der Kommune, im Zweckverband, im Landkreis aber auch auf
Landesebene und bei der Gesetzgebung in Sachsen wie auch im Bund endlich birgerfreundlich
und bilrgernah auszugestalten, ist langst tberfallig. Die LINKE wird diese auch kinftig einfordern
und mit eigenen Gesetzesvorschlagen, die rechtlichen Grundlagen fir einen deutlichen Ausbau
direktdemokratischer Partizipationsmdoglichkeiten der Burgerinnen und Birger auf den Weg
bringen.

In dem Wissen, dass gerade in der heutigen Informationsgesellschaft der Grad an Information,
Informiertheit und Informationsmoglichkeiten  der  Birgerinnen und  Blrger von
ausschlaggebender ~ Bedeutung  fiir  tatséchliche  Teilhabe  an demokratischen
Entscheidungsprozessen und aktive Mitgestaltung ist, mussen die nach wie vor in Sachsen
bestehenden erheblichen Defizite beim Zugang zu Informationen schleunigst abgebaut werden.
Die LINKE fordert daher die Gewahrung eines umfassenden, unbirokratischen und kostenfreien
Informationsanspruches eines und einer Jeden gegeniber allen offentlichen Stellen und
Verwaltungen in Sachsen unter Wahrung des Schutzes personenbezogener Daten. Hierzu gehort
zum anderen eine allgemeine Veroffentlichungspflicht der 6ffentlichen Stellen und Verwaltungen
zu den bei ihnen vorhandenen wesentlichen Informationen..

Die verfassungsrechtliche und gesetzliche Verankerung der Informationsfreiheit in einem
Informationsfreiheits- und Transparenzgesetz ist fir die LINKE ein entscheidender Schritt zu
mehr Transparenz und Demokratie, mit der zugleich Machtmissbrauch, Korruption und
undemokratischen Entscheidungen wirksam vorgebeugt werden.
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Eine weitere Starkung sollen die direktdemokratischen Teilhabemadglichkeiten der Blrgerinnen
und Birger mit der Einflihrung einer wirksamen auBergerichtlichen Kontrollinstitution in Gestalt
und Funktion des Sachsischen Birgerbeauftragten herbeigeflihrt werden, dem ein Unabhéngiges
Landesbiro fiir Burgeranliegen zur Seite gestellt wird.

Jede Burgerinnen und jeder Birger soll das Recht haben, sich - wie in anderen Bundeslandern
und auf der EU-Ebene langst Ublich - an den Blirgerbeauftragten mit seinen Bitten, Beschwerde
und Hilfeersuchen zu wenden. Der Sachsische Birgerbeauftragte soll als Hilfsorgan des
Parlaments die Rechte und die Stellung der Blrgerinnen und Birger gegenuber der Verwaltung
starken und sie bei der Durchsetzung ihrer Anliegen - vor allem im sozialen Bereich - gegenuber
der Verwaltung als ,,Anwalt® der Blrgerinnen und Burger unterstitzen.

Mit dem Birgerbeauftragten soll auf verfassungsrechtlicher und gesetzlicher Grundlage der
durchaus bestehenden und die demokratische Teilhabe gefihrdenden exekutiven Ubermacht ein
personalisiertes Korrektiv entgegen gesetzt werden.

5.3. Demokratie und Kommunalpolitik starken

Die Beteiligung der Birger/innen an gesellschaftlich-politischen Entscheidungsprozessen ist ein
Grundpfeiler der Demokratie. Gelebte Demokratie braucht eine umfassende Birgerinnen- und
Birgerbeteiligung, um das Wissen und die Ansichten aller Blrger/innen einzubeziehen und
zukunftsweisende Entscheidungen zu treffen.

5.3.1. Kommunale Selbstverwaltung gestalten

Die Starkung der Selbstverwaltung in den Stadten, Gemeinden und Landkreisen und der Ausbau
der kommunalen Demokratie durch burgerschaftliches Engagement sind und bleiben fir DIE
LINKE. Sachsen entscheidende Aufgaben. Der Bund und das Land haben fir die
Selbstverwaltung die notwendigen Rahmenbedingungen in rechtlicher, materieller, finanzieller
und organisatorischer Form zu schaffen.

Die bestehende strukturelle Schieflage der kommunalen Finanzausstattung muss durch eine
umfassende Steuer- und Gemeindefinanzreform bundesweit Gberwunden werden. DIE LINKE.
Sachsen setzt sich flr eine aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen und die
konsequente Verfassungsanwendung (insbesondere Art. 85) in Sachsen ein. Das sachsische
Finanzausgleichsgesetz (FAG) muss weiterentwickelt werden, um die entstanden Disparitaten in
der Finanzausstattung zwischen Land und Kommunen zu beseitigen.

In der Realitat werden die hohen Erwartungen der Burgerinnen und Birger an die kommunalen
Entscheidungsmaglichkeiten nicht selten enttduscht.

Gerade weil kommunale Verwaltung zunehmend einer Professionalisierung unterliegt und durch
wachsenden Einsatz hauptberuflich angestellten bzw. verbeamteten Personal gepragt wird,
braucht sie als Korrektiv und kreativen Partner das Ehrenamt. Um dies zu gewéhrleisten, missen
die Rechte der Stadt- und Gemeinderéte und der Kreistage gestarkt werden.

Die konkrete und lebendige Ausgestaltung der kommunalen Selbstverwaltung kann nicht zentral
verordnet werden, sondern muss in den Kommunen selbst beginnen Uber die Aktivierung und
Beteiligung der Burgerinnen und Blrger.
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In Sachsen haben die direkt gewahlte Blrgermeisterinnen und Birgermeister bzw. Landratinnen
und Landréate per se eine starke Position. Unser Ziel ist es im taglichen praktischen Handeln den
Gemeinderat bzw. den Kreistag tatsachlich zum kommunalen Hauptorgan zu machen. Nicht die
Verwaltung und nicht die/der Burgermeisterin/Blrgermeister bzw. die/der Landratin/Landrat
bestimmen die Grundsatze der Gemeinde- bzw. Kreispolitik, sondern der Gemeinderat bzw. der
Kreistag. Entscheidungen von grundlegender Bedeutung sind deshalb allein vom kommunalen
Hauptorgan zu treffen und kénnen nicht in einen Ausschuss oder in den Altestenrat verlagert
oder gar der/dem Birgermeisterin/Burgermeister bzw. der/dem Landratin/Landrat Uberlassen
werden.

5.3.2. Aktive Burgerinnen- und Biirgerbeteiligung ermoglichen

Zu einer lebendigen und bilirgernahen kommunalen Selbstverwaltung gehoren die vielfaltigsten
Beteiligungsformen der Birgerinnen und Birger in allen kommunalen Belangen sowie die in der
Gemeinde- und der Landkreisordnung vorgesehenen direktdemokratischen Verfahren
Birgerbegehren und Birgerentscheid.

DIE LINKE. Sachsen unterstiitzt das Ziel einer aktiven Blrgerkommune, in der die Blrgerinnen
und Blrger tatige Mitgestalterinnen und Mitgestalter sind und mochte die Durchfiihrung
direktdemokratischer Verfahren erleichtern. Deshalb tritt DIE LINKE. Sachsen fir eine deutliche
Absenkung der Hiirden fiir direktdemokratische Verfahren durch entsprechende Anderungen in
der Landesgesetzgebung ein. Das betrifft insbesondere eine Absenkung des
Beteiligungsquorums auf maximal 5 Prozent fir die Gultigkeit von Birgerbegehren sowie das
Ausreichen einer einfachen Mehrheit fir das Wirksamwerden von Bilrgerentscheiden.
Unterschriften fiir ein Burgerbegehren sollen auch online gesammelt werden kénnen. Weiterhin
setzen wir uns flir eine Entburokratisierung der Verfahren und einen Verzicht auf
Kostendeckungsvorschlag fiir Blrgerbegehren ein.

Die kommunalen Reprasentativorgane haben die groBe Chance, birgerschaftlichen
Sachverstand bei der Vorbereitung von Entscheidungen einzubeziehen. Deshalb gehdren zu
einer aktiven Burgerkommune auch die vielfaltigen Formen der kooperativen Birgerbeteiligung
wie traditionelle Verbandebeteiligung, Mediationsverfahren, Zukunftswerkstatten, Stadtteilforen,
Runde Tische, Gemeinwesensarbeit, Planungszellen, Sicherheitspartnerschaften,
Birgerhaushalte und auch Lokale AGENDA 2 1-Aktivitaten.

Um kommunalpolitische Entscheidungen birgernah und mit Sachverstand vorzubereiten, sind
alle Moglichkeiten der Einbeziehung sachkundiger Einwohnerinnen und Einwohner als beratende
Mitglieder in den Ausschissen sowie das Hinzuziehen von Sachverstandigen zu einzelnen
Angelegenheiten zu nutzen. Eine besondere Rolle spielen dartber hinaus Beauftragte und
Beirate, deren Berufung bzw. Bestellung laut Gemeindeordnung bzw. Landkreisordnung mdglich
ist. DIE LINKE. Sachsen wird die gesetzlichen Handlungsspielrdume dafiir besser nutzen.

Ein zentrales Anliegen fir DIE LINKE. Sachsen stellt die aktive Beteiligung der Einwohnerinnen
und Einwohnern an der Finanzplanung der Gemeinde in Form eines Burgerhaushaltes dar. Indem
die Einwohnerinnen und Einwohner an der Debatte Gber die finanziellen Prioritatensetzungen der
Kommune beteiligt werden, nehmen sie Einfluss auf die Haushaltspolitik als einen Kernbereich
der Kommunalpolitik. Voraussetzung dafur ist ein klar strukturiertes und verbindliches
Beteiligungsverfahren, bei dem in allen Phasen der Haushaltsaufstellung, -durchfiihrung und -

56



2083
2084

2085

2086
2087

2088
2089
2090
2091
2092
2093
2094
2095
2096
2097
2098
2099
2100
2101
2102
2103
2104
2105
2106
2107

2108

2109
2110
2111
2112
2113
2114
2115
2116

2117
2118
2119
2120
2121
2122
2123

kontrolle die aktive Teilnahme der Einwohnerinnen und Einwohner an den
Entscheidungsprozessen gewahrleistet ist.

5.3.3. Kommunalabgaben begrenzen

DIE LINKE. Sachsen setzt sich flr transparente, gerechte und sozial vertragliche
Kommunalabgaben ein. Dazu gehdren insbesondere:

e Sparsamkeit, wie z. B. Abfallvermeidung und geringer Wasserverbrauch miissen belohnt
werden, indem der Anteil an Grundgebihren an den Gesamtkosten der Abgaben begrenzt
und eine verursachergerechte Mengengebihr eingefiihrt wird.

e Die Hohe der Belastungen aus Kommunalabgaben und -steuern ist durch eine zumutbare,
an der realen Einkommensentwicklung orientierte und sozialen Bedingungen
unterworfene Hochstgrenze zu beschréanken. Sie ist in den kommunalen
Vertretungskorperschaften anhand der konkreten Situation vor Ort zu bestimmen und in
einem Ortlichen Belastungsverzeichnis zu dokumentieren.

e Wirksamer als bisher sind durch Stundung oder Erlass von Abgaben soziale Hartefélle zu
vermeiden. Durch gesetzliche Regelungen ist zu sichern, dass Kommunalabgaben fir
Grundstiicksbesitzer de facto nicht zu einer Enteignung fiihren.

e Die bisherige Globalberechnung zur Ermittlung von Beitragen ist durch eine realitdtsnahe
und an der tatsachlichen Nutzung orientierte Alternativberechnung zu ersetzen.

e Die Aufgabentrager fur die Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung und
Abfallentsorgung sind wirtschaftlich durch geeignete FordermaBnahmen des Landes zu
stabilisieren. Ihre Arbeit ist zu professionalisieren und demokratischer Kontrolle durch
die Einwohnerinnen und Einwohner der Kommunen zu unterziehen.

e Aufgrund der demografischen Entwicklung ist mit den Birgerinnen und Birgern ein
vernlnftiger schrittweiser Rickbau von Infrastruktureinrichtungen in den Bereichen
Wasser, Abwasser und Abfall zu planen und zu gestalten.

5.3.4. Kommunalrecht birgerfreundlich gestalten

DIE LINKE. Sachsen will das Kommunalrecht im Sinne der Stérkung der kommunalen
Selbstverwaltung und Mitsprache modernisieren. Wir setzen uns fiir mehr Transparenz,
Offentlichkeit und Mitbestimmung fiir Gemeinde-/Kreisrdte und Biirger/innen ein. Die
Zugangskriterien fur Blrgerbegehren und Blrgerentscheide missen so veréandert werden, dass
Burgermitbestimmung moglich wird. Die Mitspracherechte in den Ortschaften wollen wir
starken. Kommunale Unternehmen sollen im Wettbewerb mit privaten gleichberechtigt agieren.
Ihre Handlungsspielrdume wollen wir im Bereich der Daseinsvorsorge erweitern und den Prozess
der Rekommunalisierung befordern.

Daruber hinaus tritt DIE LINKE. Sachsen fiir eine Absenkung des aktiven Wahlalters auf
kommunaler Ebene auf 16 Jahre ein. Insbesondere die Einrichtung, Férderung und Unterstitzung
von Jugendbeiraten und Jugend- bzw. Kinderparlamenten in den Stéddten und Gemeinden ist ein
Anliegen der LINKEN in Sachsen. Wir wollen das kommunale Wahlrecht und die Teilnahme an
Burgerbegehren und Biirgerentscheiden auch fir Migrantinnen und Migranten aus Nicht-EU-
Staaten offnen, die ihren standigen Wohnsitz in der Bundesrepublik haben. Dies setzt eine
Anderung der Landesverfassung voraus.
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Obwohl DIE LINKE in Sachsen zu den gréBeren Parteien gehort, setzen wir uns fir ein Ende der
Diskriminierung kleinerer Parteien im Kommunalwahlrecht ein. Bisher werden diese durch die
Anwendung des d'Hondt-Verfahrens bei der Sitzplatzverteilung benachteiligt. Sachsen gehort zu
den letzten drei Bundesldndern, die dieses Verfahren anwenden. Wir wollen diese
Diskriminierung unserer kleineren Mitbewerberinnen und Mitbewerber, auch wenn sie in der
Praxis fur uns selbst moglicherweise nachteilig ist, beenden und setzen uns fir das auch bei der
Bundestagswahl verwendete Sainte-Lagué/Schepers-Verfahren ein.

5.4. Fir eine unabhangige und demokratisch verfasste Justiz in Sachsen

Die Unabhangigkeit der Justiz im Allgemeinen, der Gerichte im Besonderen ist wesentliches
Kennzeichen im modernen gewaltengeteilten Rechtsstaat. Daher ist auch fir DIE LINKE die
Gewahrleistung der verfassungsmaBigen Stellung der rechtssprechenden Gewalt in Sachsen
von maBgeblicher Bedeutung fiir das Funktionieren des demokratischen Rechtsstaates.

Die derzeit von CDU und FDP betriebene permanente strukturelle Uberlastung der Gerichte
sowie die fortgesetzte personelle und sachliche Ausdinnung im Bereich der Justiz unter
gleichzeitiger Ubertragung immer weiterer Aufgaben gefihrdet auf Dauer die der Justiz qua
Verfassung zugewiesene Funktion und stellt deren tatsachliche Unabhangigkeit in Frage.

DIE LINKE setzt sich daher fiir eine dem hohen Arbeitsanfall gerecht werdende Personal- und
Sachausstattung der Gerichte, den Erhalt einer flachendeckenden Gerichtsstandortstruktur in
Sachsen und eine Beendigung des weiter geplanten Personalabbaus in der Justiz ein.

Die uneingeschrankte Gewahrleistung der Unabhangigkeit der Justiz vor exekutiven
Einflussnahmen erfordert dariiber hinaus neue Regelung zur Ernennung von Richterinnen und
Richtern, die wunabhangig von parteipolitischen Mehrheiten und politisch motivierter
ministerieller Einwirkungsmaglichkeiten sind.

Dazu wollen wir einen unabhéngigen Richter/innenwahlausschuss einrichten, wie er jetzt schon
in der geltenden Sachsischen Verfassung verankert ist.

Zudem muss die hierarchische Anbindung der Staatsanwaltschaften als Organe der
Strafrechtspflege an die Exekutive, sprich das Justizministerium, beendet werden.

Darlber hinaus sind weitere Schritte und MaBnahmen notwendig, um das Vertrauen der
Blrgerinnen und Birger in eine tatsachlich unabhéngige Justiz, in eine Rechtsprechung, die
tatsachlich alle Birgerinnen und Birger gleich achtet und gleich behandelt zu starken.

DIE LINKE. Sachsen tritt deshalb dafiir ein, die sdchsische Justiz schrittweise in einen Status der
Selbstverwaltung zu uberfihren und ihr damit die Stellung zu verschaffen, die ihr in einer
gewaltengeteilten demokratischen Gesellschaft tatsachlich zukommt.

Der freie und ungehinderte Zugang zu den Gerichten, ein effektiver Rechtsschutz und die
Garantie von Rechtssicherheit sind wichtige Rechtsglter mit Verfassungsrang.

Das bedeutet: Auch in finanziellen ,Krisenzeiten“ des Landes mussen sich alle Menschen in
Sachsen sicher sein konnen, dass diese Grundrechte nicht aufgrund von Sparzwéangen
beschnitten werden. Rechtsstaatlichkeit muss fir alle verfigbar sein.

Die Menschen in Sachsen sollen unabhéngig ihrer finanziellen Situation jederzeit Zugang zur
Rechtsprechung haben. Allein nach und von Haushaltslagen bestimmte bzw. begrindete
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Einschrankungen der Beratungs-, Prozess- und Verfahrenskostenbeihilfen lehnen wir daher
grundsatzlich ab.

Wir wollen mit der weiteren Etablierung auBergerichtlicher Konfliktlosungsverfahren und der
Forderung der Mediationskultur auBerdem zu einer Entlastung der Gericht beitragen und die
friedensstiftende, versdhnende Vermittlung von Konflikten bestarken.

Fir den Strafvollzug stellt unsere Idee einer solidarischen Gesellschaft den Gedanken der
Resozialisierung explizit in den Mittelpunkt und nicht den der sozialen Ausgrenzung. Nur ein
solches Herangehen fihrt zu einem effektiven Opferschutz. Auch inhaftierte Menschen sind Teil
der Bevolkerung und damit Bestandteil unserer Gemeinschaft, welche vor weiteren Straftaten
geschitzt werden soll. Mit diesem Ansatz wollen wir zur Befahigung der Gefangenen beitragen,
nach der VerbUBung ihrer Strafe und ihrer Entlassung aus der Haft in die Freiheit, ein Leben
ohne Straftaten fiihren kénnen. Um das zu erreichen, bedarf es zuvorderst einer ausreichenden
Finanzierung des sachsischen Strafvollzuges. Die engagierte Arbeit der Justizbediensteten muss
motivational vergutet und durch moderne Ausstattungen begleitet werden.

Die personelle Unterbesetzung im Justizvollzug muss endlich beendet werden. Wir wollen die
strukturellen Bedingungen des Justizvollzugs so gestalten, dass der Offene Vollzug die ihm
zugeschriebene Vorrangstellung einnehmen kann. Bemuhungen der Privatisierung von Teilen des
Strafvollzugs, wie sie in anderen Bundeslandern bereits Wirklichkeit wurden und die damit
verbundenen kapitalistischen Verwertungs- und Kostensenkungszwéange lehnen wir strikt ab.

Der sachsische Strafvollzug soll daher umfassend und dauerhaft wissenschaftlich begleitet,
beforscht und beraten werden, um so zur Qualitatssicherung in der Straftaterlnnenbehandlung
beizutragen. Dazu soll der Kriminologische Dienst finanziell und personell weiter untersetzt
werden.

Trotz aller Bemiihungen, um einen erfolgreichen Strafvollzug, erkennen wir an, dass der Entzug
der Freiheit lediglich die ultima ratio darstellen darf.

Gerade im Bereich des Jugendstrafvollzugs, welcher zusatzlich einem klaren Erziehungsauftrag
folgt, lehnen wir kriminalpolitische Schnellschiisse und unverhéaltnismaBige Freiheit entziehende
MaBnahmen, wie etwa den so genannten "Warnschussarrest" fir jugendliche und
heranwachsende Straftaterinnen kategorisch ab.

Das Jugendstrafrecht ist nicht darauf angelegt, besonders hart oder mild abzustrafen, sondern
am konkreten Einzelfall rechtzeitig, konsequent, dem persdnlichen Entwicklungsstand
angemessen und verantwortungsvoll zu intervenieren. Es ist nicht das Strafrecht, das verscharft
gehort, sondern die strukturellen Bedingungen in unserer Gesellschaft missen bedeutend
verbessert werden. Und so bleibt es dabei: Eine gute Sozialpolitik ist der beste Schutz vor
Kriminalitat.

5.5. Offentliche Sicherheit und Schutz der Biirgerinnen- und Biirgerrechte

Offentliche Sicherheit versteht DIE LINKE seit jeher als einen Rechtsbegriff, der sich zuallererst
am Schutz der Blrgerinnen und Birger und deren Rechte orientiert. Damit begeben wir uns auch
bewusst in Opposition zum Begriff einer vermeintlichen ,Inneren Sicherheit* und dem dahinter
stehenden Konzept von CDU und FDP, das regelméaBig dafiir herhalten muss, standig weiter
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reichende staatliche Eingriffe in Grund-, Freiheits- und Personlichkeitsrechte von Birgerinnen
und Burgern zu legitimieren

Nach wie vor gilt hierbei fir die LINKE: Eine gute Sozialpolitik ist die beste Kriminalpravention.
Das heiBt fir uns konkret, die Lebenslagen und die Teilhabemdglichkeiten der Birgerinnen und
Birger in allen Bereichen des Lebens und der Gesellschaft deutlich zu verbessern.

Unverzichtbarer Bestandteil einer so verstandenen Offentlichen Sicherheit ist eine gut
ausgestattete und gut ausgebildete blrgernahe Polizei, die flachendeckend uberall im Land
prasent ist und Uberall gleichermaBen wirkungsvoll die 6ffentliche Sicherheit gewahrleistet.

In den letzten Jahren hat die schwarz-gelber Koalition wiederholt die Sorgen der Biirgerinnen und
Blrger um ihre ,Sicherheit® permanent dazu missbraucht, Grund- und Freiheitsrechte massiv
einzuschranken. Gleichzeitig wurde aber die séchsische Polizei seit jeher einem Spar-Diktat des
Finanzministeriums unterworfen, was dazu fiihrte, dass Offentliche Sicherheit mangels einer
ausreichenden Zahl von Polizeidienststellen in allen Regionen Sachsens langst mehr als
notleidend geworden ist.

Die LINKE tritt dafiir ein, dass Offentliche Sicherheit und die damit zusammenhangenden
hoheitlichen Aufgaben nicht privatisiert werden, weder in Form formaler Aufgabeniibertragung,
noch als schleichender Prozess in Reaktion auf einen realen oder gefiihlten Riickzug des Staates
aus seiner Verantwortung fiir die Offentliche Sicherheit vor Ort.

Sachsen ist als bundesdeutsches Grenzland zur Republik Polen und zur Tschechischen Republik
- wie andere Bundeslander auch - mit den aus dieser Grenzlage resultierenden besonderen
Problemen im Bereich der grenziberschreitenden Kriminalitat konfrontiert. Daher betrachten wir
die  Zusammenarbeit mit den tschechischen und polnischen  Polizei- und
Strafverfolgungsbehorden  bei  der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung und Pravention
insbesondere auch in Form von gemeinsamen Struktureinheiten und engerer Abstimmung als
das wirksamste Mittel zur Zurlckdrangung derartiger Kriminalitatsformen, die einer standigen
Evaluierung hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und einer entsprechenden Verbesserung bedarf.

5.6. Polizei vor Ort statt Videoliberwachung 6ffentlicher Raume

DIE LINKE. Sachsen setzt sich fiir eine angemessene Prasenz der Polizei in der Flache in allen
Regionen in Sachsen. Wir sind gegen eine sich immer mehr ausbreitende Videolberwachung,
egal ob stationar oder mobil. Diese garantiert nicht die o6ffentliche Sicherheit, erhdht aber das
Gefiihl der andauernden Uberwachung.

Die Polizeireform ,,Polizei 2020“ der derzeitigen Regierungskoalition von CDU und FDP bedarf
einer dringenden und grundlegenden Evaluation. Bis zur Auswertung der Ergebnisse dieser
mussen die derzeit geplanten UmsetzungsmaBnahmen im Bereich der Polizei ausgesetzt werden.

Der Einstellungskorridor fur Polizeikrafte muss sofort auf mindestens 500 pro Jahr erhoht
werden, um die Alterspyramide der sachsischen Polizei positiv zu verandern.

Um kiinftig ein MindestmaB an Offentlicher Sicherheit zu gewabhrleisten, setzen wir uns dafir ein,
dass in jeder Gemeinde mit mindestens 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern eine rund um
die Uhr besetzte Polizeidienststelle vorgehalten wird.
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Zudem muss die Verteilung und Revierzuteilung der Polizeidienststellen landesweit so
organisiert, strukturiert und personell ausgestattet sein, dass im akuten polizeilichen
Gefahrenfall die Einhaltung der fir die Rettungsdienste geltenden Einsatz- bzw. Hilfszeit von
maximal 12 Minuten sichergestellt ist..

Ungeachtet dessen sind nach unserem Versténdnis von Offentlicher Sicherheit mit Blick auf die
Wahrung der Birgerinnen- und Birgerechte und Ausgestaltung einer birgernahen Polizei weitere
Schritte zu deren Demokratisierung erforderlich. Wir setzten uns daher fir die Einfiihrung einer
generellen Kennzeichnungspflicht aller uniformierten Polizeibediensteter ein; fur Polizeieinsétze
mit geschlossenen Einheiten soll die die Kennzeichnung mit Ausnahme der Einsatzleiterinnen
und Einsatzleiter anonymisiert erfolgen.

Gleichzeitig wollen wir in diesem Bereich fur eine effektive Untersuchung von Beschwerden der
Burgerinnen und Birger gegen polizeiliche MaBnahmen und damit flir mehr Transparenz fir
polizeiliches Handeln sorgen. Dazu wollen wir in der Sachsischen Verfassung eine Polizei-
Ombudsstelle verankern, die als eine beim Landtag eingerichtete unabhangige Anlauf- und
Beschwerdestelle sowohl fir betroffene Birgerinnen und Birger als auch fir Angehdrige der
Polizei auBerhalb des klassischen Dienstwegs offen stehen soll.

5.7. Entkriminalisierung des Drogenkonsums - Pravention und Aufklarung statt Strafe
und Repression

Ohne dabei das hinsichtlich der Betroffenheit von Menschen groBte Problemfeld im Umgang mit
psychoaktiven Substanzen, den Alkoholkonsum, auBer Acht zu lassen, sieht DIE LINKE jedoch
nach wie vor einen vordringlichen Handlungsbedarf im Bereich des Konsums illegalisierter
Drogen und hierbei insbesondere das zunehmende Angebot und den Gebrauch an geféhrlich
gestreckten und unkontrolliert zusammengesetzten Substanzen wie "Crystal".

Die bisherige drogenpolitische Praxis der sachsischen Staatsregierung ist weitestgehend
erfolglos geblieben, gerade weil sie allein auf den repressiven Charakter der bisherigen
skonventionellen® Drogenpolitik setzt.

Eine zeitgemaBe Drogenpolitik bedeutet fur DIE LINKE, die Entkriminalisierung Drogen
konsumierender Menschen und das Organisieren von Hilfen zur Begleitung und Uberwindung
einer Abhangigkeit bis hin zu einer legalen und kontrollierten Abgabe von Drogen an Betroffene.
Wir verfolgen dabei ein Konzept, dass nicht zuerst auf Strafe und Repression gegen
Drogenkonsumentinnen und -konsumenten, sondern auf frihzeitige Pravention und Aufklérung
setzt und damit dem Drogenmissbrauch vorbeugt. Unser drogenpolitischer Ansatz lautet hier:
Pravention und Begleitung statt Repression und Haft!

Wir wollen die Praventionsangebote stéarken, diese bedarfsgerecht auf- und ausbauen und
langfristig sachlich, finanziell und personell absichern. Wir unterstitzen Methoden der
Schadensminimierung, wahrend und nach dem Konsum aller psychoaktiven Substanzen, auch
von Alkohol. Wir wollen MaBnahmen ergreifen, die bereits heute bundesrechtlich erlaubt und
wissenschaftlich bestéatigt sind, aber in Sachsen keine Anwendung finden. Dazu zéhlen u.a. die
Einrichtung von Konsumrdumen oder die diamorphingestitzte Substitutionsbehandlung
schwerst opiatabhangiger Menschen.

AuBerdem wollen wir uns im Sinne der notwendigen Entkriminalisierung in einem ersten Schritt
fur eine umfassende Evaluierung von Konsumfreigrenzen geringer Mengen der im
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Betdubungsmittelgesetz geregelten Substanzen auf der Grundlage des aktuellen Standes der
Forschung und Wissenschaft und fiir eine dementsprechende Rechtsanpassung einsetzen.

DIE LINKE fordert daher ein, was Sachsen seit Langem dringend bendétigt:

Ein unabhadngiges, mit Fachleuten und Praktikerinenn und Praktikern besetztes Gremium zur
Evaluation der sdachsischen Drogen- und Suchthilfepolitik sowie einen Landessuchthilfeplan, mit
dessen Hilfe die Grundlagen fir eine vorurteilsfreie und fachgerechte Auseinandersetzung sowie
eine kompetente Losung der komplexen und vielschichtigen sachsischen Problemlagen im
Bereich des Umgangs mit Drogen geschaffen werden.

5.8. Gleichstellungspolitik - Herausforderung auf allen Ebenen

Gleichstellungspolitik ist fir DIE LINKE eine Selbstverstandlichkeit. Wir betrachten sie als
Querschnittsaufgabe. Die Arbeit der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten ist fir uns
unverzichtbar.

Offentliche Leistungen werden von identitdren Frauen und Méannern geschlechterspezifisch
differenziert in Anspruch genommen. Auch die Anforderungen an kommunale Angebote
unterscheiden sich hadufig. Dies hat auch fur die lokale Demokratie weitgehende Konsequenzen.
DIE LINKE fordert deshalb gleiche Chancen fiir alle Geschlechter in Beruf, Familie und
Gesellschaft. Alle Menschen sollen ermutigt werden, ihre eigenen Lebensentwirfe zu
verwirklichen. Wir fordern, fiir jede politische MaBnahme zu prifen, wie sich diese
gegebenenfalls unterschiedlich auf die verschiedenen Geschlechter auswirkt. Offentliche
Ausgaben muissen auch auf kommunaler Ebene auf das Ziel einer besseren
Geschlechtergerechtigkeit hin Uberprift werden. Im kommunalen Leben sollen deshalb fest
etabliert werden:

e Fir die Mitarbeit in Kreistagen, Stadt-, Gemeinde- und Ortschaftsraten sind Frauen
gezielt anzusprechen und je nach Bedarf auch Formen der Kinderbetreuung zu
Beratungen anzubieten

e Zielgruppenspezifische Workshops fiir infrage kommende Bereiche der soziokulturellen
und infrastrukturellen Planung  sowie  insbesondere  zur  Stadt- und

Dorfentwicklung;

e bestimmte Partizipations- und Entscheidungsprozesse, in denen ausschlieBlich Frauen
uber frauenspezifische Fragestellungen verhandeln und entscheiden;

e die besondere Forderung bzw. der vorrangigen Erhalt von Frauen- und
Madchenprojekten.

Im Zuge der Kreisgebietsreform wurden die personellen und finanziellen Ressourcen fir die
kommunale Gleichstellungsarbeit insbesondere in den Landkreisen und ehemals kreisfreien
Stadten erheblich eingeschrankt. Wir setzen uns daflr ein, dass in allen Landkreisen und
kreisfreien Stadten neben den hauptamtlich tatigen Gleichstellungsbeauftragten auch eine
hauptamtliche Stellvertretung bestellt wird sowie auch in Stadten mit mehr als 10.000
Einwohnenden die Bestellung einer/es hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten anzustreben
ist. Diese haben das Recht, bei Einstellungen, Befoérderungen, aber auch in der politischen
Entscheidungsfindung unmittelbar und gleichberechtigt mitwirken. Mehr Frauen in
Spitzenpositionen der Verwaltung und Politik bedeutet mehr Demokratie vor Ort.
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5.9. Die gemeinniitzigen Funktion des Kleingartenwesens starken

Wie die ubergroBe Mehrheit der sachsischen Kleingértnerinnen und Kleingartner und ihre
Leitungen in den Verbandsstrukturen sprechen wir uns als LINKE. Sachsen vor allem mit Blick
auf die soziale, 6kologische und stadtebauliche Funktion des Kleingartenwesens ausdrticklich fir
den Erhalt des Bundeskleingartengesetzes aus.

Daher kommt das Kleingartenwesen in Sachsen um eine Modernisierung nicht herum und muss,
unter anderem, nachfolgende Fragen beantworten:

Welche Mdglichkeiten gibt es, der demographischen Entwicklung zu begegnen?
Wie kann die Altersstruktur in den Kleingartenvereinen verbessert werden?

Was konnen die Kleingartenvereine fir Kinder und Jugendliche tun? Was fir Arbeitslose und
andere Menschen mit geringem Einkommen?

Wie konnen verstarkt Familien mit Migrationshintergrund in die Arbeit der Kleingartenvereine
einbezogen werden? Auch die LINKE in Sachsen sieht diese Fragen.

Es gibt aber auch in Sachsen Probleme, die Ausdruck einer unzureichenden Beachtung der
sozialen und gemeinnutzigen Funktion des Kleingartenwesens in unserer Gesellschaft sind.

Dazu zahlen:

e die zunehmende Belastung der Kleingértnerinnen und Kleingértner und ihrer Vereine mit
kommunalen Abgaben und Beitragen

e die noch viel zu geringe Einbeziehung von Kleingartenanlagen in die kommunale
Bauleitplanung, um diese rechtlich als Dauerkleingéarten in ihrem Bestand zu schitzen
und zu sichern

e die VerauBerung von im Landeseigentum und im kommunalen Eigentum befindlichen
kleingartnerisch genutzten Flachen

e die seit Uber 10 Jahren ungelGste Problematik der Erhebung der Grundsteuer B

e die Einbeziehung der gemeinnutzigen Kleingartenvereine und -verbande in die
Beitragsleistung zur Kiinstlersozialabgabe bzw. Kiinstlersozialkasse

e die vollig ungenigende Beachtung der sozialen und gemeinnutzigen Funktion der
Kleingartenvereine bei der Neugestaltung des Tarifsystems der GEMA

e die Anerkennung und Wirdigung des Ehrenamtes fast ausschlieBlich Uber das
Steuerrecht, was bei vielen ehrenamtlich tatigen Kleingartnerinnen und Kleingartnern ins
Leere lauft.

Hier werden wir uns in der nachsten Legislaturperiode nicht nur zu Wort melden, sondern
konkrete Vorschlége, gemeinsam mit den Kleingartenvereinen, erarbeiten.

5.10 Feuerwehr geht uns alle an

Es brennt und niemand kommt. Dieses Horrorszenario tritt tatsachlich bald ein, wenn wir nicht
schnell Losungsvorschldage erarbeiten, die helfen, die Probleme der Demographie, besonders in
der Freiweilligen Feuerwehr zu beheben. Wir brauchen dringend eine Diskussion Uber die Frage,
was kann, was soll eine Freiwillige Feuerwehr im 21. Jahrhundert leisten. In vielen Bereichen des
Lebens hat ein Wertewandel stattgefunden, der auch nicht vor der Feuerwehr halt macht.
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Oftmals ist die Freiwillige Feuerwehr noch die einzig verbliebene identitatsstiftende Struktur vor
Ort. Nur ist es nicht Aufgabe der Freiwilligen Feuerwehr, das gesellschaftliche Leben zu
organisieren, maximal kann sie es bereichern. Was ist aus der Sicht der LINKEN notwendig?

Wir brauchen eine verstarkte Wirdigung der verdienstvollen Arbeit der Kameradinnen und
Kameraden, die den Freiwilligen Feuerwehren im Freistaat Sachsen angehéren, durch
Vertreterinnen und Vertreter aller staatlichen Ebenen.

Neben der Anerkennung der Tatigkeit der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren muss auch
eine verstarkte Anerkennung der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber flr die Freistellung von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Rahmen ihrer ehrenamtlichen Tatigkeit in der
Feuerwehr durch Vertreterinnen und Vertreter aller politischen Ebenen vorgenommen werden.

Wir streben die Bildung hauptamtlich besetzter Unterstiitzungseinheiten an, welche
gemeindelbergreifend den Ersteinsatz der ortlich zustéandigen Feuerwehr, insbesondere
wéahrend der Tageszeiten mit eingeschrankter Einsatzbereitschaft, qualifiziert unterstitzen
(Stutzpunkt-Feuerwehren). Das hauptamtliche Personal ist durch alle beteiligten Gemeinden in
Form einer Umlage zu finanzieren; diese Kosten sind durch das Finanzausgleichgesetz (FAG) zu
berlcksichtigen.

Wir treten dafir ein, dass der Themenbereich ,,Brand-/Katastrophenschutz und Selbsthilfe“ in
die Lehrpléne aller Schulformen in allen Jahrgangsstufen aufgenommen wird. Schilerinnen und
Schilern sollte ein Angebot gemacht werden, um im Unterricht mit Feuerwehrleuten ins
Gesprach zu kommen, beispielsweise Uber Brandpravention.

Wir erwarten, dass bei der Besetzung von Stellen im o&ffentlichen Bereich, insbesondere auf
kommunaler Ebene ehrenamtliche Angehorige der Freiwilligen Feuerwehren bevorzugt
berlcksichtigt werden und dies in den Ausschreibungen erwahnt wird.

Die Kommunen sollten Regelungen treffen, dass Sachaufwandsentschadigungen fir die
Einsatztatigkeit ehrenamtlicher Feuerwehrangehoriger in einheitlicher Hohe von mindestens
6,00 EUR pro Einsatzstunde je eingesetztem Mitglied gezahlt werden.

Wir halten es fir notwendig, dass die Entschadigung der Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen fir
die Freistellung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Einsatzfall erhoht wird. Langfristig
sollte eine Verdoppelung der derzeitigen Entschadigung angestrebt werden. Hintergrund ist,
dass im Einsatzfall die Arbeit des freigestellten Arbeitnehmers in gleichem Zeitumfang durch
einen anderen Arbeitnehmer bzw. eine andere Arbeitnehmerin durchgefiihrt oder nachgearbeitet
werden muss.

Wir LINKE. Sachsen sind der Meinung, dass die Attraktivitat des Ehrenamtes bei der Feuerwehr
durch die Erhéhung von Jubilaumszuwendungen, aber auch durch eine zuséatzliche
Altersversorgung, die langfristig aufgebaut wird, erhdht werden kann. Ziel sollte die Gewahrung
eines zusatzlichen Rentenanspruchs in Hohe von mindestens 50,00 EUR besser waren 100,00
EUR pro Monat nach maximal 20 Einsatzjahren sein.

DIE LINKE. Sachsen ist der Auffassung, dass sich der Freistaat, welcher die Anforderungen an
die Leistungsfahigkeit einer Ooffentlichen Feuerwehr durch seine Empfehlung zum
Brandschutzbedarfsplan definiert, an den finanziellen Lasten der Kommunen bei der
Sicherstellung des Brandschutzes beteiligen muss.
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Wir verschlieBen uns keiner Diskussion uber die Wiedereinfiihrung oder Neugestaltung einer
Feuerwehrabgabe, wenn sie sozial gerecht, ausgewogen und breit diskutiert worden ist.

Folgende MaBnahmen werden wir umsetzen:

flachendeckend angemessene Prasenz einer gut ausgebildeten, birgernahen Polizei
Einddmmung von stationdrer und mobiler Videoluberwachung

Zusammenarbeit der Polizeibehdrden im Dreildnderdreieck ausbauen, Strafverfolgung in
Form von gemeinsamen Struktureinheiten verbessern

~Polizeireform 2020“ aussetzen und eine umfangreiche Evaluierung vornehmen
Einstellungskorridor fir Polizeikrafte sofort auf mindestens 500 pro Jahr erh6hen

ein 24-Stunden Polizeirevier fir alle Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnerinnen und
Einwohnern

Kennzeichnungspflicht uniformierter Polizeikréfte

Verfassungsanderungen unter Beteiligung der Bevdlkerung

Einrichtung eines unabhangigen Wahlausschuss fur die Ernennung von Richterinnen und
Richtern

Uberfiihrung der sdchsischen Justiz in einen Status der Selbstverwaltung

Ausbau auBergerichtlicher Konfliktldsungsverfahren

Stérkere finanzielle Forderung des Strafvollzugs um Resozialisierungen umfangreich zu
ermoglichen

Vorrangstellung des Offenen Vollzugs durch Umgestaltung der strukturellen Bedingungen
des Strafvollzuges

Qualitatssicherung der Straftaterinnen- und Straftaterbehandlung durch dauerhafte
wissenschaftliche Forschung, Evaluierung und Beratung

~Warnschussarrest® fur Jugendliche verhindern

Drogenpraventionsangebote bedarfsgerecht aus- und aufbauen

Einrichtung von Konsumrdumen und Substitutionsbehandlung von schwerst
Opiateabhéngiger

Evaluierung der sachsischen Drogen- und Suchhilfepolitik und Einrichtung eines
Landessuchthilfeplans

Unterstutzung von aktiven Birger/innenkommunen Absenkung der Beteiligungsquoren
auf maximal 10 % fir die Gultigkeit von Burgerbegehren sowie die einfache Mehrheit fur
das Wirksamwerden von Burgerentscheiden

Unterschriftensammlungen fir Birgerbegehren auch online ermoéglichen

Finanzplanung der Gemeinden durch Einrichtung von Burgerhaushalten demokratisieren
Starkung der Rechte von Stadt- und Gemeinderaten und Kreistagen

Kommunalabgaben transparent, gerecht und sozial vertraglich festlegen

Absenkung der Wahlalters auf kommunaler ebene auf 16 Jahre

Errichtung und Forderung von Jugendbeirdten und Jugend- bzw. Kinderparlamenten in
Stadten und Gemeinden

Offnung des kommunalen Wahlrechts fiir Migrantinnen und Migranten aus Nicht-EU-
Staaten

Offentliche Ausgaben sind auf die Verwirklichung von Geschlechtergerechtigkeit hin zu
prufen
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Besondere Forderung von Frauen- und Madchenprojekten

in allen Landkreisen und kreisfreien Stadten werden hauptamtlich
Gleichstellungsbeauftragte eingesetzt bzw. erhalten

Verabschiedung eines Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzes

tatige

Bildung hauptamtlich besetzter Unterstitzungseinheiten zur Unterstiitzung des ortlich

zustandigen Feuerwehren
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6. Sachsen in Europa - ein weltoffenes Sachsen

Mit seiner geographischen Lage im Dreildndereck zwischen Polen und Tschechien liegt Sachsen im
Herzen Europas. Grenziiberschreitende Kooperation, regionale Vernetzung und die optimale
Nutzung européischer Fordermittel missen der Starkung regionaler Strukturen dienen. Der Kampf
gegen jegliche rechte und menschenverachtende Denkmuster und alle Formen der Diskriminierung
ist fiir uns eine Grundvoraussetzung fiir ein tolerantes und weltoffenes Sachsen mit einer ehrlichen
Willkommenskultur auf allen Ebenen.

6.1. Ein weltoffenes Sachsen

DIE LINKE. Sachsen bekennt sich zu ihrer européischen linken Tradition und baut daher ihre
Kontakte, ihre solidarische Zusammenarbeit und Kooperation mit den Linken der
Nachbarstaaten weiter aus. Wir unterstilitzen soziale und emanzipatorische Bewegungen (ber
die EU hinaus, weil wir uns als eine europdische und internationalistische Partei verstehen, weil
wir der Uberzeugung sind, dass ein demokratischer Sozialismus nicht national abgegrenzt,
sondern nur auf europaischer und globaler Ebene moglich ist. Deshalb brauchen wir eine starke
europaische Kooperation der Linken in Europa. Dazu wollen wir in Sachsen als eine Partei im
Dreilanderdreieck unseren Beitrag leisten.

Die grenzuberschreitende Kooperation und der Austausch an den Grenzen und Uber die Grenzen
hinweg hat aber Uber das rein Praktische zwischen geographischen Nachbarinnen und Nachbarn
hinaus eine grundsatzliche europapolitische Bedeutung: die Zukunft der europdischen Union
hangt nicht nur von der Perspektive der gemeinsamen Wa&hrung ab, sondern wird im
Wesentlichen dadurch entschieden, ob es gelingt, aus den bisher durch Staatsgrenzen
getrennten Grenzregionen Regionen des grenziberschreitenden Zusammenhalts und
Miteinander zu formen. An bisher trennenden Staatsgrenzen mussen Regionen mit
Scharnierfunktion entstehen. Dies wiederum hat zur Voraussetzung, dass den Einwohnerinnen
und Einwohner der Grenzregion durch konkrete praktische MaBnahmen ein persdnlich
erfahrbarer Mehrwert aus dieser grenziiberschreitenden Gemeinsamkeit und den daraus
erwachsenden Miteinander vermittelt wird. Wenn allerdings jlingste soziologische
Untersuchungen zu dem Ergebnis kommen, dass die Mehrzahl der Bewohnerinnen und
Bewohner der Grenzgemeinden die Region jeweils jenseits der Staatsgrenze als ,Angstraum®
wahrnehmen, dann zeigt dies die Fille der zukiinftig zu 16senden Aufgaben und das AusmaB der
bisherigen Defizite konservativ gepragter sachsischer Politik.

Unser Leitbild von der Zukunft Sachsens als Region in Europa schlieBt daher die Beféahigung der
einzelnen Birgerinnen und Blrger sowie zivilgesellschaftlicher Personenvereinigungen ein,
politische Entscheidungen Uber und in ihrer Region nicht nur nachzuvollziehen, sondern aktiv
und somit real zu beeinflussen.

6.2. Europaische Fordermittel sinnvoll, nachhaltig und unbiirokratisch nutzen

Unsere Ziele als LINKE. Sachsen sind:

e Wir verlangen eine Umverteilung der Haushaltsmittel der EU zugunsten einer wirksamen
Armutsbek@ampfung, insbesondere junger Menschen in der EU zulasten der Mittel fir
Militarisierung und Sicherheitspolitik! Wir fordern die Bundesregierung auf, fir
Finanzsicherheit im Europdischen Rat einzutreten, indem die gesetzlich der EU
zustehenden Mittel fir 2013 endlich vollstdndig eingezahlt werden.
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e Wir verlangen, dass sich Sachsen im Bundesrat dafiir einsetzt, dass die Bundesrepublik
initiativ wird, um endlich eine Finanztransaktionssteuer in der EU einzufiihren.

e Der Abbau von Armut in der EU ist nur mdglich, wenn mit der verhdngnisvollen
Sparpolitik in den Mitgliedstaaten Schluss gemacht wird und in der EU eine soziale
Fortschrittsklausel in alle Vertréage eingefihrt wird. Daher setzen wir uns dafiir auf
nationaler und europaischer Ebene ein.

e Wir setzen uns daflr ein, dass die aus der Hochstforderung heraus fallenden Regionen,
wie die ostdeutschen Regionen einschlieBlich der Phasing-Out-Regionen, wie Leipzig,
solange eine Ubergangforderung (Zwischenkategorie) erhalten, die zwei Drittel des
bisherigen Férderumfangs betragt, wie dies entwicklungspolitisch erforderlich ist.
Formale Stichjahre sind kontraproduktiv und spiegeln nicht die reale Situation in diesen
Regionen wider.

e Wir setzen uns dafir ein, dass mit den Struktur- und Regionalpolitik ursachlich nicht
zusammenhangende Restriktionen und Bedingungen fiir die Mittelgewahrung in den
Regionen abgeschafft werden.

e Antidiskriminierung und aktive Armutsbekdmpfung, z.B. durch die Auflegung von
Landesarmutsprogrammen, mussen Bestandteil dieser Politik werden. Ein solches
konkretes Programm verlangen wir auch fir Sachsen.

e Statt mehr Restriktion muss es um den Abbau von Burokratien und Erleichterung der
Nutzung von EU-Mitteln fir regionale Akteurinnen und Akteure gehen. Die EU muss eine
Ausgleichsunion zum Abbau von Armut und Diskriminierung werden.

6.3. Fiir eine lebendige Grenzregion mit Polen und der Tschechischen Republik

Fir eine europdische Zusammenarbeit Uber Grenzen hinweg bleibt noch viel zu tun: eine
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik zur Herausbildung eines Wirtschaftsstandortes, die
Schaffung eines Netzwerkes von Hochschul- und Forschungseinrichtungen, die Erarbeitung und
Umsetzung eines  grenzlberschreitenden  Verkehrskonzepts wie von  kleinteiligen
Verkehrslosungen zwischen Grenzstadten oder die gemeinsame ErschlieBung der kulturellen und
natirlichen Potenziale der Region. Ebenso sind die Anstrengungen flr einen zwischen den
Nachbarstaaten abgestimmten Natur- und Umweltschutz zu intensivieren, um den wertvollen
natirlichen Lebensraum fiir heutige und nachfolgende Generationen zu bewahren. In gleicher
Weise setzen wir uns fur ein von allen verantwortlichen Akteurinnen und Akteuren der
Grenzregion gemeinsam getragenes Konzept fur den Katastrophenschutz ein.

Sachsen bendtigt die politische Umsetzung der Einsicht, dass vor allem die Beziehungen zu
Polen und Tschechien und im Rahmen der EU keineswegs ,Auenbeziehungen® im klassischen
Sinn sind. Es braucht eine gemeinsame Strukturpolitik, die die kulturelle Infrastruktur, die
Verkehrsstruktur und Wirtschaftsstruktur und schlieBlich auch die Angleichung der
Sozialstruktur umfasst.

Daraus ergeben sich folgende Ziele:

e Grenz- und landerlbergreifende Kooperationen miissen einen deutlich hoheren
Stellenwert in der sachsischen Politik erhalten. Dazu gehort der Ausbau von
Regionalisierungsprozessen durch Starkung regionaler und lokaler Vernetzungen in
Wirtschaft, Verkehr, Kultur, Sozialpolitik.
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e In der Fordermittelperiode nach 2013 erhélt grenziberschreitende Kooperation einen
deutlich erhdhten Stellenwert und Mittel. Sachsen und die benachbarten Regionen
benotigen regional untersetzte Konzepte zur Weiterentwicklung der entsprechenden
Euroregionen. Transnationale Kooperation muss vor allem im Bereich der gemeinsamen
Umwelt- und Energiepolitik (das schlieBt die Auseinandersetzung mit der Atompolitik
ein), Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik (z. B. gemeinsame Fachkraftepolitik - nicht
bloBes Abwerben der Besten), Verkehrs- und Infrastrukturpolitik, Sozial- und
Gesundheitspolitik, Feuerwehr, Rettungsdienste, Katastrophenschutz, etc.
weiterentwickelt werden.

e Bestmogliche Nutzung der Kohéasionspolitik zur Starkung regionaler Strukturen; dabei soll
die Entwicklung der Regional- und Strukturpolitik unter Einbezug regionaler und lokaler
Akteurinnen und Akteure erfolgen.

e Um regionale Entwicklung weiter zu fordern, setzen wir uns bundesweit dafiir ein, dass
die gravierenden landespolitisch bedingten Unterschiede in der Beantragung von EU-
Mitteln abgeschafft und einheitliche Standards und Formulare in der gesamten
Bundesrepublik geschaffen werden.

e Wir brauchen eine verstarkte Landerkooperation innerhalb Deutschlands. Dafiir miissen
Konzepte unter Einbeziehung regionaler Akteurinnen und Akteure erarbeitet und
intensiviert werden (z. B. verbindlicher Ausbau der Stadtekooperationen, Ausbau der
Kooperationen von Hochschulen, Kultureinrichtungen, etc.).

e Herausragende Bedeutung kommt der Bildung zu: Unser Schulsystem und unsere
Schulbildung in Sachsen sollte die Nachbarschaft zu Polen und Tschechien mitdenken
und bericksichtigen. Das betrifft allgemeine Schulinhalte, aber auch Sprachférderung
(nicht nur im grenznahen Raum). Grenziiberschreitende Schulkooperationen sowie die
Moglichkeit von Schileraustauschen werden intensiviert.

e Unterstitzung demokratischer und emanzipatorischer Krafte: Kampf gegen
menschenfeindliche Ideologien in den drei Landern mit gemeinsamen Aktionen. Dazu
gehoren die Bekdampfung von Antiziganismus und die aktive Unterstitzung von Roma-
Organisationen  zur  Entwicklung  starker Interessenvertretungen fir  die
Gleichberechtigung von Minderheiten wie in Tschechien, von Bedeutung ist dafir die
Nutzung der Erfahrungen beispielsweise der Sorbinnen und Sorben.

e Ebenso wichtig ist der entschlossene Kampf gegen die in Europa wachsende
Homophobie. Dringend geboten ist es, sich im Dreildndereck, das heit in allen drei
Mitgliedsstaaten beispielhaft stark zu machen fiir Selbstbestimmungsprojekte von LSBTI-
Organisationen (Lesben-, Schwulen-, Bisexuellen-, Transgender- und Intersexuellen-
Organisationen), dazu gehort auch deren finanzielle Unterstiitzung.

Landtag und Staatsregierung mussen sich auf die standig wachsenden Anforderungen einstellen,
die sich aus der Verflechtung zwischen européaischer Politik und der Landes- und
Kommunalpolitik in Sachsen ergeben. Im kunftigen Wettbewerb der Regionen sind eine
europapolitisch und europarechtlich hochqualifizierte Verwaltung und ein in jeder Hinsicht
europaféahiger Landtag von maBgeblicher Bedeutung.

6.4. Menschenfeindliche Einstellungen gemeinsam zurickdrangen

Im Kampf flr ein menschenwdirdiges Leben aller Einwohnerinnen und Einwohner Sachsens setzt
sich DIE LINKE. Sachsen konsequent gegen rechte Denkmuster wie Antisemitismus,
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Nationalismus und andere diskriminierende Einstellungen ein. Menschenfeindliches Denken und
Handeln ist in allen Altersgruppen und allen gesellschaftlichen Bereichen anzutreffen.

Dagegen anzugehen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die sich durch verschiedene
Politikfelder zieht. Wir erachten die umfassende Achtung der extremen Rechten als eine
vordringliche Aufgabe, die nicht allein mit der Bekampfung der NPD erledigt ist. Daher richten
wir uns gegen jede Form von Diskriminierung gegen anders Lebende, Aussehende oder
Liebende.

Eine rasche Aufkldrung und konsequente strafrechtlichen Verfolgung von rechten Straftaten und
Hassverbrechen muss gewahrleistet sein. Dafiir sind Geheimdienste kein Beitrag, bendtigt wird
ausreichend fachkundiges Personal bei Polizei und Justiz. Das Definitionssystem ,,Politisch-
motivierte Kriminalitdt® (PMK) ist dabei zu Uberdenken: Es hat sich als intransparent und
irrefihrend herausgestellt, oftmals werden Protestaktionen gegen die extreme Rechte
automatisch als ,PMK-links® einsortiert.

Wir treten fir die Entkriminalisierung friedlicher Protestformen und zivilen Ungehorsams gegen
rechte Aufmarsche ein. Mit Opfern rechter Gewalt zeigen wir uns solidarisch.

Rassistische Einstellungen und Handlungen missen als Problem benannt werden. Es ist
analytisch falsch, verallgemeinernd von ,Extremismus® zu sprechen. Zu lange haben sich
Behorden unter Anwendung dieses Begriffs auf Bedrohungen fir den demokratischen
Verfassungsstaat konzentriert, dadurch die Feindbilder der extremen Rechten - insbesondere
Migrantinnen und Migranten - nicht ernst genommen und die Bedrohungslage verkannt.

In Sachsen missen Fort- und Weiterbildungsangebote zur praventiven Arbeit gegen die extreme
Rechte in den Bereichen Jugend- und Sozialarbeit, fir Lehrerinnen und Lehrer, fur die Verwaltung
in den Kommunen sowie fur Polizei und Justiz verstarkt werden. Gerade bei der Polizei, den
Gerichten und im Justizvollzug mangelt es oft an der nétigen Sensibilitdt fir das Thema. Die
Empfehlungen des  Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages zum
»Nationalsozialistischen Untergrund® (NSU) sollten uneingeschréankt umgesetzt werden.

Die Auseinandersetzung mit der extremen Rechten ist keine Verschlusssache, sondern geht alle
an. Deshalb wollen wir die Situationsanalyse nicht Behdrden und Amtern {berlassen. Das
Landesamt flr Verfassungsschutz hat sich nicht erst seit Bekanntwerden des vom NSU veribten
Terrors als unfahig erwiesen: Es ist nicht zu adaquaten Analysen im Stande, hat als
Frihwarnsystem versagt und bedient sich mit seinem Spitzel-System zweifelhafter Instrumente.
Deshalb ist der Geheimdienst abzuschaffen.

Wir pladieren dagegen fur offene Formen der Diskussion, gemeinsam mit Wissenschaft,
Zivilgesellschaft und ortlich Engagierten. Als geeignetes Mittel erweist sich dabei ein
regelmaBiger ,Sachsenmonitor®, um die Verankerung von Ideologien der Ungleichwertigkeit
sowie antidemokratischen, menschenfeindlichen und NS-verherrlichenden Einstellungen in der
sachsischen Bevolkerung zu erkennen.

DIE LINKE. Sachsen setzt sich fir die Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes ,Tolerantes Sachsen®
als Querschnittsverantwortung der Staatsregierung in Zusammenarbeit mit den Kommunen,
Landkreisen und zivilgesellschaftlichen Initiativen ein.
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Die wichtige Arbeit zivilgesellschaftlicher Initiativen darf nicht langer durch Misstrauen behindert
werden, die so genannte ,Extremismusklausel® wollen wir ersatzlos streichen. Sie stellt das
Bemiihen um eine offene, demokratische Gesellschaft ohne Anlass fortwahrend unter einen
unangebrachten Generalverdacht.

DIE LINKE. Sachsen unterstiitzt antifaschistische und antirassistische Projekte, Initiativen und
Bindnisse sowie das Programm ,Weltoffenes Sachsen fur Demokratie und Toleranz®. Dieses
Programm soll dauerhaft fortgefihrt werden, die Mittel sind umgehend aufzustocken und der
Beitrat wieder einzufiihren.

Die Staatsregierung hat nach dem Bekanntwerden des NSU-Terrors, der wesentlich in Sachsen
organisiert worden war, eine starkere FoOrderung zivilgesellschaftlicher Projekte gegen die
extreme Rechte zugesagt. Diese Zusage ist endlich umzusetzen - engagierte Projekte missen
mit Mitteln ausgestattet werden, die eine kontinuierliche Arbeit ermdglichen. Die LINKE tritt
dafir ein, die Arbeit des Untersuchungsausschusses "Neonazistische Terrornetzwerke" des
Sachsischen Landtages in der kommenden Legislaturperiode fortzusetzen. Um die Wiederholung
begangener Fehler zu verhindern, bleibt die konsequente Aufklarung des Behdrdenversagens
eine wichtige Aufgabe.

Wir sehen dringenden Bedarf an einer starkeren Institutionalisierung der Beratungsnetzwerke
wie Opferberatung, Aussteigerprojekte sowie der mobilen Beratung. Des Weiteren bendtigt
Sachsen eine breite und offentliche Unterstiitzung fir Kommunen bei der Verhinderung von
Nazikonzerten, -demonstrationen oder Hauserkaufen durch rechte Gruppen oder Personen.

6.5. Migration und Flucht

Es kommen - nach einem 15 Jahre andauernden massivem Rickgang - wieder mehr Menschen
nach Deutschland und damit auch nach Sachsen, die vor Verfolgung, Krieg und existentiellen
Noten fliehen mussten. Diese erfreuliche Nachricht, dass mehr Menschen Schutz geboten
werden kann, flhrt jedoch derzeit zu einer angespannten Situation in vielen Kommunen, da
beispielsweise Unterbringungsmoglichkeiten Gber Jahre hinweg abgebaut wurden und nun die
notige Infrastruktur und Finanzausstattung fehlt. Diese Entwicklung hat in vielen Kommunen zu
untragbaren Zustéanden geflihrt, welche es sofort zu andern gilt, um den notleidenden Personen
eine menschenwdrdige Unterbringung zu garantieren.

Dieser dringende Handlungsbedarf eroffnet gleichzeitig die Chance, umfassendere Reformen
und Verdnderungen umzusetzen, beispielsweise die Eroffnung der Maoglichkeiten fir
Asylsuchende in eigenen Wohnungen zu leben und sich am Arbeitsmarkt einbringen zu konnen.

Darlber hinaus ist es notwendig, Begegnungen zwischen den Menschen zu beférdern und
dadurch auch Vorurteile abzubauen.

Fir DIE LINKE. Sachsen ergeben sich daraus eine Reihe notwendiger MaBnahmen, welche eine
wirkliche ,Willkommenskultur® schaffen sollen. So wollen wir aktiv die Teilhabemdglichkeiten
aller Menschen im Lande verbessern und zwar in allen gesellschaftlichen Bereichen - sozial,
6konomisch und politisch.

Fir uns ist eine sofortige Verbesserung der Unterbringungssituation von Asylsuchenden
unabdingbar. Dazu muss die Landespauschale bedarfsgerecht gestaltet werden, um die
Kommunen bei einer menschenwirdigen, und damit auch angemessenen und dezentralen
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Unterbringung finanziell zu unterstitzen. AuBerdem st die Dauer des Aufenthalts in
Erstaufnahmeeinrichtung auf maximal 6 Wochen zu begrenzen. Neben einer angemessenen
Unterkunft mdissen wir eine grundlegende medizinische Versorgung der Asylsuchenden
sicherstellen, weshalb eine entsprechende Chipkarte an diese auszuhandigen ist, welche
Besuche von Arztinnen und Arzten erméglicht. Dariiber hinaus kdmpft DIE LINKE. Sachsen fiir
einen menschenwirdigen Aufenthalt von Asylsuchenden und Geduldeten, der durch qualifizierte
soziale Begleitung bzw. Betreuung unterstitzt wird.

Flr eine wirkliche Integration muss es allen ermdglicht werden, an Sprachkursen von Beginn an
teilzunehmen. DIE LINKE. Sachsen will auBerdem die Mehrsprachigkeit anerkennen und férdern
- bei Migrantinnen und Migranten einerseits, bei Amtern und Behdrden andererseits sowie
erganzende Angebote zum Spracherwerb (Deutsch als Fremdsprache) in allen Schulen
einrichten. Wir folgen nicht dem Nutzlichkeitsrassismus der Staatsregierung, der Migrantinnen
und Migranten in gute (wertvolle) und schlechte (unnutze) einteilt - wir heiBen alle willkommen
und setzen uns daflir ein, dass Jede und Jeder teilhaben und sich entfalten kann.
Einblrgerungen mussen erleichtert werden.

Wichtige Aufgaben, denen wir uns stellen werden, sind die Starkung und Férderung von
Initiativen und zivilgesellschaftlichen Gruppen, welche aktive Antirassismusarbeit leisten sowie
eine ,moderne“ Gedenkpolitik, die nicht nur fir die Opfer des Hitler-Regimes oder des 2.
Weltkrieges, sondern auch Opfer rassistischer Gewalt nach 1990 miteinschlieBt. Des Weiteren
sollen Unterstltzungsangebote flir Vereine und Initiativen entwickelt werden, um sich kulturell
zu Offnen und beispielsweise das Ehrenamt auch fir Migrantinnen und Migranten attraktiver zu
machen.

Folgende MaBnahmen setzen wir um:

e Verstarkung der Kooperation der Linken in Europa

e Beforderung eines grenzuberschreitenden Zusammenhalts und Miteinanders durch
Beforderung einer ,,Scharnierfunktion“ grenznaher Regionen

e FEinsatz fir eine Umverteilung der EU-Haushaltsmittel fur Militarisierung und
Sicherheitspolitik zugunsten einer wirksamen Armutsbekampfung

e Einsatz im Bundesrat fir die Einfihrung einer Finanztransaktionssteuer in der EU

e Einflihrung einer ,sozialen Fortschrittsklausel“ in allen EU-Vertragen

e Erhalt von Regionenférderung so lange, wie der Bedarf besteht

e Aktive Armutsbekdmpfung durch Auferlegung eines Landesarmutsprogramms

e Birokratieabbau und Erleichterung der Nutzung von EU-Mitteln fiir regionale Akteurinnen
und Akteure

e Umgestaltung der EU zu einer Ausgleichsunion zum Abbau von Armut und
Diskriminierung

e Erarbeitung und Umsetzung eines grenziiberschreitenden Verkehrskonzepts

e Intensivierung eines zwischen den Nachbarstaaten abgestimmten Natur- und
Umweltschutzes

e Erarbeitung eines grenziiberschreitenden Katastrophenschutzes

e Ausbau von Regionalisierungsprozessen durch Starkung lokaler Vernetzung in Wirtschaft,
Verkehr, Kultur, Sozialpolitik
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Schaffung bundesweit einheitlicher Standards und Formulare in der Beantragung von EU-
Mitteln

Verbindlicher Ausbau der grenziberschreitenden Stadtekooperationen, der Kooperation
von Hochschulen und Kultureinrichtungen

Intensivierung grenziberschreitender Schulkooperationen und Schileraustausche
Grenziiberschreitender, gemeinsamer Kampf gegen menschenfeindliche Ideologien
finanzielle Unterstitzung von Selbstbestimmungsprojekten von LSBTI-Organisationen in
allen drei Mitgliedsstaaten

Gewabhrleistung rascher Aufklarung und konsequenter strafrechtlicher Verfolgung von
rechten Straftaten

Grundlegende Uberarbeitung und Transparenz des Definitionssystems ,Politisch-
motivierter Kriminalitat® (PKM)

Entkriminalisierung friedlicher Protestformen gegen rechte Aufmaérsche

Verstarkung und Ausbau der Fort- und Weiterbildungsangebote zur praventiven Arbeit
gegen die extreme Rechte in den Bereichen Jugend- und Sozialarbeit, flir Lehrkrafte
sowie flir Mitarbeitende in der Verwaltung in den Kommunen, der Polizei und Justiz
Uneingeschrankte Umsetzung der Empfehlungen des Untersuchungsausschusses des
Deutschen Bundestages zum ,,Nationalsozialistischen Untergrund®

Fortsetzung des Untersuchungsausschusses ,Neonazistische Terrornetzwerke® des
Sachsischen Landtages

Abschaffung des Geheimdienstes

Etablierung und Fortflihrung eines regelmaBigen ,,Sachsenmonitors®

Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes ,Tolerantes Sachsen® in Zusammenarbeit mit den
Kommunen, Landkreisen und zivilgesellschaftlichen Initiativen

Extremismus-Klausel streichen

Dauerhafte Fortfiihrung des Projekts ,Weltoffenes Sachen fir Demokratie und Toleranz*
sowie Aufstockung der Mittel und Wiedereinfihrung des Beirats

Umsetzung der Zusage starkerer Forderung zivilgesellschaftlicher Projekte gegen
extreme Rechte

starkere  Institutionalisierung  der  Beratungsnetzwerke  wie  Opferberatung,
Aussteigerprojekte sowie der mobilen Beratung

Moglichkeit der dezentralen Unterbringung von Asylsuchenden voran treiben

sofortige Verbesserung der Situation von Asylsuchenden durch Verbesserung der
Unterbringungssituation, Sicherstellung grundlegender medizinischer Versorgung und
qualifizierter sozialer Begleitung und Betreuung

Anpassung der Landespauschale an den tatséachlichen Bedarf

Begrenzung der Aufenthaltsdauer in Erstaufnahmeeinrichtungen auf 6 Wochen
Sprachkursangebote ausweiten - fiir Migrantinnen und Migranten einerseits, fiir Amter
und Behdrden andererseits

Einblrgerungen erleichtern
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7. Umwelt und Energie

Umweltgerechtigkeit und demokratische Teilhabe sind zentrale Handlungsfelder der kommenden
Jahre auf dem Weg zu einer nachhaltigen Gesellschaft. Ein absehbares Ziel ist eine dkologisch
vertretbare, akzeptierte und mit bestimmbare, zunehmend dezentrale und stédrker mittelsténdisch
geprégte Energiewirtschaft und -struktur.

Nur eine intakte Umwelt ist eine gesunde Umwelt. Uberdimensionierte Abfall-, Abwasseranlagen,
aber auch StraBenbauvorhaben zeugen davon, dass zu oft schematisch und ohne Weitblick geplant
und finanziert wurde.

7.1. Energiezukunft und Rohstoffwirtschaft

Klimaschutz und Energiewende sind kein Selbstzweck. Die immer sichtbarer werdenden
Ressourcenknappheiten erfordern ein  Umdenken und mittelfristiges Neuerfinden von
tragfahigen Strukturen und Strategien zum Umgang mit Rohstoffen und Energie, die bereits
kurzfristig praktische Folgen nach sich ziehen mussen.

7.1.1. Hindernisse und Strukturen fir eine echte Energiewende beseitigen - positive
Effekte fiir das Gemeinwesen erreichen

Hindernis fiir eine echte Energiewende sind derzeit unter anderem die Strukturen und
Machtverhéltnisse in der Energiewirtschaft. Konzernstrukturen, die durch mindestens
bundesweit oder darlber hinaus operierende Unternehmen gelenkt werden, bestimmen die
Richtung und sind (iberwiegend auf den Erhalt ihrer auf Ol und Kohle beruhenden
Vormachtstellung bedacht. Es sind vier Unternehmen, die bundesweit den Strommarkt
bestimmen und die politischen Entwicklungen zum eigenen Vorteil lenken, da sie eine
uberwaltigende Macht angehauft haben. Im Wesentlichen sind zwei davon - RWE und Vattenfall
- in Sachsen tatig.

~Weiter so“ ist in der Energie- und Ressourcenfrage keine Option. Klar ist, dass ein Ausstieg aus
den fossilen Energiequellen Kohle und Ol und ein Umstieg in die Erneuerbaren Energien nicht
uber Nacht geschehen konnen. Hierzu braucht es eine klare Richtung, ein belastbares
Handlungskonzept, das die Potenziale vor Ort fundiert einschéatzt, verlassliche energiepolitische
Rahmenbedingungen, ein beherztes Zupacken mit der ndtigen Finanzausstattung und dem
notigen Gestaltungswillen - all dies fehlt bislang.

Atomenergie kann - ohnehin nicht in Sachsen - u.a. wegen der ungeldsten Endlagerfrage kein
Bestandteil einer konstruktiven Losung sein. Die CCS-Technologie hat in Sachsen aufgrund
mangelnder Lagerstatten keine Zukunft; lange Pipelines nach irgendwo sind fir uns keine
Option.

Die Ausbeutung von Bodenschéatzen, die kaum dauerhafte Vorteile fiir das Gemeinwesen
hervorzubringen in der Lage ist, kann langfristig strategisch nicht sinnvoll sein. Hinzu kommt,
dass oftmals umweltschadliche Subventionen dazu beitragen, umweltfreundlicheren
Konkurrenzentwicklungen den Weg zur Marktféhigkeit zu erschweren und langfristige Kosten
absehbar der Allgemeinheit Uberwalzt werden. Ein Beispiel dafir ist die Braunkohleverstromung,
aber auch bei anderen Rohstoffen bestehen Ungerechtigkeiten in der Hohe der Forder-, Feldes-
oder Wasserentnahmeabgaben.
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7.1.2. Stromsparen und Strompreise - Ungerechtigkeiten beenden

Das Dilemma der widersprichlichen Anreize und Interessen zwischen niedrigen Strompreisen
und abzuwendender Energiearmut einerseits, und dem Abbau umweltschadlicher Subventionen
sowie wirksamen Anreizen zum Stromsparen andererseits, lasst sich nur schwer auflésen.
Wichtig ist, dass bestehende Ungerechtigkeiten durch Ausnahmeregelungen fir
GroBverbraucher beseitigt werden mussen und deutlich starkere Anreize zum Stromsparen in
Privathaushalten, Handwerk und Industrie gesetzt werden miissen. Einkommensbenachteiligten
Haushalten missen jedoch die erforderlichen Hilfen und Beratungen gegeben werden,
insbesondere da gerade diese strukturell beispielsweise durch veraltete Gerate oder elektrische
Warmwasserbereitung benachteiligt sind.

In den vergangenen Jahren ist in Sachsen insgesamt ein stagnierender oder leicht steigender
Energieverbrauch zu verzeichnen. Offensichtlich gibt es noch keine hinreichenden Anreize, um
die Energieeffizienz von Maschinen und Prozessen zu steigern oder anderweitig Energie
einzusparen.

Die LINKE. Sachsen setzt sich daflir ein, dass eine effektive Strompreiskontrolle erfolgt und
Preisvorteile (z. B. durch Zufallsgewinne an der Stromborse) der
Energieversorgungsunternehmen konsequent an die Verbraucherlnnen weitergegeben werden.
Dazu prifen wir die Wiedereinfihrung der Preisgenehmigungspflicht durch die
Landeskartellbehdrde.

7.1.3. Energiewende mit Teilhabe - vor Ort akzeptabel und erlebbar gestalten

Zentrales Problem ist die im Osten generell dinne Eigenkapitaldecke der Bevdlkerung, die eine
allein birgerinnenfinanzierte Energiewende in Sachsen als lllusion erscheinen lasst. Hier kénnen
kommunale Stadtwerke und Energiegenossenschaften - gegebenenfalls mit staatlicher
Unterstitzung - jedoch eine groBe Hilfe sein. Kommunale Strukturen, die die Verteilnetze in ihre
Hand bringen und als kommunal bestimmte Unternehmen die gesamte Ver- und
Entsorgungssparte bewirtschaften, scheinen derzeit die beste Ausgangslage flr die zu I6senden
Aufgaben zu bieten.

Eine mangelnde Akzeptanz von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus Biomasse, Wind, Sonne
und Wasser kann nicht durch Appelle behoben werden. Allein der unmittelbare Nutzen fiir die
regionale Bevolkerung, flankiert durch sachlich gerechtfertigte Restriktionen und kontrollierte
Auflagen konnen in der teilweise verfahrenen Lage weiterhelfen. Gute Beispiele daflr gibt es.

7.1.4. Offentliche Stromliefervertriage: Stopp fiir Atomstrom, steigende Anteile an
Erneuerbaren erméglichen

Der Strom-Mix zahlreicher Gemeinden und offentlichen Einrichtungen in Sachsen enthélt nach
wie vor Atomstrom. Von daher setzen wir uns daftr ein, dass die Stromliefervertrage offentlicher
Einrichtungen und Staatsbetriebe zum nachstmoglichen Zeitpunkt auf eine atomenergiefreie
Elektrizitatsversorgung umgestellt werden.

Weiterhin wollen wir darauf hinwirken, dass in den Féllen, in denen staatliche oder kommunale
Stellen Anteile an Energieversorgungsunternehmen halten, diese daraufhin wirken, dass kein
Atomstrom mehr angekauft wird und steigende Mengen an Erneuerbaren Energien vertrieben
werden.
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7.1.5. Energiewirtschaft neu denken: 6kologisch vertretbar, zunehmend dezentral und
mittelstéandisch gepragt

Langfristige erhebliche Schaden insbesondere an Trink-, Grund- und Oberflichenwdassern
scheinen infolge Braunkohletagebaubetriebs absehbar unvermeidbar zu sein. Derzeit nur
unzureichend  erhobene  staatliche  Einnahmen aus dem  Kohlebergbau  durch
Wasserentnahmeentgelte, aber auch die starkere Verpflichtungen des Bergbautreibenden aus
der Genehmigungslage heraus und durch flankierende Vereinbarungen sind verstarkt mit dem
Ziel einzusetzen, Schaden fiir kommende Generationen zu minimieren.

Aufschlisse neuer Tagebaue zur energetischen Nutzung der Braunkohle - in Sachsen sind das
die Gebiete Nochten Il, Welzow-Sid und Vereinigtes Schleenhain - sind zu stoppen. Dazu
werden durch DIE LINKE. Sachsen die konservativen energiepolitischen Vorstellungen, die als
~Energieprogramm® die Rechtfertigung fir Neuaufschlisse darstellen, umgehend (iberarbeitet.
Je nach Genehmigungsstand werden die Planwerke dann entsprechend nicht mehr
genehmigungsfahig, oder missen hinsichtlich ihrer Umweltauswirkungen deutlich starker
untersucht werden.

Gleichzeitig sind bei der Uberarbeitung des Energieprogramms die Weichen fiir eine kologisch
vertretbare, von den Menschen akzeptierte, zunehmend dezentrale und mittelstdndisch gepragte
Energiewirtschaft zu stellen. Dazu gehdren ehrgeizige Ausbauziele fir Erneuerbare Energien,
aber auch ein schrittweises Ausstiegsszenario aus der Braunkohleverstromung bis zum Jahr
2040 - dadurch ndhern sich Stromerzeugung und -verbrauch in Sachsen perspektivisch
einander an.

Die LINKE. Sachsen will die Rahmenbedingungen fir einen schrittweisen Umstieg auf
Erneuerbare Energien im Strom- und Warmebereich bis spatestens 2050 aktiv gestalten. Bis
2020 ist daflir zunachst der Stromverbrauch zu mindestens 40 % aus Erneuerbaren Energien in
Sachsen sicherzustellen - aktuell liegen wir bei etwa 20 %. Gleichzeitig darf die ,,Energiewende®
nicht zu einer reinen ,,.Stromwende® verklrzt werden.

Die Gemeinden werden durch DIE LINKE. Sachsens Regierungsbeteiligung ermuntert werden, die
Klimaschutzelemente in der kommunalen Bauleitplanung konsequent anzuwenden, um die
gestellten Ziele zu erreichen. Dazu werden wir unter anderem im Warmesektor darauf hinwirken,
dass die Energieeinsparverordnung des Bundes mit Blick auf langfristige Kosteneinsparungen
tatkraftig umgesetzt werden kann. Das Land muss hierbei Vorbild sein.

Die Gesamtmenge der CO2-Emissionen soll bis 2020 um mindestens 65 % gegenlber dem
Basisjahr 1990 reduziert werden - dabei darf die Braunkohleverstromung nicht allein dem
derzeit unwirksamen Emissionshandel (berlassen bleiben, sondern muss in das
Reduktionsprogramm einbezogen werden.

Gleichzeitig ist das hohe Potenzial Sachsens fiir eine Speicherung von Energie in ehemaligen
Bergwerken zu priifen und in zukiinftige komplexe Uberlegungen zur Energiewende mit
einzubauen. Die nicht eingelosten Versprechungen von Schwarz-Gelb, Sachsen als
straditionsreiches  Energie- und Technologieland® insbesondere auch bei den
Speichertechnologien weiterzuentwickeln, werden wir aufgreifen.

76



2869

2870
2871
2872
2873
2874
2875
2876
2877

2878

2879
2880
2881
2882

2883
2884
2885
2886
2887
2888
2889
2890

2891
2892
2893
2894
2895
2896
2897
2898

2899
2900

2901
2902
2903
2904

2905
2906
2907

7.1.6. Tragféhige Perspektiven fiir die Braunkohlereviere fiir die Menschen entwickeln

Die Kohle ist endlich - unabhangig davon, ob der Ausstieg aus der Verstromung politisch
motiviert friher oder spater kommt. Gerade in der Lausitz fehlen tragfahige Losungen fir eine
solide wirtschaftliche Entwicklung nach oder zunachst neben der Braunkohleverstromung.
Unabhéngig davon, wann das sein wird, wird DIE LINKE. Sachsen dafir Sorge tragen, dass fir
die Lausitz auf der Basis eines wissenschaftlich fundierten Landesforschungsprogramms
Modelle entwickelt werden, die aufzeigen, welche Schritte kurzfristig eingeleitet werden missen,
um mittelfristig eine sanfte Landung sowie dauerhaft tragfahige Entwicklung und Beschaftigung
fur die Region zu ermdglichen.

7.2. Landwirtschaft

Gesunde Lebensmittel, attraktive Arbeitsplatze in Landwirtschaft und Lebensmittelverarbeitung
sowie abwechslungsreiche Strukturen in den Betrieben und auf den Feldern sind unser Ziel. Dies
winschen wir uns im Rahmen einer Landwirtschaft, die dafir Sorge tragt, auch zukinftig in einer
funktional intakten Landschaft noch wirtschaften zu kdnnen.

Tatsache sind leider immer noch schnell vergessene Futter- und Lebensmittelskandale, fir
Mensch und Tier unwirdige Bedingungen in Schlachthdfen oder strukturarme
Landschaftsstriche. Zudem wird der Boden durch StraBen, Siedlungen und Rohstoffabbau immer
knapper. Das Berufsbild der Land- und Forstwirtinnen wird trotz der hohen Anforderungen und
erforderlicher vielseitiger Kenntnisse aufgrund schlechter Léhne immer weniger attraktiv fur
junge Menschen. Es drohen weitere Zumutungen: die hart erkampften Standards fir
vorsorglichen Verbraucherschutz werden durch die Verhandlungen zum Freihandelsabkommen
»1ransatlantic Trade and Investment Partnership“ (TTIP) der EU mit den USA gefahrdet.

Eine verstarkte Berlcksichtigung der Qualitédt, einer gesteigerten Wertschatzung von
Lebensmitteln und der Menschen, die in Landwirtschaft, Tierhaltung und Verarbeitung tatig sind,
sowie Transparenz in Erzeugung und Vermarktung ist dringend erforderlich. Das Dilemma zeigt
sich beispielhaft in billigen Lebensmitteln und deren Qualitédt, mangelndem Nachwuchs und
schlechter Entlohnung, mangelnder Regionalitdt sowie Umweltschaden. Vertrauen in
landwirtschaftliche Produkte kann nur bei kostendeckenden Preisen fir gute Produkte eingeldst
werden. Auch deshalb steht DIE LINKE. Sachsen fiir einen Mindestlohn von zehn Euro. Eine zwei-
Klassen-Erndhrung lehnen wir ab.

7.2.1. Landwirtschaft muss attraktiver werden - regionale Starkung erforderlich,
Betriebe und Verbraucherinnen in Partnerschaft

Regionale Verarbeitungskapazitaten und Vermarktungswege sind zu stérken. Stattdessen findet
in der Landwirtschaft ein Prozess der Konzentration und Verdréangung Uber einen ruindsen
Preiswettkampf statt (,Wachsen oder Weichen®), der vor allem =zu Lasten der
Landwirtschaftsbetriebe, der Tiere und letztlich der Verbraucherlnnen gemeinsam geht.

Das Problem der ungelosten Hofnachfolge in vielen Betrieben lber alle Strukturen hinweg kann
nicht durch Imagekampagnen, sondern nur durch attraktive Rahmenbedingungen in der
Landwirtschaft gelost werden.
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7.2.2. Ausgewogeneres Verhdltnis zwischen biologischer und konventioneller
Wirtschaftsweise herstellen - Okolandbau stirken

Um ein ausgewogeneres Verhaltnis zwischen biologischer und konventioneller Wirtschaftsweise
herzustellen, streben wir eine mittelfristige Steigerung der 6kologisch bewirtschafteten Flache in
Sachsen von derzeit knapp 4 % auf 20% an. Dazu erforderlich ist weiterhin eine hohe
Okolandbauprédmie, aber begleitend dazu bessere regionale Vermarktungs- und
Verarbeitungsstrukturen und verstarkte professionelle Beratung von Landwirtinnen im Bereich
Umweltschutz oder Verarbeitung. Daflr sind EU-Fordergelder einzusetzen. Die Moglichkeiten fur
eine Teilumstellung von Betrieben auf dkologischen Landbau werden wir mit dem Berufsstand
und Verbanden beraten.

7.2.3. Vorausschauende landwirtschaftliche Investitionen und
Verbraucherlnneninformation verbessern

Die LINKE. Sachsen setzt sich dafir ein, dass staatliche Forderungen in Investitionen zur
Tierhaltung starker vorausschauend und an den tatsachlichen Lebensbedurfnissen der Tiere
orientiert werden mussen. Verbraucherlnnen sollen wissen, wie ihre Lebensmittel erzeugt und
verarbeitet werden und wo sie herkommen. Dazu ist eine sachliche Verbraucherlnnenaufklarung
uber Produktionsweisen in Landwirtschaft und Lebensmittelverarbeitung notwendig. Ein eigenes
sachsisches Tierwohl-Label ist zu prifen.

7.2.4. Sachsen zur gentechnikfreien Region erklaren

DIE LINKE. Sachsen wird sich auch weiterhin daflir einsetzen, dass gentechnisch veranderte
Pflanzen in der Landwirtschaft nicht zugelassen werden. Die Risiken fir den Naturhaushalt, aber
auch die Verunreinigung der Felder derjenigen, die weiterhin gentechnikfrei Landwirtschaft
betreiben wollen, sind unkalkulierbar. Dagegen wollen wir die Erforschung von Alternativen zu
gentechnisch verénderten Lebens- und Futtermitteln verstérken, deren Anwendung fordern und
gezielt dartber informieren.

Wir wollen gentechnikfreie Initiativen und Regionen unterstitzen, den Anbau von Gentech-
Pflanzen in und an Schutzgebieten nach Naturschutzrecht gesetzlich verhindern und auf
landeseigenen Flachen ausschlieBen.

7.2.5. Bodenfonds einrichten - Perspektiven sichern

Boden ist ein begrenztes und deshalb begehrtes Gut. Er muss den Landwirtschaftsbetrieben
erhalten bleiben. Durch einen landeseigenen Bodenfonds, in dem Flachen angekauft und
gesammelt werden, wollen wir auBerlandwirtschaftlichen Investorlnnen den Wind aus den
Segeln nehmen, die Boden oder ganze Betriebe aufkaufen, aber unsere Dorfer nicht im Blick
haben. Die staatlichen Bodenfonds-Flachen sollen langfristig an Landwirtschaftsbetriebe
verpachtet werden, die besonderen Umweltanforderungen genligen, aber auch
Junglandwirtinnen, die dringend eine Perspektive bekommen missen.

7.2.6. Boden schiitzen - flachengleiche Entsiegelung bei Bauvorhaben anstreben

Die Verringerung landwirtschaftlich nutzbarer Flachen muss durch flachengleiche
EntsiegelungsmaBnahmen gestoppt werden. Der Landschaft dirfen keine weiteren Flachen
entzogen werden, solange Brachen revitalisiert werden kdnnen, zum Beispiel durch Abriss
abbruchreifer Immobilien. Unvermeidbarer Flachenverlust ist konsequent auszugleichen. Hier
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bedarf es einer besseren Abstimmung zwischen Interessen des Naturschutzes, des Boden- und
Wasserschutzes und der Landwirtschaft.

Durch Starkregenereignisse und falsche Bewirtschaftung weggeschwemmter fruchtbarer Boden
ist unwiederbringlich. Deshalb muss besonders in den erosionsgefahrdeten Gebieten Sachsens
gezielt zu angepassten Anbau- und Bewirtschaftungsmaoglichkeiten informiert werden.

7.3. Naturschutz und Biodiversitat, Umweltschutz und Umweltgerechtigkeit

Durch stickweise Antragstellung oder Nachgenehmigungen kommt es dazu, dass in Sachsen
Anlagen und StraBen gebaut wurden, die aus Umweltgesichtspunkten insgesamt fragwirdig
sind. Die Folgekosten Uberdimensionierter Abfall, Abwasseranlagen, aber auch
StraBenbauvorhaben werden den Geblhrenzahlerinnen und der 6ffentlichen Hand Ubergewalzt.

Verstérkt zu beachten ist dabei der Aspekt der Umweltgerechtigkeit - d.h. nicht das Einkommen
soll entscheiden, wie sehr Menschen Umweltbelastungen - zum Beispiel durch verlarmte
StraBen und Industrieanlagen - ausgesetzt sind oder sich diesen entziehen kénnen. Dies ist
durch verstarkte Anforderungen an den Immissionsschutz und eine verstarkte staatliche
Umweltiiberwachung und -kontrolle sicherzustellen.

7.3.1. Umweltverwaltung Handlungsraume und -verantwortung wiedergeben

Das Baum-ab-Gesetz von CDU und FDP flihrte dazu, dass zahlreiche Baume ohne Ersatz geféllt
wurden, das Ergebnis sind immer baumlosere Gemeinden und eine rechtlich unsichere Situation
fur die Burgerlnnen. Wir treten dafir ein, den Gemeinden hier die Spielrdaume zurlickzugeben, die
sie jeweils flr richtig erachten, um ihre Angelegenheiten zu kléren.

Der Wegfall oder die Ablehnung der kommunalen Vorkaufsrechte im Wald-, Wasser- und
Naturschutzrecht durch Schwarz-Gelb fiuhrte dazu, dass beispielsweise fir den
Hochwasserschutz oder als Ausgleichsgebiete flir neue Baugebiete Flachen schwieriger zur
Verfigung gestellt werden konnen. Dies wollen wir zugunsten einer kommunalen
Entscheidungsfreiheit @ndern.

In den vergangenen Jahren der CDU-Regierung ist die Umweltverwaltung geschwacht worden.
Zahlreiche Aufgaben - vom Abfallsektor bis zum Naturschutz - kénnen nur noch unvollstandig
wahrgenommen werden und staatliches Handeln verkommt mehr und mehr zu einer dauerhaften
Feuerwehraktion. Wir wollen im Rahmen des finanziell Mdglichen die Umweltverwaltung
ertichtigen und bei Gesetzesvorhaben deren Mitwirkungsrechte und -mdglichkeiten in
Abstimmungsprozessen zu Planvorhaben starken. Daneben wird eine ernstgemeinte und
frihzeitige Beteiligung der Birgerlnnen ein groBeres Gewicht bekommen.

7.3.2. Echte Kreislaufwirtschaft erreichen

Abfall wird leider noch zu oft verbrannt, statt diesen tatsdchlich wieder einer echten
Kreislaufwirtschaft und einem echten Recycling zuzufiihren. Die EU-Regelungen gehen hier in die
richtige Richtung, werden jedoch von Bund und Land unzureichend umgesetzt. Eine gesetzlich
fixierte, hohere Recyclingquote und eine gesteigerte Produktverantwortung der Hersteller
wirden der gesamten Sekundarrohstoffwirtschaft helfen. Hierzu werden wir die Sachsische
Rohstoffstrategie im Kapitel Sekundarrohstoffe fortschreiben.
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7.3.3. Hochwasserschutz: vernetzt denken

Die Hochwasserereignisse der letzten Jahre haben in Sachsen nicht dazu geflhrt, die
Zersplitterung der Zustandigkeiten fir kleine und groBe Flisse und Bache zu tberwinden und
wirklich von der Quelle bis zur Miindung Hochwasserschutz zu denken und zu ergreifen.

Das wollen wir andern, indem wir eine flussgebietsbezogene Abstimmung und Zusammenarbeit
zwischen den zustédndigen Gemeinden und dem Freistaat ausbauen werden. Grundlage dafur ist
unter anderem die gezielte Unterstiitzung derjenigen Gemeinden, denen allein die Kraft fehlt, fur
einen effektiven Hochwasserschutz an ihren Gewadssern zu sorgen und die die dazu
erforderlichen Plane noch nicht erstellt haben.

Insgesamt kann nur eine standortangepasste Mischung aus technischen und naturnahen
HochwasserschutzmaBnahmen weiterhelfen. Das kaum verminderte Baugeschehen in
Uberschwemmungsgebieten ist zu stoppen. Wir werden Wege zur Ausgestaltung einer
verpflichtenden Elementarschadenversicherung prifen.

7.3.4. Tierschutz verbessern

Wir setzen uns weiterhin fiir ein Verbandsklagerecht fir Tierschutzverbande auf Landesebene
und fur MaBnahmen zur Verbesserung der derzeitigen Situation im Bereich des Tierschutzes und
der Tierheime in Sachsen ein.

Folgende MaBnahmen werden wir umsetzen:

e Umweltschadliche Subventionen zuriickfahren (Einfihrung von Forder-, Feldes- oder
Wasserentnahmeabgaben)

e Bestehende Ungerechtigkeiten durch Ausnahmeregelungen fir GroBverbraucher
beseitigen und deutlich stérkere Anreize zum Stromsparen setzen

o Effektive Strompreiskontrolle - Preisgenehmigungspflicht priifen

e Kommunale Stadtwerke sowie Energiegenossenschaften, gegebenenfalls mit staatlicher
Forderung unterstitzen

e Kommunale Strukturen, die die Verteilnetze in ihre Hand bringen und als kommunal
bestimmte Unternehmen die gesamte Ver- und Entsorgungssparte bewirtschaften,
unterstitzen

e Keine neuen Braunkohletagebaue zur energetischen Nutzung genehmigen -
Landesforschungsprogramm wird tragfahige Moglichkeiten der Entwicklung und
Beschaftigung flr die Lausitz aufzeigen

e Uberarbeitung des Energieprogramms - hin zu einer dkologisch vertretbaren, von den
Menschen akzeptierten, zunehmend dezentralen und mittelstdndisch gepragten
Energiewirtschaft, Erneuerbare deutlich ausbauen

e Klimaschutzelemente in der kommunalen Bauleitplanung konsequent anwenden

e Technologieférderung und komplexe Modelle zur Energiewende voranbringen

e Regionale Verarbeitungskapazitaten und Vermarktungswege starken

e Mittelfristig 6kologisch bewirtschaftete Flache in Sachsen von derzeit knapp 4 % auf 20 %
steigern

e Staatliche Forderungen in Investitionen zur Tierhaltung stérker vorausschauend und an
den tatsachlichen Lebensbedirfnissen der Tiere orientieren

e Sachsen zur gentechnikfreien Region erklaren
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Einrichtung eines Bodenfonds zum Schutz vor dem Ausverkauf in der Landwirtschaft
Flachengleiche Entsieglung bei Bauvorhaben durchsetzen

Kommunalen Baumschutz wieder ermdglichen

Kommunale Vorkaufsrechte im Wald-, Wasser- und Naturschutzrecht wieder einfiihren
Umweltverwaltung in allen Verwaltungsebenen starken - effektiven Umweltschutz
sicherstellen

Mitwirkungsrechte und -méglichkeiten der Offentlichkeit bei Gesetzesvorhaben und in
Abstimmungsprozessen zu Planvorhaben starken

Kreislaufwirtschaft durch Recyclingquoten in der Sé&chsischen Rohstoffstrategie
ermoglichen

Zersplitterung der Zustandigkeiten fur kleine und groBe Flisse und Bache im
Hochwasserschutz durch eine flussgebietsbezogene Abstimmung und Zusammenarbeit
zwischen den zustédndigen Gemeinden und dem Freistaat Uberwinden
Verbandsklagerecht fir Tierschutzverbédnde einflihren und MaBnahmen zur Verbesserung
der derzeitigen Situation der Tierheime in Sachsen durchsetzen
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8. Visionar und bezahlbar - Solide Haushaltspolitik ist Voraussetzung fir
Gestaltungsfahigkeit

8.1. Finanzpolitischer Rahmen

Nicht alles, was wir anstreben kostet Geld oder mehr Geld. Manchmal geht es auch nur um die
Frage, wie Geld ausgegeben wird.

Unsere haushaltspolitische Strategie besteht seit Jahren darin, Prioritdten zu setzen und diese
finanziell zu untersetzen. Wir brauchen dazu keine neuen Schulden, betrachten aber auch nicht
ausschlieBlich nur die Ausgabenseite.

Auch wir wissen, dass sich in den kommenden Jahren die finanzpolitischen Rahmenbedingungen
andern werden. In der aktuellen Forderperiode der EU 2014-2020 bekommt Sachsen, wie alles
ostdeutschen Regionen, nur noch 60 % der bisherigen Mittel und aller Voraussicht nach, auch
das zum letzten Mal. Der Lénderfinanzausgleich in der derzeitigen Form lauft 2019 aus, die
Zuweisungen aus Solidarpaktmitteln schmelzen jahrlich um 200 Mio € ab und enden mit dem
Auslaufen des Solidarpakt Il ebenso im Jahr 2019.

Unabhéngig von der Entwicklung des Steueraufkommens werden dann dem Freistaat ca. 3 Mrd.
€ weniger zur Verfligung stehen.

Der durch Fehlentscheidungen der CDU gefiihrten Regierungen mitverursachte Zusammenbruch
der Landesbank kostete uns Sachsen bereits eine Milliarde Euro und vermindert unseren
Spielraum bis 2019 um 100 Millionen Euro jedes Jahr.

Das Neuverschuldungsverbot, das der Freistaat Sachsen bereits ab diesem Jahr mit einer
Verfassungsanderung in Kraft gesetzt hat, fordert auch uns heraus, weiter wie bisher,
nachhaltige und kluge Finanzpolitik zu betreiben.

8.2. Handlungsfahige Politik braucht ein stabiles finanzielles Fundament

Gute Bildung kostet Geld. Gerechte Kinder- und Jugendpolitik, ein flachendeckendes
Gesundheitswesen, bedarfsgerechte Angebote im OPNV, an Sport- und Kultureinrichtungen
ebenso. Die finanzielle Ausstattung der Kommunen steht dabei genauso im Mittelpunkt, wie die
Menschen selbst.

Fir viele unserer Ziele ist ausreichend Geld vorhanden. In unseren alternativen Haushalten
haben wir bewiesen, dass alles eine Frage der Prioritdtensetzung ist, so kann durch kluge
Umverteilung das Land sozialer und gerechter gestaltet werden.

Trotzdem sehen wir auch Defizite auf der Einnahmenseite. Obwohl dies originare Bundespolitik
ist, werden wir auch von Landesseite unsere Ziele nach einer gerechteren Verteilung der Lasten
und einer starkeren Beteiligung der Wohlhabenderen weiterhin artikulieren.

Konsequent bleiben wir daher bei unseren Zielen aus dem Bundestagswahlkampf:

e Eine deutliche Anhebung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensbesteuerung. Er
lag noch 1998 bei 53 % - jetzt liegt er rund 10 % darunter. Selbst im internationalen
Vergleich fiele ein deutlich héherer Spitzensteuersatz keineswegs aus dem Rahmen.
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Die Wiedereinflihrung der Vermdgenssteuer mit einer verkehrswertnahen - und damit
verfassungskonformen - Bewertung aller Vermodgensarten bei einem einheitlichen
Steuersatz.

Eine sozial gerechte Anpassung der Erbschaftssteuer. Es ist an der Zeit, insbesondere
hohere Erbschaften stérker zur Finanzierung der Gesellschaft heranzuziehen. Es ist
zutiefst ungerecht, dass die tagliche Erwerbsarbeit ganz selbstverstandlich hoher
besteuert wird als ein Erbe.

Eine Millionarssteuer, die die groBen Vermdgen zur Mitfinanzierung des Gemeinwesens
heranzieht.

Die zligige internationale Einfiihrung einer Finanztransaktionssteuer. Mittlerweile hat sich
auch in der EU der Gedanke durchgesetzt, dass eine solche Steuer auf Wertpapier-,
Derivate- und Devisenumsatze auch ein geeignetes Praventionsinstrument gegen
maBlose Spekulation an den Finanzmarkten darstellt. Die Steuer auf Finanztransaktionen
muss so gestaltet werden, dass sie Spekulationen deutlich unattraktiver macht und
zugleich einnahmerelevant fir die o6ffentlichen Haushalte ist. Grundséatzlich zu verbieten
sind Spekulationen mit landwirtschaftlichen Nutzflachen und Agrarrohstoffen jeglicher
Art einschlieBlich Wasser. Auch Leerverkdufe missen unterbunden werden. Als ersten
Schritt fordern wir die Einfihrung einer Bérsenumsatzsteuer in Deutschland.
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9. Schluss
Sie haben bis hierhin gelesen? Gratulation.
Sie fangen gerade an zu lesen? lhr gutes Recht.

Wir sind keine ,,Oberlehrer des Volkes®, und wir haben auch kein endgultiges Konzept eines
sidealen Lebens®. Wir haben Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit sowie von Kultur und
Bildung fir alle, von produktiver Wirtschaft und soliden Finanzen - und natirlich von einem
demokratisch verfassten Gemeinwesen.

Unsere Ideen stellen wir der Kritik im Gesprach und im Alltag. Deswegen haben wir dieses
Programm erarbeitet. Somit konnen Sie erfahren, wie wir denken und was wir vorhaben. Wir
wollen uns gemeinsam mit der Bevolkerung auf den Weg in das ,Sachsen von morgen“ machen.

Wir glauben nicht, dass Menschen durch Verbote und Strafen besser werden. Eher durch
Versuch und Irrtum. In dem Land, das uns geféllt, darf man auch mal scheitern - und neu
anfangen. Denn es geht nicht immer alles glatt im Leben.

Wir sind in Sachsen die zweitstarkste demokratische Kraft, deshalb wollen wir der Motor des
politischen Wechsels in Sachsen sein, flir langfristige soziale Sicherheit, Wohlstand und
Perspektive fur alle Menschen, die hier leben.

Uns geht es nicht um uns selbst - wir sind nicht vordergriindig scharf drauf, Ministerposten zu
besetzen oder uns von der CDU mit einem Teil ihrer Macht versorgen zu lassen. Wir lassen das
Allgemeinwohl aber auch nicht von Konzernen oder méchtigen Institutionen definieren.

DIE LINKE ist die unabhédngige Kraft fir ein soziales, freiziigiges Sachsen! Weil wir realistisch
sind, versuchen wir den Politikwechsel nicht alleine, sondern wir sind bereit, mit anderen
gemeinsam zu handeln - auf der Ebene der Parteipolitik mit SPD und GRUNEN.

Wir maBen uns aber nicht an, andere zu ihrem Glick zwingen zu wollen - ob die
Verantwortlichen dieser Parteien den Mut zur Unabhangigkeit von der in Sachsen seit fast einem
Vierteljahrhundert herrschenden Partei haben, missen sie selbst entscheiden.

Auf uns konnen sich jedenfalls die Wahlerinnen und Wahler verlassen: Wir werden ausschlieBlich
Mehrheitsbeschaffer fir ein sozialeres Sachsen sein, aber nicht fir eine erschopfte CDU-
Dauerregierungspartei.

Wir wissen, dass die Uberwindung des ziigellosen Kapitalismus durch eine gerechtere und
solidarische Wirtschaftsform nicht mit ein paar Landtagsbeschlissen vollbracht werden kann.
Wir haben konkrete Angebote unterbreitet, wie wir solidarisches Arbeiten und Produzieren in
regionalen Wirtschaftsraumen in Sachsen starken koénnen.

Im Bundestagswahlkampf 2013 positionierte sich DIE LINKE in guter Tradition als Partei der
sozialen Frage. Unter dem Titel ,,100 % sozial“ haben wir Partei genommen flr soziale Sicherheit,
hier seien genannt: Mindestlohn, solidarische Mindestrente und Kindergrundsicherung sowie fur
soziale Gerechtigkeit. Dazu gehort unser Steuerkonzept, das auf Umverteilung von oben nach
unten ausgerichtet ist. Unsere Wahlerinnen und Wahler haben uns Glaubwirdigkeit bescheinigt
- und nun ist DIE LINKE erstmals in ihrer Geschichte Oppositionsfiihrerin im Deutschen
Bundestag.

84



3141
3142

3143
3144
3145
3146

3147
3148
3149
3150
3151
3152

3153
3154
3155
3156
3157
3158

3159
3160
3161
3162
3163
3164
3165

3166
3167

3168
3169
3170
3171
3172
3173

3174

3175
3176

3177

Das Soziale ist unser Markenzeichen und das gilt selbstverstandlich auch fir DIE LINKE.
Sachsen, Ubrigens ganz unabhéngig von Landtagswahlkéampfen.

Das Profil der LINKEN als Anwaltin der Menschen gegen soziale Ungerechtigkeit, als ,politische
Sozialversicherung® in den Parlamenten und als Motor eines politischen und gesellschaftlichen
Wechsels hin zu langfristiger sozialer Sicherheit - das ist das Verbindende aller unserer
Konzepte fir die verschiedenen Bereiche der Gesellschaft.

Soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit stehen im Mittelpunkt unserer Politik. Zu ihrem
Fundament gehdren die 6ffentliche Daseinsvorsorge insbesondere auf kommunaler Ebene, also
das offentliche Eigentum, dessen Erhalt und Ausbau sowie Aspekte der Weiterentwicklung der
Demokratie auf kommunaler und Landesebene. Nicht vergessen werden dirfen dabei unsere
bildungspolitischen Vorschldge, die allen Menschen von klein auf eine faire Chance geben
sollen.

Insbesondere unsere Angebote zur weiteren wirtschaftspolitischen und sozialpolitischen
Gestaltung des Freistaates Sachsen brechen mit der neoliberalen Politik des Niedriglohns und
ungesicherter Beschaftigungsverhaltnisse. DIE LINKE will eine zukunftsfahige wirtschaftliche
Entwicklung des Freistaats Sachsen, die auf Grundlage und zum Nutzen insbesondere der
Menschen stattfindet, die nicht als Kapitaleigner und groBe Vermdgende bisher hauptsachlich
am gesellschaftlichen Reichtum teilhaben.

Die Verbesserung der Lebensqualitat aller Birgerinnen und Blrger ruckt in das strategische
Zentrum der Landesentwicklung. Besser leben in Sachsen - das heiBt fir DIE LINKE. Sachsen:
Gelingende Selbstverwirklichung braucht soziale Bedingungen. Aus linker Perspektive kann eine
Gesellschaft namlich nur dann gerecht genannt werden, wenn im Prinzip alle ihre Mitglieder die
gleichen Mdglichkeiten haben, sich fir gesellschaftlich mdgliche Optionen zu entscheiden - also
die gleichen Rechte, Freiheiten und Chancen, ein selbstbestimmtes Leben zu fiihren. Das
verlangt den Abbau struktureller Ungleichheiten und struktureller Benachteiligung.

Wir sind Uberzeugt, dass fur ein besseres Leben in Sachsen fir viel mehr Menschen als bisher,
noch viel, sehr viel getan werden muss. Wir sind bereit dafir.

Wir wissen, dass viele Menschen, dass Gefiihl haben: Es muss sich mal was andern, wir wollen
doch keine neue Monarchie in Sachsen. Zu einer funktionierenden Demokratie, gehort das
Wechselspiel zwischen Opposition und Regierung. Opposition haben wir gelernt, das war
angesichts unserer Geschichte und der Verantwortung, die wir hatten, notwendig und richtig.
Wir haben daraus Schlussfolgerungen gezogen, Sie konnten gerade unsere Vorstellungen von
einem anderen, einem sozial gerechteren Sachsen lesen.

Wir laden Sie ein, mit uns Verantwortung in diesem Land zu ibernehmen.

Machen Sie mit, denn nur durch ihr Mittun schaffen wir aus den ,bliihenden Landschaften® ein
Zuhause fiir alle, die hier leben, zu machen.

Ihre Partei DIE LINKE. Sachsen

85



	DIE LINKE. Sachsen
	Landesvorstand
	B 4 – 117 – 1
	Zweiter Entwurf des Landtagswahlprogrammes 2014 der LINKEN Sachsen
	Beschluss des Landesvorstandes vom 7. Februar 2014
	Abstimmungsergebnis:
	Bei 3 Enthaltungen mehrheitlich beschlossen.
	B_4_117_1_Zweiter_Entwurf_Landtagswahlprogramm_NEU.pdf
	Präambel
	1. Wirtschaft und Arbeit
	1.1. Wirtschaft und Arbeit in Sachsen
	1.2. Zwischen Wachstum und Stagnation: Gespaltenes Sachsen
	1.3. Wohin wir mit unseren wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitischen Vorstellungen in Sachsen wollen
	1.4. Forschung und Entwicklung stärken
	1.5. Kleine/Mittelständische Unternehmen unterstützen, Regionalentwicklung fördern
	1.6. Wirtschaftliche Situation von Künstlerinnen und Künstlern verbessern
	1.7. Mobilität und Transport sozial und umweltverträglich ausbauen
	1.8. Wirtschaftsförderung umgestalten
	1.9. Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik wieder gestalten
	1.10. Öffentliche Unternehmen stärken – Privatisierung zurückdrängen
	1.11. Moderner Öffentlicher Dienst und eine transparente Verwaltung  für Sachsen
	Folgende Maßnahmen werden wir umsetzen:

	2. Sozial gerecht und sicher leben
	2.1. Sachsen – kein Musterland sozialer Sicherheit
	2.2. Soziale Sicherheit im Mittelpunkt linker Politik
	2.3. Unsere Vorschläge für ein soziales Sachsen
	2.3.1. Guter Wohnraum für alle
	2.3.2. Gesundheitliche Versorgung als Menschenrecht
	2.3.3. Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit
	2.3.4. Neuausrichtung der Familienpolitik
	2.3.5. Perspektiven für Kinder und Jugendliche
	2.3.6. Kinder- und Jugendpolitik deutlich stärken
	2.3.7. Würdevolles Leben für ältere Menschen
	2.3.8. Behindertenpolitik ist Menschenrechtspolitik
	2.3.9. Vielfalt statt Diskriminierungen

	Folgende Maßnahmen werden wir umsetzen:

	3. Bildung für alle
	3.1. Bildung ist keine Ware, sondern Persönlichkeitsentwicklung
	3.2. Teilhabe an Bildung von Anfang an – Die Kita als Bildung, Erziehung und Betreuung
	3.3. Längeres gemeinsames Lernen
	3.4. Schulische Bildung verbessern
	3.4.1. Wohnortnahe Gemeinschaftsschulen einrichten
	3.4.2. Sorbische Schulen
	3.4.3. Kostenfreiheit für Schüler- und Schülerinnenbeförderung und Lernmittel

	3.5. Berufliche Bildung für alle und vor Ort
	3.6. Lebenslanges Lernen unterstützen
	3.7. Ausbildung von Pädagoginnen und Pädagogen modernisieren
	3.8. Hochschulpolitik
	3.8.1. Für eine freie, vielfältige und demokratische Wissenschaftslandschaft
	3.8.2. Bedarfsgerechte Hochschulfinanzierung
	3.8.3. Innovative Forschung im Einklang mit attraktiven Lehr- und Studienbedingungen

	3.9. Sport verbindet: Breiten- und Leistungssport unterstützen: Sportliche Betätigung allen ermöglichen
	Folgende Maßnahmen werden wir umsetzen:

	4. Kultur
	4.1. Kultur in Sachsen
	4.2. Kulturförderung
	4.3. Kulturelle Vielfalt und Kulturentwicklungsplanung
	4.4. Kultur & Medien – Medienpolitik
	4.5. Industriekultur und Denkmalpflege
	4.6. Sorbische Kultur
	Folgende Maßnahmen werden wir umsetzen:

	5. Den demokratischen Rechtsstaat stärken – Rechte der Bürgerinnen und Bürger schützen
	5.1. Rechtsstaat stärken
	5.2. Demokratisierung der Demokratie - mehr direktdemokratische Teilhabe der  Bürgerinnen und Bürger
	5.3. Demokratie und Kommunalpolitik stärken
	5.3.1. Kommunale Selbstverwaltung gestalten
	5.3.2. Aktive Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung ermöglichen
	5.3.3. Kommunalabgaben begrenzen
	5.3.4. Kommunalrecht bürgerfreundlich gestalten

	5.4. Für eine unabhängige und demokratisch verfasste Justiz in Sachsen
	5.5. Öffentliche Sicherheit und Schutz der Bürgerinnen- und Bürgerrechte
	5.6. Polizei vor Ort statt Videoüberwachung öffentlicher Räume
	5.7. Entkriminalisierung des Drogenkonsums – Prävention und Aufklärung statt Strafe und Repression
	5.8. Gleichstellungspolitik – Herausforderung auf allen Ebenen
	5.9.  Die gemeinnützigen Funktion des Kleingartenwesens stärken
	5.10 Feuerwehr geht uns alle an
	Folgende Maßnahmen werden wir umsetzen:

	6. Sachsen in Europa – ein weltoffenes Sachsen
	6.1. Ein weltoffenes Sachsen
	6.2. Europäische Fördermittel sinnvoll, nachhaltig und unbürokratisch nutzen
	6.3. Für eine lebendige Grenzregion mit Polen und der Tschechischen Republik
	6.4. Menschenfeindliche Einstellungen gemeinsam zurückdrängen
	6.5. Migration und Flucht
	Folgende Maßnahmen setzen wir um:

	7. Umwelt und Energie
	7.1.  Energiezukunft und Rohstoffwirtschaft
	7.1.1. Hindernisse und Strukturen für eine echte Energiewende beseitigen - positive Effekte für das Gemeinwesen erreichen
	7.1.2. Stromsparen und Strompreise – Ungerechtigkeiten beenden
	7.1.3. Energiewende mit Teilhabe - vor Ort akzeptabel und erlebbar gestalten
	7.1.4. Öffentliche Stromlieferverträge: Stopp für Atomstrom, steigende Anteile an Erneuerbaren ermöglichen
	7.1.5. Energiewirtschaft neu denken: ökologisch vertretbar, zunehmend dezentral und mittelständisch geprägt
	7.1.6. Tragfähige Perspektiven für die Braunkohlereviere für die Menschen entwickeln

	7.2. Landwirtschaft
	7.2.1. Landwirtschaft muss attraktiver werden – regionale Stärkung erforderlich, Betriebe und VerbraucherInnen in Partnerschaft
	7.2.2. Ausgewogeneres Verhältnis zwischen biologischer und konventioneller Wirtschaftsweise herstellen - Ökolandbau stärken
	7.2.3. Vorausschauende landwirtschaftliche Investitionen und VerbraucherInneninformation verbessern
	7.2.4. Sachsen zur gentechnikfreien Region erklären
	7.2.5. Bodenfonds einrichten - Perspektiven sichern
	7.2.6. Boden schützen – flächengleiche Entsiegelung bei Bauvorhaben anstreben

	7.3. Naturschutz und Biodiversität, Umweltschutz und Umweltgerechtigkeit
	7.3.1. Umweltverwaltung Handlungsräume und –verantwortung wiedergeben
	7.3.2. Echte Kreislaufwirtschaft erreichen
	7.3.3. Hochwasserschutz: vernetzt denken
	7.3.4. Tierschutz verbessern

	Folgende Maßnahmen werden wir umsetzen:

	8. Visionär und bezahlbar – Solide Haushaltspolitik ist Voraussetzung für Gestaltungsfähigkeit
	8.1. Finanzpolitischer Rahmen
	8.2. Handlungsfähige Politik braucht ein stabiles finanzielles Fundament

	9. Schluss


